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Liebe Elternvertreterinnen und
Elternvertreter,

den besten Bildungserfolg fir
unsere Kinder und Jugendlichen
kénnen wir nur gemeinsam errei-
chen! Schule und Eltern missen
fur die Bildung und Erziehung
der Kinder und Jugendlichen
vertrauensvoll und gut zusam-
menarbeiten. Im Schulgesetz
wird diese Zusammenarbeit

als ,Erziehungsgemeinschaft”
beschrieben, ganz praktisch
kénnen wir sagen, dass Schul-
leitungen, Lehrkrafte und Eltern
»,gemeinsam an einem Strang
ziehen“ mussen.

Als gewahlte Elternvertretungen
nehmen Sie fir die erfolgreiche
Zusammenarbeit zwischen
Schule und Eltern eine beson-
dere Rolle ein. Sie vertreten als
Klassenelternvertretung, im
Elternbeirat, in der Schulkonfe-
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renz, im Gesamtelternbeirat oder
im Landeselternbeirat die Anlie-
gen und Interessen der Eltern
und bringen damit lhre Perspek-
tive in die Gestaltung von Schule
und Unterricht ein. Wir brauchen
diese Perspektive, um mdglichst
stark an unserem gemeinsamen
»Bildungs-Strang® ziehen zu
kénnen. Ich danke lhnen des-
wegen ganz herzlich, dass Sie
dieses Ehrenamt bernehmen.

Mit der vorliegenden Informa-
tionsbroschiire méchten wir Sie
bei Ihren Aufgaben unterstitzen.
Sie wird jahrlich aktualisiert und
den Elternvertretungen an den
offentlichen sowie den Schulen
in freier Tragerschaft zur Ver-
figung gestellt. Die Broschure
enthalt wichtige praktische Hin-
weise zur Arbeit als Elternver-
tretung sowie zentrale rechtliche
Grundlagen fur lhre Mitwirkung.

Unterstltzungsangebote fir lhre
Arbeit erhalten Sie auch bei der
Gemeinnitzigen Elternstiftung
Baden-Wirttemberg (www.
elternstiftung.de) sowie beim
Landesverband der Schul- und
Kitaférdervereine e.V. (www.
(sfv-bw.de). Die Elternstiftung
Baden-Wiuirttemberg bietet eine
Vielzahl an Informationsver-
anstaltungen und Seminaren fr
Elternvertretungen und Eltern
an. Der Landesverband der
Schul- und Kitaférdervereine e.V.

ALre
B Qutioppe

Theresa Schopper

begleitet die Arbeit der vielen
Schulfordervereine vor Ort. Sie
finden Informationen zu beiden
Organisationen in der vorliegen-
den Broschre.

Als Vertretung der Eltern auf
Landesebene nimmt der Landes-
elternbeirat (LEB) fiir uns am Kul-
tusministerium eine besondere
Rolle ein. Er vertritt die Interessen
und Anliegen der Eltern gegen-
Uber dem Kultusministerium und
ist fr mich und meine Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter ein wich-
tiges Beratungsgremium. Schon
jetzt weise ich auf die Wahlen
zum 21. LEB Anfang des Jahres
2026 hin. Eine rege Wahlbetei-
ligung und natirlich viele Kan-
didaturen sind mir ein wichtiges
Anliegen und wirden mich sehr
freuen. In dieser Ausgabe finden
Sie selbstverstandlich auch wei-
tere Informationen zum LEB.

Um sich aktuell und regelmaBig
zu informieren, verweise ich Sie
gerne auch auf unsere Web-
seite www.km-bw.de sowie auf
unsere Social-Media-Kanéle

bei Instagram (@kultusministe-
rium_bw), Mastodon (@KM_BW)
und Threema (www.km-bw.de/
threema).

Ich wiinsche Ihnen gutes
Gelingen fir Ihre Arbeit als
Elternvertretung im Schuljahr
2025/2026.

Ministerin fir Kultus, Jugend und Sport


https://km.baden-wuerttemberg.de/de/startseite
www.instagram.com/kultusministerium_bw
www.instagram.com/kultusministerium_bw
https://bawü.social/@KM_BW
https://km.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/social-media/threema
https://km.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/social-media/threema




Elternmitwirkung

Tipps zur Mitwirkung

Elternbegriff

Eltern sind in aller Regel die Personensorge-
berechtigten. Leben die Schiilerinnen und Schuler
bei Pflegeeltern oder nahen Angehdrigen, gelten
diese gemanR § 1 Elternbeiratsverordnung als Eltern,
andernfalls gabe es in solchen Fallen keine elter-
lichen Partner fur die Schulen. Neben dem Begriff
»Eltern” wird zum Beispiel bei Erziehungs- und
OrdnungsmafBnahmen (8 90 Schulgesetz fir Baden-
Wirttemberg [SchG]) das Wort ,,Erziehungs-
berechtigte” gebraucht. In diesen Situationen sind
die Personen gefordert, denen nach dem Familien-
recht das Personensorgerecht zusteht.

Volljahrigkeit von Schiilerinnen und Schiilern

Auch wenn Schilerinnen und Schiiler volljahrig
geworden sind, bleibt das kollektive Mitwirkungs-
recht ihrer Eltern erhalten (8 55 Abs. 3 SchG).

Einzelfélle

Angelegenheiten einzelner Schilerinnen und
Schiler kdnnen die Elternvertretungen nur mit
Zustimmung der jeweiligen Eltern behandeln

(8 55 Abs. 4 Sch@). Falls durch die Probleme ein-
zelner Schilerinnen und Schiler Veranderungen im
menschlichen Umgang in der Klasse oder in Schul-
gemeinschaften auftreten, ist es auBerdem mog-
lich, die Situation in Elternvertretungen anonym
zur Sprache zu bringen.

Elternkasse

Der Elternbeirat kann in den Schulen fiir seine
Zwecke Sammlungen durchfiihren. Daneben
kénnen Einnahmen aus den Erlésen von Schul-
festen aufgenommen werden. Die geordnete
Kassenflhrung sollte aber in der Geschaftsord-
nung abgesichert werden (8 28 Satz 2 Nr. 9 Eltern-
beiratsverordnung).

Kosten

Die notwendigen Kosten des Elternbeirates (vor
allem fiir Porto und Papier) gehéren zu den sach-
lichen Schulkosten, fur die der Schultrager auf-
kommt.

Post

Die Schulleitung ist verpflichtet, Post an Eltern-
vertreterinnen und Elternvertreter weiterzuleiten.
Allerdings kann dies nicht fur Drucksachen, Post-
wurfsendungen, Reklame und Ahnliches gelten.
Zweifelsfalle sollten vor Ort besprochen werden.
Die Post der Elternvertreterinnen und Elternvertre-
ter an die Eltern wird entweder per E-Mail (soweit
dies datenschutzrechtlich zuléssig ist) versandt
oder den Schilerinnen und Schilern mitgegeben.

Einwilligungserklarungen zur Weitergabe der
Kontaktdaten

Die Schulleitungen haben Einwilligungserklarun-
gen zur Weitergabe der Kontaktdaten der Erzie-
hungsberechtigten der Schilerinnen und Schiiler
an die gewahlten Elternvertretungen einer Klasse
vorliegen.

Als amtierende Elternvertretung haben Sie bei
vorliegender Unterschrift so die Moglichkeit, Gber
die Telefonnummer und/oder die E-Mail-Adresse
Kontakt mit den Eltern einer Klasse aufzunehmen.
Somit kdnnen Sie leichter Informationen weiter-
geben und Ihre Aufgaben wahrnehmen. Ohne
Einwilligung darf die Ubermittlung von Namen und
Anschrift der einzelnen Erziehungsberechtigten-
vertreterinnen und Erziehungsberechtigtenver-
treter an die Elternvertretungen im Sinne der

§§ 57-60 SchG erfolgen. Fir die Verarbeitung
sonstiger personenbezogener Daten sind Einwil-
ligungen erforderlich (Ziffer 2.3.1.3. VwV lber den
Datenschutz an éffentlichen Schulen).

Elternvertretungen sind selbst datenschutzrecht-
lich verantwortliche Stellen.



A\

Rechtliche Fragen

Die Aufgaben und Rechte der gewahlten Eltern-
vertretungen ergeben sich aus dem Schulgesetz
und der Elternbeiratsverordnung. Bei rechtlichen
Fragen, die sich auf die Wahrnehmung dieser Auf-
gaben und der Rolle an sich beziehen und sich
nicht vor Ort klaren lassen, kénnen sich gewahlte
Elternvertretungen an das jeweils zustandige
Regierungsprasidium wenden und um juristischen
Rat bitten. Bei Fragen zur inhaltlichen Arbeit (z.B.
Konfliktfalle) steht im Sinne der Zusammenarbeit
von Schule und Elternvertretung die Klérung vor
Ort an den Schulen im Vordergrund.

Schulaufsicht

Suchen Sie bei eventuellen Unstimmigkeiten das
Gesprach mit den Fachlehrkraften, der Klassen-
lehrerin bzw. dem Klassenlehrer oder der Schul-
leitung.

Darlber hinaus sind fir Grund-, Werkreal-/Haupt-,
Real-, Gemeinschaftsschulen und sonderpadago-
gische Bildungs- und Beratungszentren die Staat-
lichen Schulédmter, fir Gymnasien und berufliche
Schulen die Regierungsprasidien zustandig (siehe
Seite 74 ff).

Schulverbund

Der Verbund von Schularten (§ 16 SchG) ist recht-
lich eine Schule mit nur einem Elternbeirat. Die
Geschéftsordnung des Elternbeirates kann aber
schulartbezogene Ausschiisse vorsehen oder die
fUr die Beschlussfahigkeit erforderliche Zahl an-
wesender Mitglieder bei Tagesordnungspunkten
(ausschlieBlich eine Schulart betreffend) herab-
setzen.

Versicherungsschutz

Als Elternvertretung lGben Sie ein 6ffentliches
Ehrenamt aus. Hierbei sind Sie nach dem Sozial-
gesetzbuch gesetzlich unfallversichert, ebenso wie
die Eltern, die von der Schule zur Unterstltzung
einer Diensthandlung herangezogen werden. Dies
betrifft Falle, in denen Eltern bei der Aufsicht helfen,
zum Beispiel beim Schwimmen oder im Schul-
landheim, oder in denen Eltern auf Bitten von
Schulleitung und Schultrédgern Arbeiten im Klassen-
zimmer ihrer Kinder vornehmen.



Klassenpflegschaft/

Elternabend

Tipps zur Vorbereitung

Die Klassenpflegschaftssitzung ist das Herzstlick
der Elternbeteiligung an der Schule. Auch alle
Mitglieder der Elternbeirate bis hinauf zum Landes-
elternbeirat haben irgendwann einmal ihre ,zweite
Schullaufbahn® bei einer Klassenpflegschafts-
sitzung im Klassenzimmer ihres Kindes begonnen.
Im nachfolgenden Text sind die wichtigsten Regeln
fur die Elternmitwirkung auf Klassenebene und die
Wahl der Klassenelternvertreterinnen und Klassen-
elternvertreter zusammengefasst.

Spatestens sechs Wochen nach Unterrichtsbeginn
trifft sich die Klassenpflegschaft, die aus den Eltern
und den Lehrkraften der Klasse besteht, zur ersten
Sitzung. Elternvertreterinnen und Elternvertreter
sowie die Klassenlehrkraft sollten gemeinsam

den Termin und die Tagesordnung festlegen. Bei
der Klassenpflegschaftssitzung werden Themen
besprochen, die die ganze Klasse berihren, um
nach § 56 SchG die engen Verbindungen zwischen
Eltern und Schule zu pflegen. Neben dem Aus-
tausch von Eltern und Lehrkraften ist die Wahl der
Klassenelternvertreterin oder des Klasseneltern-
vertreters und deren Stellvertretung ein wichtiger
Punkt (8 57 Abs. 3 SchG und 88§ 14 ff. Elternbeirats-
verordnung). Beachten Sie, dass in der Regel nur
die Eltern wahlberechtigt sind, die das Sorgerecht
haben (vgl. Seite 5 ,,Elternbegriff).

Bestimmungen zur Wahl

Gewahlt wird in offener Abstimmung durch Hand-
zeichen. Es genlgt jedoch der Wunsch eines
Elternteils, um die Wahl geheim erfolgen zu lassen
(8 18 Elternbeiratsverordnung). Jede anwesende
Mutter und jeder anwesende Vater hat je eine
Stimme - gleichgultig, wie viele ihrer Kinder diese
Klasse besuchen. Nicht anwesende Eltern kdnnen
ihr Stimmrecht nicht Gbertragen. Gewahlt ist, wer
die meisten Stimmen erreicht — es geniigt also

die einfache Mehrheit. Bei Stimmengleichheit

entscheidet das Los. Allerdings kann der Eltern-
beirat dies durch Wahlordnung anders regeln (§ 20
Elternbeiratsverordnung).

Aufgaben

Sie werden als Klassenelternvertretung mit lhrer
Stellvertreterin oder Ihrem Stellvertreter bis zum
Ende des laufenden Schuljahres gewahlt, falls nicht
durch Wahlordnung die Amtszeit um ein oder zwei
Schuljahre verlangert wurde, und kénnen in nicht
mehr als einer Klasse derselben Schule Mitglied der
Elternvertretung sein. Eine Wiederwahl ist moglich.

Als Klassenelternvertreterin oder Klassenelternver-
treter und Stellvertreterin oder Stellvertreter arbei-
ten Sie im Team. Sie sind beide Mitglied im Eltern-
beirat der Schule. Als Klassenelternvertreterin oder
Klassenelternvertreter sind Sie Vorsitzende oder
Vorsitzender der Klassenpflegschaft und berufen
die Klassenpflegschaft nach § 8 Abs. 2 Elternbei-
ratsverordnung ein, wenn es der Férderung der
Erziehungsarbeit in der Klasse dienlich erscheint,
mindestens jedoch einmal im Schulhalbjahr. Eine
Sitzung der Klassenpflegschaft ist auBerdem inner-
halb von zwei Wochen einzuberufen, wenn ein Vier-
tel der Eltern, die Klassenlehrerin oder der Klassen-
lehrer, die Schulleiterin oder der Schulleiter sowie
die Elternbeiratsvorsitzenden darum nachsuchen.
Der Klassenelternvertreter oder die Klasseneltern-
vertreterin leitet die Klassenpflegschaftssitzung.
Ist er oder sie verhindert, bernimmt dies die
Klassenlehrkraft.

Stimmen Sie sich gemeinsam mit der Klassenlehrerin
als stellvertretender Vorsitzenden oder dem Klas-
senlehrer als stellvertretendem Vorsitzenden der
Klassenpflegschaft im Vorfeld ab, auch dann, wenn
Sie bei geeigneten Tagesordnungspunkten auch die
Schilervertretung teilnehmen lassen méchten.



Bei Problemen einzelner Kinder ist ein persénliches
Gesprach zwischen den betroffenen Eltern und der
Lehrerin oder dem Lehrer angeraten. Einzelfalle
dirfen im Rahmen der Klassenpflegschaft nicht
erdrtert werden. Gestalten Sie die Klassenpfleg-
schaftssitzung so, dass sich alle Anwesenden aktiv
beteiligen und miteinander ins Gesprach kommen.
Einige Tipps zur kommunikativen Gestaltung finden
Sie auf Seite 11f.

Inhalte kdnnen die in § 56 SchG aufgezahlten
Themen sein. Sie kdnnen auch weitere Themen
wahlen. Fir die Eltern einer Klasse ist es auch von
Belang, mit welchen Themen sich die Schulgemein-
schaft im Elternbeirat auseinandersetzt. Damit der
Informationsfluss gegeben ist, sollte die Eltern-
vertretung dazu aus dem Elternbeirat der Schule
berichten.

Mdgliche Themen

Entwicklungs- und Leistungsstand der Klasse,
Fragen der Disziplin, Verfahren und MaRstébe
der Leistungsbeurteilung (Notenbildung),
Klassenarbeiten, Lehr- und Lernmethoden;
FérdermaBnahmen im Klassenverband und in
Forderkursen;

Stundenplan, Nachmittagsunterricht, Arbeits-
gemeinschaften, Kurse, soziales Lernen;
Hausaufgaben, Prifungs- und Versetzungs-
regelungen, Lernmittel (zum Beispiel Schul-
biicher, Taschenrechner);

Schiilerbeférderung (Schulbusprobleme), Schul-
landheimaufenthalte, Ausflige, Wanderungen;
MaBnahmen der beruflichen Orientierung und
Praxiserfahrungen;

Forderung der Schilermitverantwortung der
Klasse;

Familien- und Geschlechtserziehung in der
Schule;

Beschliusse der Klassenkonferenz, der Schul-
konferenz, des Elternbeirats und des Schilerrats;
Sucht-/Gewaltpravention;

Medienerziehung.

Ebenso eignen sich folgende Fragestellungen:

Welche Mdéglichkeiten bieten der Hauptschul-
abschluss, der Werkrealschulabschluss, der
Realschulabschluss oder das Abitur fir den
weiteren Bildungsweg meines Kindes?

Wie gestaltet die Schule die berufliche Orientierung
und wie kénnen sich Eltern sinnvoll einbringen?
Was bedeuten der Wahlpflichtunterricht und die
Arbeitsgemeinschaften fir die Arbeit in der Real-
schule?



Welche Kriterien sind bei der individuellen
Gestaltung der Kursstufe in der gymnasialen
Oberstufe zu beachten?

Welche Méglichkeiten gibt es, wenn mein Kind
besonders begabt ist?

Wo bekomme ich Hilfe, wenn mein Kind das
Klassenziel nicht erreicht hat?

Welche MaBnahmen fiihrt die Schule im Bereich
der Pravention durch?

Wie werden in unserer Schule Schiilerinnen und
Schuler mit Fluchterfahrung unterrichtet?
Welche weiterfihrenden Bildungsabschlisse
kénnen im beruflichen Schulwesen vermittelt
werden?

Was und wie lernen die Kinder im Unterricht der
Klasse?

Praktische Ratschlage zur
Klassenpflegschaftssitzung/
fir den Elternabend

Erster Schritt: Vorbereitung

Eine rechtzeitige und gute Vorbereitung ist mindes-
tens der halbe Erfolg fir die Klassenpflegschafts-
sitzung. In einer Vorbesprechung zur Klassenpfleg-
schaftssitzung mit der Klassenlehrerin oder dem
Klassenlehrer kdnnen Sie die Themen gemeinsam
zusammenstellen. Thematisch vorbereitete Lehr-
krafte kbnnen den Eltern bei einer Klassenpfleg-
schaftssitzung sehr viel besser Rede und Antwort
stehen. Mdgliche Themen sind auf Seite 8 aufge-
fahrt.

Gemeinsam mit der Klassenlehrkraft legen Sie die
Tagesordnung und den Termin fest. Uberlegen

Sie gemeinsam, mit welchen kommunikativen
Methoden die Eltern einbezogen werden kénnen.
Oft eignen sich hier Methoden, mit denen auch die
Kinder im Unterricht lernen. So erfahren die Eltern
der Klasse gleichzeitig etwas Uber den Schulalltag
ihrer Kinder.

§ 8 Elternbeiratsverordnung schreibt vor, dass alle
Beteiligten wenigstens eine Woche vor der Sitzung
die Einladung erhalten sollen. Die Wahl- und
Geschéftsordnung des Elternbeirats kann auch
eine langere Einladungsfrist festlegen. Berlck-
sichtigen Sie bei der Terminsuche beispielsweise
auch regionale oder Uberregionale Abendver-

anstaltungen: Die Ubertragung eines attraktiven

FuBballspiels oder eine wichtige Besprechung im
Verein hélt viele Eltern vom Besuch der Klassen-
pflegschaft ab.

Neben der Klassenlehrerin oder dem Klassenlehrer,
die oder der immer bei der Klassenpflegschafts-
sitzung anwesend ist, werden auch die Fachlehr-
kréfte eingeladen. Sie missen teilnehmen, sofern
das nach der Tagesordnung erforderlich ist (§ 8
Abs. 4 Elternbeiratsverordnung). Die Schulleiterin
oder der Schulleiter sowie die oder der Elternbei-
ratsvorsitzende sind berechtigt, an der Klassen-
pflegschaftssitzung teilzunehmen. Sie sind hierzu
einzuladen (§ 6 Abs. 2 Elternbeiratsverordnung).

Wenn die Themen, der Termin und der Ort der Sit-
zung feststehen, muss eine Einladung mit folgen-
den Punkten an alle betreffenden Eltern, Lehrkrafte
sowie an die Schulleitung und die Elternbeirats-
vorsitzende bzw. den Elternbeiratsvorsitzenden
geschrieben werden:

Wann findet die Veranstaltung statt (Tag,

Uhrzeit, Dauer)?

Wo wird getagt?

Was soll besprochen werden?

Die Einladung kdnnen Sie der Schule geben, die sie
vervielfaltigt und an alle Empfangerinnen und
Empfanger weiterleitet. Unter bestimmten Voraus-
setzungen ist die Durchfihrung von Sitzungen und
erforderlichen Abstimmungen in digitaler und hyb-
rider Form zulédssig. Das Nahere ergibt sich aus § 4a
Elternbeiratsverordnung. Ein Beispiel fir eine Ein-
ladung finden Sie auf Seite 10.




Absender:

M. Muster
Musterstr. 136

[...] Musterhausen
Telefon: [...]
E-Mail: [...]

An alle Eltern, Lehrerinnen und Lehrer
der Klasse 6 a”
Musterhausen, den 19. September 2025

Liebe Eltern, liebe Lehrerinnen und Lehrer der 6 a,
zur ndchsten Sitzung der Klassenpflegschaft laden wir Sie herzlich ein,

am Donnerstag, 9. Oktober 2025,19 Uhr
in das Klassenzimmer/in den Raum [...] zu kommen.

Es ist folgende Tagesordnung vorgesehen:
1. BegrtBung und Austausch
Bericht der Klassenlehrkraft Gber den aktuellen Stand der Klasse
Wahl der Klassenelternvertreterinnen und Klassenelternvertreter
Geplanter Schullandheimaufenthalt
Lernmittel
Bericht aus dem Elternbeirat
Termine und Kurzinfos

No o~ N

Die Eltern freuen sich, wenn moglichst viele Lehrerinnen und Lehrer teilnehmen.
Die Englischlehrerin, Frau Maier, berichtet zu Punkt 5 der Tagesordnung.

Unsere Sitzung dauert voraussichtlich bis 21 Uhr. AnschlieBend wollen wir uns noch im Café
,Kanne“ zum ersten Elternstammtisch treffen.

Mit freundlichen GriiBen

M. Muster
Elternvertreter/in Klassenlehrer/in

Name der Schiilerin/des Schiulers:

An der nachsten Sitzung der Klassenpflegschaft am Donnerstag, 9. Oktober 2025
D nehme ich teil. D kann ich nicht teilnehmen.

Folgendes Thema ist mir noch wichtig:

Unterschrift der/des Erziehungsberechtigten:

* Mehrfertigung an Schulleitung, Vorsitzende oder Vorsitzenden des Elternbeirats, gegebenenfalls an
Klassensprecherin oder Klassensprecher. An Berufsschulen, Berufskollegs in Teilzeitunterricht und in
entsprechenden sonderpéddagogischen Bildungs- und Beratungszentren die Sonderregelungen fiir Berufs-
schulen berticksichtigen.



Damit alle Teilnehmenden sich willkommen fuhlen
und gut miteinander ins Gesprach kommen kon-
nen, sollten Sie sich gemeinsam mit der Lehrkraft
im Vorfeld Gberlegen, wie ein angenehmer Rahmen
gestaltet werden kann. So empfiehlt es sich, eine
Sitzordnung zu wéhlen, bei der sich alle Anwesen-
den anschauen kénnen (zum Beispiel Stuhlkreis,
Tischviereck). Dartiber hinaus sind Namensschilder
(entweder als Aufsteller oder als Etikett zum
Ankleben) hilfreich. Dies hilft neu hinzukommen-
den Eltern, aber auch den (Fach-)Lehrkréaften, die
gegebenenfalls nicht alle Eltern mit Namen ken-
nen. Auch ein Getrénk oder kleine Energiespender
helfen, eine angenehme Gesprachsatmosphéare
herzustellen.

Sie finden hier noch einmal alle Punkte, die fur die
Vorbereitung einer Klassenpflegschaft wichtig sein
kdénnen:

Kontrollliste

1. Tagesordnung festlegen
Sind Wahlen erforderlich?
Gibt es ein Schwerpunktthema?
Welche Themen haben Eltern und Lehrkrafte
vorgeschlagen?
Was hat sich seit der letzten Sitzung an der
Schule und in der Klasse ereignet?
Wie bringen wir die Teilnehmenden miteinander
ins Gesprach?

2. Termin festlegen
Erreicht die Einladung die Empféangerinnen und
Empfanger wenigstens eine Woche vor dem
Termin? Nach §9 Elternbeiratsverordnung kann
die Schulkonferenz eine Geschéftsordnung fur
die Klassenpflegschaften erlassen und dort auch
Bestimmungen zur Form und Frist der Einladung
vorsehen. Digitale Sitzungen sind nach § 4a
Elternbeiratsverordnung unter bestimmten
Voraussetzungen maéglich.
Kénnen alle Beteiligten kommen (Stellvertrete-
rinnen und Stellvertreter, Lehrkraft fragen)?
Ist ein Raum frei (Klassenlehrerin oder Klassen-
lehrer, Hausmeisterin oder Hausmeister fragen;
gegebenenfalls Nebenraum eines Cafés oder
einer Gaststétte belegen)?

1
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Ist der Termin giinstig (zum Beispiel Anreisezeit
flr auswartige Eltern, Fahrzeiten 6ffentlicher
Verkehrsmittel, Veranstaltungen berlcksichti-
gen)?

. Einladungsschreiben herausgeben

Alle Beteiligten und Berechtigten einladen
(Eltern, Lehrkrafte, Schulleitung, Elternbeirats-
vorsitzende oder Elternbeiratsvorsitzenden

und eventuell Klassensprecherin oder Klassen-
sprecher [§56 Abs. 3 SchG]). An Berufsschulen,
Berufskollegs in Teilzeitunterricht und entspre-
chenden sonderpddagogischen Bildungs- und
Beratungszentren § 59 SchG berlcksichtigen.
Allen Betroffenen Bescheid geben (zum Besipiel
Hausmeisterin oder Hausmeister mitteilen, in
welchem Zeitraum das Zimmer benétigt wird).

. Weitere Vorbereitungen

Muss ich mich zu einem Thema noch genauer
informieren (Betroffene befragen, Vorschriften
einsehen)?

Sind Unterlagen notwendig (Liste zum Eintragen
von Elternadressen vorbereiten)?

Werden technische Gerate, wie z.B. Notebook
oder Beamer bendtigt?

Mit wem kann ich zusammenarbeiten?

Wer hilft bei der Vorbereitung des Raumes, beim
Aufrdumen am Ende der Veranstaltung?

Was muss ich zur Sitzung mitnehmen (Papier
fir Wahlen sowie Namensschilder, Informations-
material, Kreide)?

gegebenenfalls Bewirtung

Zweiter Schritt: Verlauf der
Klassenpflegschaftssitzung

Sie als Klassenelternvertreterin oder Klasseneltern-
vertreter sind gleichzeitig Vorsitzende oder Vor-
sitzender und leiten die Sitzung. Stellvertretende
Vorsitzende oder stellvertretender Vorsitzender

ist die Klassenlehrkraft, die bei Verhinderung der
Klassenelternvertreterin oder des Klasseneltern-
vertreters die Sitzung leitet.

Die Leitung ist gar nicht so schwierig, wenn Sie ein
paar Regeln beachten:

1. An der Diskussion sollten sich méglichst viele
beteiligen
Es empfiehlt sich in der Regel, dass Sie in das
jeweilige Thema kurz einfiihren. Dann kann dartber
eine freie und offene Diskussion stattfinden, an der
sich moglichst viele Eltern beteiligen sollten. Wenn
einige wenige sich sehr stark beteiligen, so sollten
Sie auch die tbrigen Eltern bitten, ihre Meinung zu
sagen. Auch ein Austausch in Kleingruppen kann
sinnvoll sein.

2. Die Diskussion muss sachlich bleiben

Ihre Aufgabe ist es, neutral zu sein. Verzichten Sie
deshalb darauf, Diskussionsbeitrdge zu loben oder
zu tadeln. Achten Sie darauf, dass niemand einen
anderen personlich angreift oder beleidigt. In
diesem Fall mussten Sie sofort eingreifen.

3. Bei der Diskussion muss ein ,roter Faden”
erkennbar sein
Fassen Sie ab und zu den Stand der Diskussion
zusammen. Scheuen Sie sich auch nicht, bei einem
komplizierten Sachverhalt einzelne Punkte an die
Tafel zu schreiben. Versuchen Sie ein Thema stets
durch eine Zusammenfassung abzuschlieBen.
Sollte ein Diskussionsbeitrag nicht zum Thema
passen, bitten Sie darum, den Beitrag an geeigne-
ter Stelle vorzutragen. Gibt es keinen passenden
Tagesordnungspunkt kénnen Sie das Thema in den
Themenspeicher flr eine weitere Sitzung aufneh-
men. Ergibt sich nach einer Diskussion in einer
wichtigen Frage kein einheitliches Meinungsbild, so
empfiehlt es sich, eine Abstimmung herbeizufih-
ren. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, wenn
unter den Eltern strittig ist, ob eine Studienfahrt
nach Prag oder Minchen fihren soll.



Vor einer Abstimmung missen die einzelnen
Standpunkte noch einmal deutlich herausgestellt
werden. Das Abstimmungsverfahren wurde bereits
auf Seite 7 bei der Wahl der Klassenelternvertrete-
rin oder des Klassenelternvertreters beschrieben
(siehe 88 7 und 9 Elternbeiratsverordnung).

4. Keine Diskussion iiber Einzelfélle

Die Klassenpflegschaft dient der Aussprache und
dem Austausch Uber die klasseninterne Lern-
situation. Aufgabe der Klassenpflegschaft ist es
grundsatzlich nicht, problematische Einzelfalle zu
behandeln. Hierzu sind vielmehr Elternsprechstun-
den und Elternsprechtage da. Allerdings kann sich
das Verhalten einzelner Schilerinnen und Schiler
auf die gesamte Lernsituation der Klasse auswir-
ken, sodass solche Einzelféalle auch in der Klassen-
pflegschaft zumindest mittelbar ohne Namensnen-
nung angesprochen werden kdnnen.

Dritter Schritt:
Nachbereitung

Notieren Sie sich unmittelbar nach der Klassen-
pflegschaftssitzung, was Ihnen bei der Veran-
staltung aufgefallen ist und was Sie das ndchste
Mal eventuell anders machen wollen. Das hilft bei
der Vorbereitung der ndchsten Sitzung. Welche
Themen sind vorgeschlagen worden? Missen
Beschliisse umgesetzt werden? Falls das der Fall
ist, sollten Sie méglichst friih die ersten Schritte
dazu in die Wege leiten.

Es ist nicht vorgeschrieben und nur an wenigen
Schulen Ublich, dass ein Protokoll Gber den Verlauf
der Sitzung angefertigt wird. Das Protokoll kann
knapp abgefasst sein, es sollte aber wenigstens
folgende Punkte enthalten: Datum und Uhrzeit der
Sitzung, die Tagesordnung und die Abstimmungs-
ergebnisse.

An manchen Schulen finden Nachbesprechun-
gen in einer Sitzung des Elternbeirates statt, bei
denen die Schulleitung anwesend ist. Aus diesen
Besprechungen kénnen sich Anregungen fir die
Schulleitung und fur die Arbeit aller Klassenpfleg-
schaftsvorsitzenden ergeben.

Die Gemeinniitzige Elternstiftung Baden-Wirttem-
berg bietet Schulungsangebote fiir Elternver-
treterinnen und Elternvertreter an, darunter zum
Beispiel: ,Elternvertretung — Rechte, Pflichten,
Zustandigkeiten“ oder ,,Leitung und Moderation
von Sitzungen®. Die Kurzschulung ,Elternvertre-
tung - so geht das!“ flir neu gewahlte Elternvertre-
tungen gibt einen ersten Einblick und kann kosten-
frei an lhrer Schule oder online stattfinden.

Weitere Informationen zur Gemeinnutzigen
Elternstiftung und ihren Angeboten fiir Eltern
sowie zur Anmeldung finden Sie unter
www.elternstiftung.de sowie auf Seite 66 in
dieser Broschiire.
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Mit Konflikten umgehen

Tipps fiir Elternvertreterinnen und Elternvertreter

Als Elternvertreterin oder Eltern-
vertreter werden Sie von den
Eltern Ihrer Klasse auch ange-
sprochen, wenn es um Meinungs-
verschiedenheiten oder Kon-
flikte geht. Dann mussen Sie
entscheiden, wie Sie mit dem
Konflikt umgehen. Eine grund-
satzliche Leitlinie fir Elternver-
tretungen lautet, ausgleichend
und vermittelnd zu handeln. Das
bedeutet fir die Elternvertre-
tung, dass sie zu einer Entschar-
fung des Konflikts und einer

einvernehmlichen Losung bei-
tragen sollte.

Allerdings sind Sie nicht fur jedes
Anliegen, das Eltern an Sie
herantragen, zustandig. Die
Ubersicht zeigt, wie Sie dies ent-
scheiden kénnen.

Wird ein Anliegen an Sie heran-
getragen, gilt es zunachst her-
auszufinden, um welches Thema
es geht. Das geht am besten
durch gutes Zuhoren und Nach-

Problem/Anfrage

> Um was geht es?

fragen, ohne das Geschehene zu
bewerten. Dann sollten Sie ent-
scheiden, ob bei dem Anliegen
lediglich das betreffende Kind
mit seinen Sorgeberechtigten
betroffen ist. Dies kann bei-
spielsweise der Fall sein, wenn
sich eine Mutter Uber die zu
schwierige Klassenarbeit und
die zu schlechte Note ihres
Kindes beschwert und Sie als
Elternvertretung bittet, sich bei
der Lehrkraft fur eine bessere
Note des Kindes einzusetzen.

?

individuelles Elternrecht

Wenn Auftrag

NICHT

der Eltern

I

kollektives Elternrecht

Aufgabe der Aufgabe der
Eltern- Eltern-
vertretung vertretung

deeskalieren,
Lésungen

zum Wohle
aller finden

Elternvertretung
entscheidet

14

Auftrag und
Rolle klaren



In diesem Fall ist das individuelle
Elternrecht betroffen und die
Elternvertretung ist zunéchst
einmal nicht zustandig. Sie kann
aber tatig werden, wenn die er-
ziehungsberechtigten Eltern sie
ausdrucklich um Unterstlitzung
bitten (einen Auftrag erteilen). In
diesem Fall kann die Elternver-
tretung entscheiden, ob sie die
Eltern unterstlitzen méchte oder
nicht. Wichtig ist zu wissen, dass
die Elternvertretung auch ableh-
nen darf. Mdchte die Elternver-
tretung die Eltern unterstitzen,
dann sollte sie vor dem ersten
Schritt mit den Eltern klaren,
welche Form der Unterstitzung
die Eltern méchten (z. B. das
Gesprach mit Lehrkraft und Mut-
ter gemeinsam fiihren) und wel-
che Rolle die Elternvertretung
dabei einnehmen soll (z. B. nur
unterstiitzend dabei sein oder
fuir das Elternteil sprechen).

Anders ist der Fall gelagert,
wenn viele Schiilerinnen und
Schuler oder die Klasse insge-
samt betroffen sind. Berichten
beispielsweise mehrere Eltern
einer Klasse Ihnen als Elternver-
tretung, dass die Schiilerinnen
und Schiiler jede Woche mehr
als zwei Stunden allein fir die
Bearbeitung der Hausaufgaben
in einem Nebenfach brauchen,
tritt ein anderer Fall ein. Dann
sollte die Elternvertretung im
Rahmen der kollektiven Eltern-
mitwirkung - es geht um viele
Schilerinnen und Schiler - in
ihrem Amt das Gesprach mit der
zustandigen Lehrkraft suchen.
Dieses Gesprach sollte immer
zunachst mit der betroffenen
Lehrkraft, in diesem Fall der
Lehrkraft des Nebenfaches,
gefuihrt werden. Sollte kein
zufriedenstellendes Ergebnis
erzielt werden, kann in einem
weiteren Schritt die Klassen-

lehrkraft, die Fach- bzw. Abtei-
lungsleitung und schlieBlich

die Schulleitung hinzugezogen
werden.

Dabei sollte die Elternvertretung
stets an einer Lésung zum Wohl
aller, auch der Lehrkraft, interes-
siert sein. Dies ist Voraussetzung
fir ein konstruktives Miteinander
und eine erfolgreiche Erziehungs-
und Bildungspartnerschaft.

Wenn Sie sich unsicher sind, wie
Sie vorgehen sollen, wenden

Sie sich an den Vorstand des
Elternbeirats der Schule. Diese
erfahrenen Personen wissen in
der Regel, ob es z. B. einen Kon-
fliktleitfaden an der Schule gibt
und geben gerne Hilfestellung
bei schwierigeren Fallen.

Hier noch einige Tipps fir die

Gesprachsfuhrung:
Vereinbaren Sie einen Termin
und fiihren Sie das Gesprach
in ungestorter Atmosphare.
Verwenden Sie Ich-Aussagen.
Beschreiben Sie Ihr Anliegen,
ohne zu werten, und machen
Sie deutlich, was Tatsachen
und was Vermutungen sind.
Hoéren Sie aufmerksam zu und
versuchen Sie, sich in lhren

Gesprachspartner hineinzu-
versetzen.

Sammeln Sie gemeinsam
Lésungsideen und suchen Sie
gemeinsam die Beste aus.
Fassen Sie am Ende das
Ergebnis noch einmal zusam-
men und vereinbaren gegebe-
nenfalls einen Folgetermin.

Weitere praktische Hilfe-
stellungen bietet das Semi-
nar ,,Kommunikation und
Umgang mit Konflikten®
der Gemeinniitzigen Eltern-
stiftung Baden-Wiirttem-
berg. Weitere Informationen
und Anmeldung unter
www.elternstiftung.de
sowie ab Seite 66 in dieser
Broschiire.
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In diesen Gremien konnen
Eltern vertreten sein

Klassenpflegschaft (§ 56 SchG)

Sie dient der Pflege enger Ver-
bindungen zwischen Eltern und
Schule und hat die Aufgabe, das
Zusammenwirken von Eltern und
Lehrkraften in der gemeinsamen
Verantwortung fir die Erziehung
der Jugend zu foérdern.

Elternbeirat (8§ 57 SchG)

Der Elternbeirat ist die Vetretung
der Eltern einer Schule.
Spéatestens neun Wochen nach
Beginn des Schuljahres muss
sich der Elternbeirat, das sind
die gewahlten Elternvertrete-
rinnen und Elternvertreter der
einzelnen Klassen und ihre Stell-
vertreterinnen und Stellvertreter,
konstituiert und aus seiner Mitte
eine Vorsitzende oder einen
Vorsitzenden und eine stellver-
tretende Vorsitzende oder einen
stellvertretenden Vorsitzenden
gewahlt haben (8§ 24 Abs. 3
Elternbeiratsverordnung).

Gesamtelternbeirat
(8 58 Abs.1SchG)

Gibt es im Verantwortungs-
bereich eines Schultrédgers -
Gemeinde oder Kreis — mehr als
eine Schule, bilden die Vorsit-
zenden und je eine Stellvertre-
terin oder ein Stellvertreter der
Elternbeiréte aller Schulen des
Schultragers den Gesamteltern-
beirat. An ihrer Stelle und auf
ihren Wunsch kann der Eltern-
beirat aus seiner Mitte andere

16

Vertreterinnen und Vertreter
entsenden.

Auch Elternvertreterinnen und
Elternvertreter von Privatschu-
len (sog. Ersatzschulen) kénnen
diesem Gremium als vollberech-
tigte Mitglieder beitreten (§ 31
Abs. 1 Elternbeiratsverordnung).

Uberértliche Arbeitskreise
(8 58 Abs. 2 SchG)

Das Kultusministerium, die Regie-
rungsprasidien und die Staat-
lichen Schuldmter beraten und
unterstitzen diese Arbeitskreise.
Die Uberortlichen Arbeitskreise
tauschen Erfahrungen und Mei-
nungen aus, flihren gemeinsam
Veranstaltungen durch und
erarbeiten Stellungnahmen.

Schulkonferenz (8 47 SchG)

Auch in der Schulkonferenz
sind Eltern vertreten (vgl. Seiten
38-40, 61).

Landeselternbeirat (LEB)
(8 60 SchG)

Der LEB ist die gewahlte Vertre-
tung der Eltern auf Landes-
ebene. Die Mitgliederibersicht
des LEB finden Sie auf Seite 71.

Aktuelle Informationen des
LEB erhalten sie unter
www.leb-bw.de und ab
Seite 69 in dieser Broschiire.

Landesschulbeirat (LSB)
(8 71 SchG)

Der LSB ist ein Forum aller am
Schulleben beteiligten Gruppen:
Das Kultusministerium beruft in
den LSB neben Eltern, Lehrkraf-
ten, Schilerinnen und Schilern
auch Vertreterinnen und Ver-
treter der kommunalen Landes-
verbande, der Hochschulen, der
Arbeitgeber und Gewerkschaf-
ten, der Kirchen und anerkann-
ten Religionsgemeinschaften
sowie Vertreterinnen und Vertre-
ter der fUr die Berufserziehung
der Schilerinnen und Schiiler
Mitverantwortlichen sowie wei-
tere Personen.
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Das Schulleben mitgestalten

Mit den bisher beschriebenen rechtlich geregelten
Mitwirkungsmaoglichkeiten sind die Chancen fir
die partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen
Eltern und Schule noch keineswegs erschopft.

Eine lebendige Schule entsteht nur dann, wenn
Eltern, Lehrkrafte und Schulleitungen gemeinsam
den Freiraum nutzen, der fir die Verwirklichung
von Interessen und Neigungen in der Schule vor-
handen ist. Die Eltern haben dabei vielfaltige M6g-
lichkeiten, am Schulleben mitzuwirken.

Einige Beispiele:
Herausgabe gemeinsamer Informationsbriefe
des Elternbeirates und der Schulleitung an die
Eltern;
Elternmitwirkung an Schulorchestern, Theatern,
Schulfesten sowie bei sportlichen Veranstaltun-
gen;
LArbeitskaffee” — zwanglose Besprechung
Uber wichtige, die Schule betreffende Fragen zwi-
schen Schulleitung, Elternvertretung und eventu-
ell Lehrkraften (zwei- bis dreimal pro Jahr);

Herausgabe einer ,Schulzeitung®;

Mitarbeit bei Projekttagen oder Veranstaltungen;
Eltern als Expertinnen und Experten im Unter-
richt (zum Beispiel Vorstellung ihrer Berufe);
Informationsveranstaltungen von Eltern fur
Eltern;

Diskussionskreise Uber Fragen der Erziehung;
gemeinsame Wanderungen, Organisation von
Spiel- und Grillnachmittagen;

Férderung von Schulpartnerschaften;
Zusammenarbeit von Schule und Verein;
Zusammenarbeit von Elternbeirdten von Grund-
schule und Kindergarten sowie von Grundschule
und weiterfiihrenden Schulen.

Schulfordervereine - eine starke Gemeinschaft!

Schulférdervereine verfolgen das Ziel, Schulen
aktiv zu unterstltzen und zu férdern — und das auf
vielfaltige Weise. Ihr Engagement tragt wesentlich
dazu bei, die Lern- und Lebensbedingungen an
Schulen zu verbessern.
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Unterstiitzung fiir Schiilerinnen und Schiiler

Ein zentrales Ziel von Schulférdervereinen ist es,
Schulerinnen und Schiuler direkt zu unterstutzen.
Sie stellen finanzielle Mittel fir Schulprojekte,
Lernmaterialien und zusatzliche Bildungsangebote
bereit. Dadurch erhalten alle Kinder — unabhangig
von ihrer sozialen oder wirtschaftlichen Herkunft -
die Chance auf gleichberechtigte Bildung.

Fordervereine ermdéglichen auBerdem die Teil-
nahme an Klassenfahrten, Schullandheimaufent-
halten oder besonderen Schulprojekten fur Kinder
aus finanziell benachteiligten Familien.

Engagement in der Ganztagsbetreuung und
Schulentwicklung

Viele Férdervereine Ubernehmen Verantwortung in
der Ganztagsbetreuung - entweder durch direkte
Betreuungsangebote oder durch die Ubernahme
der Funktion als Arbeitgeber. Auch bei der Schul-
entwicklung spielen sie eine aktive Rolle, insbe-
sondere bei Projekten, die vom Schultrdger nicht
finanziert werden kdnnen.

Sie betreiben zum Beispiel Mensen, organisieren
Sprachférderangebote oder schaffen Raume fir
interkulturelle Begegnung. Durch gezielte Projekte
leisten sie einen wertvollen Beitrag zur Integration
und zum sozialen Miteinander in der Schule.

Vielfaltige Angebote fiir den Schulalltag

Neben der materiellen Unterstiitzung engagie-

ren sich Schulférdervereine auch im kulturellen
Bereich. Sie organisieren oder unterstitzen Ver-
anstaltungen wie Theaterauffiihrungen, Lesungen,
Konzerte und Schulfeste. AuBerdem finanzieren sie
zusatzliche Lehr- und Lernmaterialien sowie Sport-
und Spielgerate fur den Schulhof.

Je nach Schulform und GroRe unterscheiden sich
die Projekte der Schulférdervereine. Eines haben
sie jedoch gemeinsam: Sie starken die Schulge-
meinschaft und verbessern die Rahmenbedingun-
gen flr erfolgreiches Lernen.

In der Regel sind Schulférdervereine als eingetra-
gene Vereine organisiert. lhr Engagement basiert
auf dem Einsatz freiwilliger Helferinnen und Helfer
- meist Eltern, Lehrkrafte oder Ehemalige.
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Unterstiitzung durch den LSFV BW

Wer einen Fdrderverein an seiner Schule griinden
mochte oder Unterstiitzung im Vereinsmanage-
ment sucht, kann sich an den Landesverband der
Schul- und Kitaférdervereine Baden-Wirttemberg
e. V. (LSFV BW) wenden. Der LSFV BW bietet:
Rechts- und Steuerberatung
Fortbildungsangebote
ein speziell zugeschnittenes Versicherungsan-
gebot
Vernetzung und Interessensvertretung

Weitere Informationen zum Angebot des LSFV
BW erhalten Sie unter www.lsfv-bw.de und in
dieser Broschiire ab Seite 67.

Verteilung der Kosten

Das o6ffentliche Schulwesen wird gemeinsam vom
Land Baden-Wirttemberg und von den kommuna-
len Schultragern - das sind die Gemeinden, Stadte
und Landkreise — getragen. Flir den pddagogischen
Bereich ist im Wesentlichen das Land zusténdig;
neben der Einstellung und Bezahlung von Lehr-
kraften werden aber auch Zuschusse fur den Bau
von Schulen und Sportstatten vergeben. Fir den
eigentlichen Schulbau, die Einrichtung mit Tischen
und Ahnlichem sowie fiir Lernmittel sind die kom-
munalen Schultrager verantwortlich. Ferner kom-
men diese fir die Kosten des laufenden Betriebs
der Schulen auf, wie zum Beispiel die Unterhaltung
der Schulgebaude, die Heizung, die Reinigung und
die Bezahlung der Gehalter fir das Schulsekreta-
riat und den Hausmeisterdienst.

Der Schultrager stellt die notwendigen Lernmittel
zur Verfuigung. Die Lernmittelfreiheit ist in § 94
Schulgesetz geregelt.

Ihm obliegt auBerdem mit den zugehdrigen Kreisen
die Organisation und Durchfiihrung der Schiiler-
beférderung. Hierbei ist es Aufgabe der Stadt- und
Landkreise, in entsprechenden Satzungen die
ndheren Einzelheiten, insbesondere die H6he und
das Verfahren der Erhebung eines Eigenanteils
oder der Gewahrung eines Zuschusses, zu regeln.
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Rechtliche Grundlagen

Aus Verfassung
und Schulgesetz

Gesetze und Verordnungen kénnen Verédnde-
rungen unterliegen. Die jeweils aktuelle
Fassung kénnen Sie unter www.landesrecht-
bw.de einsehen.

E Auszug aus dem Grundgesetz
Artikel 6

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen
Schutze der staatlichen Ordnung.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natiir-
liche Recht der Eltern und die zuvérderst ihnen
obliegende Pflicht. Uber ihre Betatigung wacht die
staatliche Gemeinschaft.

(8) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten
durfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von
der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungs-
berechtigten versagen oder wenn die Kinder aus
anderen Grinden zu verwahrlosen drohen.

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und
die Firsorge der Gemeinschaft.

(5) Den unehelichen Kindern sind durch die
Gesetzgebung die gleichen Bedingungen fir ihre
leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stel-
lung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehe-
lichen Kindern.

Artikel 7

(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Auf-
sicht des Staates.
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(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht,
Uber die Teilnahme des Kindes am Religionsunter-
richt zu bestimmen.

(8) Der Religionsunterricht ist in den 6ffentlichen
Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schu-
len ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staat-
lichen Aufsichtsrechts wird der Religionsunterricht
in Ubereinstimmung mit den Grundsé&tzen der
Religionsgemeinschaften erteilt. Kein Lehrer darf
gegen seinen Willen verpflichtet werden, Reli-
gionsunterricht zu erteilen.

(4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen
wird gewahrleistet. Private Schulen als Ersatz fur
offentliche Schulen bedurfen der Genehmigung
des Staates und unterstehen den Landesgesetzen.
Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten
Schulen in ihren Lernzielen und Einrichtungen
sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer
Lehrkréafte nicht hinter den 6ffentlichen Schulen
zurtickstehen und eine Sonderung der Schiler
nach den Besitzverhéltnissen der Eltern nicht
gefdrdert wird. Die Genehmigung ist zu versagen,
wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung
der Lehrkrafte nicht geniigend gesichert ist.

(5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen,
wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonderes
padagogisches Interesse anerkennt oder, auf
Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie als
Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis- oder Welt-
anschauungsschule errichtet werden soll und eine
offentliche Volksschule dieser Art in der Gemeinde
nicht besteht.

(8) Vorschulen bleiben aufgehoben.
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EJ Auszug aus der Verfassung des
Landes Baden-Wiirttemberg

Artikel 11

(1) Jeder junge Mensch hat ohne Riicksicht auf
Herkunft oder wirtschaftliche Lage das Recht auf
eine seiner Begabung entsprechende Erziehung
und Ausbildung.

Artikel 12

(1) Die Jugend ist in der Ehrfurcht vor Gott, im
Geiste der christlichen Nachstenliebe, zur Brlider-
lichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe, in
der Liebe zu Volk und Heimat, zu sittlicher und
politischer Verantwortlichkeit, zu beruflicher und
sozialer Bewdhrung und zu freiheitlicher demokra-
tischer Gesinnung zu erziehen.

(2) Verantwortliche Trager der Erziehung sind in
ihren Bereichen die Eltern, der Staat, die Religions-
gemeinschaften, die Gemeinden und die in ihren
Binden gegliederte Jugend.

Artikel 13

Kinder und Jugendliche sind gegen Ausbeutung,
Vernachlassigung und gegen sittliche, geistige,
korperliche und seelische Gefahrdung zu schiitzen.
Staat, Gemeinden und Gemeindeverbande schaf-
fen die erforderlichen Einrichtungen. Ihre Aufgaben
kénnen auch durch die freie Wohlfahrtspflege
wahrgenommen werden.

Artikel 14
(1) Es besteht allgemeine Schulpflicht.

(2) Unterricht und Lernmittel an den &ffentlichen
Schulen sind unentgeltlich. Die Unentgeltlichkeit
wird stufenweise verwirklicht.

Artikel 15

(1) Die 6ffentlichen Volksschulen (Grund- und
Hauptschulen) haben die Schulform der christli-
chen Gemeinschaftsschule nach den Grundséatzen
und Bestimmungen, die am 9. Dezember 1951 in
Baden fir die Simultanschule mit christlichem
Charakter gegolten haben.

(2) ...

(3) Das natiirliche Recht der Eltern, die Erziehung
und Bildung ihrer Kinder mitzubestimmen, muss bei
der Gestaltung des Erziehungs- und Schulwesens
berlcksichtigt werden.

Artikel 16

(1) In christlichen Gemeinschaftsschulen werden
die Kinder auf der Grundlage christlicher und
abendlandischer Bildungs- und Kulturwerte erzogen.
Der Unterricht wird mit Ausnahme des Religions-
unterrichts gemeinsam erteilt.

(2) Bei der Bestellung der Lehrer an den Volks-
schulen ist auf das religidse und weltanschauliche
Bekenntnis der Schiler nach Mdglichkeit Riicksicht
zu nehmen. BekenntnismaBig nicht gebundene
Lehrer durfen jedoch nicht benachteiligt werden.

(3) Ergeben sich bei der Auslegung des christ-
lichen Charakters der Volksschule Zweifelsfragen,
so sind sie in gemeinsamer Beratung zwischen dem
Staat, den Religionsgemeinschaften, den Lehrern
und den Eltern zu beheben.

Artikel 17

(1) In allen Schulen waltet der Geist der Duldsam-
keit und der sozialen Ethik.

(2) Die Schulaufsicht wird durch fachmannisch vor-
gebildete, hauptamtlich tatige Beamte ausgelbt.

(3) Priifungen, durch die eine éffentlich anerkannte
Berechtigung erworben werden soll, missen vor
staatlichen oder staatlich erméachtigten Stellen
abgelegt werden.

(4) Die Erziehungsberechtigten wirken durch
gewahlte Vertreter an der Gestaltung des Lebens
und der Arbeit der Schule mit. Naheres regelt ein
Gesetz.
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Artikel 18

Der Religionsunterricht ist an den &ffentlichen
Schulen ordentliches Lehrfach. Er wird nach den
Grundsétzen der Religionsgemeinschaften und
unbeschadet des allgemeinen Aufsichtsrechts des
Staates von deren Beauftragten erteilt und beauf-
sichtigt. Die Teilnahme am Religionsunterricht und
an religidsen Schulfeiern bleibt der Willenserkla-
rung der Erziehungsberechtigten, die Erteilung des
Religionsunterrichts der des Lehrers Uberlassen.

Artikel 21
(1) Die Jugend ist in den Schulen zu freien und ver-
antwortungsfreudigen Blrgern zu erziehen und an

der Gestaltung des Schullebens zu beteiligen.

(2) In allen Schulen ist Gemeinschaftskunde
ordentliches Lehrfach.
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E Auszug aus dem Schulgesetz
fiir Baden-Wiirttemberg

§ 1 Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule

(1) Der Auftrag der Schule bestimmt sich aus
der durch das Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland und die Verfassung des Landes
Baden-Wiurttemberg gesetzten Ordnung, ins-
besondere daraus, dal3 jeder junge Mensch ohne
Ricksicht auf Herkunft oder wirtschaftliche Lage
das Recht auf eine seiner Begabung entsprechende
Erziehung und Ausbildung hat und daR3 er zur
Wahrnehmung von Verantwortung, Rechten und
Pflichten in Staat und Gesellschaft sowie in der
ihn umgebenden Gemeinschaft vorbereitet werden
muf.
(2) Die Schule hat den in der Landesverfassung
verankerten Erziehungs- und Bildungsauftrag zu
verwirklichen. Uber die Vermittlung von Wissen,
Fahigkeiten und Fertigkeiten hinaus ist die Schule
insbesondere gehalten, die Schiiler
in Verantwortung vor Gott, im Geiste christlicher
Nachstenliebe, zur Menschlichkeit und Friedens-
liebe, in der Liebe zu Volk und Heimat, zur Ach-
tung der Wiirde und der Uberzeugung anderer, zu
Leistungswillen und Eigenverantwortung sowie
zu sozialer Bewahrung zu erziehen und in der



Entfaltung ihrer Personlichkeit und Begabung zu
fordern,

zur Anerkennung der Wert- und Ordnungs-
vorstellungen der freiheitlich-demokratischen
Grundordnung zu erziehen, die im einzelnen eine
Auseinandersetzung mit ihnen nicht ausschlief3t,
wobei jedoch die freiheitlich-demokratische
Grundordnung, wie in Grundgesetz und Landes-
verfassung verankert, nicht in Frage gestellt
werden darf,

auf die Wahrnehmung ihrer verfassungsmaBigen
staatsbilrgerlichen Rechte und Pflichten vorzu-
bereiten und die dazu notwendige Urteils- und
Entscheidungsfahigkeit zu vermitteln,

auf die Mannigfaltigkeit der Lebensaufgaben und
auf die Anforderungen der Berufs- und Arbeits-
welt mit ihren unterschiedlichen Aufgaben und
Entwicklungen vorzubereiten.

(3) Bei der Erfiillung ihres Auftrags hat die Schule
das verfassungsmaBige Recht der Eltern, die Erzie-
hung und Bildung ihrer Kinder mitzubestimmen, zu
achten und die Verantwortung der tbrigen Trager
der Erziehung und Bildung zu bertcksichtigen.

(4) Die zur Erfiillung der Aufgaben der Schule er-
forderlichen Vorschriften und MaBnahmen missen
diesen Grundsatzen entsprechen. Dies gilt insbe-
sondere fur die Gestaltung der Bildungs- und Lehr-
plane sowie fiur die Lehrerbildung.

§ 4 Schularten, Schulstufen

(1) Die Schularten haben als gleichzuachtende
Glieder des Schulwesens im Rahmen des gemein-
samen Erziehungs- und Bildungsauftrags ihre
eigenstandige Aufgabe. Sie kdnnen in Schultypen
gegliedert sein. Das Kultusministerium kann neue
Schultypen durch Rechtsverordnung, die der
Zustimmung des Landtags bedarf, einrichten.

Schularten sind

die Grundschule,

die Hauptschule und die Werkrealschule,
die Realschule,

das Gymnasium,

die Gemeinschaftsschule,

das Kolleg,

die Berufsschule,

die Berufsfachschule,

das Berufskolleg,

die Berufsoberschule,

die Fachschule,

das sonderpadagogische Bildungs- und Beratungs-
zentrum.

(2) Die Schulstufen entsprechen der Gliederung
der Bildungswege in aufeinander bezogene
Abschnitte, die sich aus dem organischen Auf-
bau des Schulwesens und ihrer Anpassung an die
altersgeméBe Entwicklung der Schiler ergeben;
an ihrem Ende ist in der Regel nachzuweisen, dal3
bestimmte Bildungsziele erreicht worden sind.

Schulstufen sind

die Primarstufe,

die Sekundarstufe | mit Orientierungsstufe,
die Sekundarstufe Il.

(3) Soweit dies der eigensténdige Bildungsauftrag
der einzelnen Schularten zulaBt, sollen, besonders
innerhalb der Schulstufen, die differenzierten Bil-
dungsgénge sowie ihre Abschliisse aufeinander
abgestimmt und sachgerechte Ubergénge unter
den Schularten erméglicht werden.

§ 4a Ganztagsschulen an Grundschulen sowie
den Grundstufen der sonderpéddagogischen
Bildungs- und Beratungszentren mit Férder-
schwerpunkt Lernen

(1) Ganztagsschulen an Grundschulen sowie den
Grundstufen der sonderpadagogischen Bildungs-
und Beratungszentren mit Férderschwerpunkt Ler-
nen férdern die Schiler individuell und ganzheitlich
und starken sie in ihrer Persdnlichkeitsentwicklung
und im sozialen Miteinander. Sie verbinden an drei
oder vier Tagen der Woche mit sieben oder acht
Zeitstunden in einer rhythmisierten Tagesstruk-
tur Unterricht, Ubungsphasen und Férderzeiten,
Bildungszeiten, Aktivpausen und Kreativzeiten zu
einer padagogischen und organisatorischen Ein-
heit. Dabei sollen sie mit auBerschulischen Part-
nern zusammenarbeiten.

(2) Ganztagsschulen kénnen auf Antrag des
Schultrédgers im Rahmen der hierflr zur Verfligung
gestellten Ressourcen auf der Basis eines padago-
gischen Konzepts in der verbindlichen Form oder
in der Wahlform eingerichtet werden, sofern die
dafur notwendigen Voraussetzungen vorliegen. In
der verbindlichen Form nehmen alle Schiler der
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Schule am Ganztagsbetrieb teil. In der Wahlform
besteht an der Schule die Mdglichkeit der Teil-
nahme. Die Einfiihrung der Ganztagsschule kann
aufwachsend beginnend ab der Klassenstufe 1
erfolgen; fir die noch nicht in der verbindlichen
Form oder in der Wahlform eingerichteten Klassen-
stufen kann bis zum Abschluss des Ausbaus die
Ganztagsschule in der jeweils anderen Form oder
in der bisherigen Form auslaufend eingerichtet
werden.

(8) Fur Schiiler, die eine verbindliche Ganztags-
schule besuchen oder in der Wahlform am Ganz-
tagsbetrieb angemeldet wurden, unterliegen die
Zeiten des Ganztagsbetriebs nach Absatz 1 Satz 2
mit Ausnahme der Mittagspause einschlieBlich

des Mittagessens der Schulpflicht nach § 72
Absatz 3. Fiir die Zeiten des Ganztagsbetriebs gilt
die Schulgeldfreiheit nach § 93 Absatz 1 Satz 1 ent-
sprechend. Fur das Mittagessen kann ein Entgelt
erhoben werden.

(4) Die Bereitstellung des Mittagessens sowie die
Aufsichtsfihrung und Betreuung der Schiler beim
Mittagessen obliegen dem Schultrager. Die dartber
hinausgehende Betreuung und Aufsichtsfilhrung in
der Mittagspause wird vom Land wahrgenommen.
Die Gemeinden beteiligen sich an den Kosten des
Landes in Form eines pauschalen Ausgleichs. Der
Ausgleichsbetrag bemisst sich nach den pauscha-
lierten Kosten flr das Aufsichtspersonal. Fur jeweils
80 Schuler wird dabei eine Aufsichtsperson ein-
gerechnet, wobei flir jede Schule rechnerisch ein
Sockel von mindestens zwei Aufsichtspersonen
gilt. Die Zahl der Aufsichtspersonen errechnet sich
aus der Zahl der Schuler und der Zahl der Schulen
an dem fur die Schulstatistik maBgebenden Tag
des vorangegangenen Jahres. Fir jede Aufsichts-
person und Stunde sind 15 Euro zugrunde zu legen.
Dieser Betrag wird entsprechend der Beamtenbe-
soldung im mittleren Dienst dynamisiert.

(5) Uber die Einrichtung von Ganztagsschulen ent-
scheidet die obere Schulaufsichtsbehorde. Bevor der
Schultrédger den Antrag auf Einrichtung einer Ganz-
tagsschule stellt, hort er die Schulkonferenz an.

(6) Das Kultusministerium wird ermachtigt, das
N&here zu der Antragstellung, dem erforderlichen
padagogischen Konzept, den notwendigen Voraus-
setzungen flir den Ganztagsbetrieb, den Mindest-
schilerzahlen, der Férderung sowie der Zusam-
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menarbeit mit auBerschulischen Partnern durch
Rechtsverordnung zu regeln.

§ 5 Grundschule

(1) Die Grundschule ist die gemeinsame Grundstufe
des Schulwesens. Sie vermittelt Grundkenntnisse
und Grundfertigkeiten. Ihr besonderer Auftrag ist
gekennzeichnet durch die allmahliche Hinfihrung
der Schiler von den spielerischen Formen zu den
schulischen Formen des Lernens und Arbeitens.
Dazu gehdren die Entfaltung der verschiedenen
Begabungen der Schiiler in einem gemeinsamen
Bildungsgang, die Einibung von Verhaltensweisen
fir das Zusammenleben sowie die Férderung der
Krafte des eigenen Gestaltens und des schopfe-
rischen Ausdrucks. Die Grundschule umfaBt vier
Schuljahre.

(2) Die Grundschule berét die Erziehungsberechtig-
ten, welche der auf inr aufbauenden Schularten fir
das Kind geeignet ist. Hierbei werden neben dem
Leistungsstand auch die soziale und psychische
Reife sowie das Entwicklungspotenzial des Kindes
betrachtet. Es wird lGber die méglichen Angebote
aufgeklart und die Auswirkungen der Entscheidung
der Erziehungsberechtigten werden dargelegt.

(8) Die Grundschulen arbeiten mit den Kindertages-
einrichtungen zusammen, um einen gelingenden
Ubergang in den Bildungsgang der Grundschule

zu gewahrleisten. Die von den Schulleitungen der
Grundschulen fir die Zusammenarbeit bestimmten
Lehrkrafte (Kooperationslehrkrafte) schaffen fiir
die Kinder padagogische Angebote, die geeignet
sind, den Entwicklungsstand der Kinder der Kinder-
tageseinrichtung im Hinblick darauf einzuschéatzen,
ob die Voraussetzungen fir die Aufnahme in den
Bildungsgang der Grundschule vorliegen. Auf
Anforderung der Schulleitung fihren sie hierzu
Sprachstandserhebungen durch. Die pddagogi-
schen Angebote und die Sprachstandserhebungen
werden in der Regel in dem Schuljahr durchgefihrt,
das dem Schuljahr, in dem das Kind nach § 73
Absatz 1 schulpflichtig wird, vorausgeht. Die Kinder
sind zur Teilnahme an den p&ddagogischen Ange-
boten und Sprachstandserhebungen nach Satz 2
verpflichtet. Das Kultusministerium wird erméach-
tigt, das Nahere zu den Zustandigkeiten und dem
Verfahren zur Durchfiihrung der péddagogischen
Angebote und den Sprachstandserhebungen durch
Rechtsverordnung zu regeln.



(4) Zur Einschatzung des Entwicklungsstandes des
Kindes erhebt die Kooperationslehrkraft durch die
padagogischen Angebote und die Sprachstands-
erhebungen nach Absatz 3 Satz 2 personenbezo-
gene Daten ausschlieBlich zu dem sprachlichen
Entwicklungsstand und zum Entwicklungsstand
anderer Vorlauferfertigkeiten des Kindes. Die fir
die Einschulung des Kindes zustandige Schule ist
berechtigt, diese Daten einzusehen oder sich tber-
mitteln zu lassen, soweit dies flir die Entscheidung
Uber die Aufnahme in den Bildungsgang der Grund-
schule oder die Empfehlung zum Besuch einer
Juniorklasse erforderlich ist. Verantwortliche nach
Artikel 4 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2016/679
des Européischen Parlaments und des Rates vom
27. April 2016 zum Schutz natirlicher Personen

bei der Verarbeitung personenbezogener Daten,
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/ EG (ABL. L 119 vom 4. Mai 2016,
S.1, zuletzt ber. ABL. L 74 vom 4. M&rz 2021, S. 35)
(Datenschutz-Grundverordnung) in der jeweils gel-
tenden Fassung ist die fur die Einschulung zustéan-
dige Schulbezirksschule nach § 76 Absatz 2 Satz 1.

§ 5a Grundschulforderklassen

(1) Fir Kinder, die vom Schulbesuch zuriickgestellt
werden, sollen Forderklassen eingerichtet werden.
Sie haben die Aufgabe, die zurlickgestellten Kinder
auf den Besuch der Grundschule vorzubereiten.

(2) Die Férderklassen werden an Grundschulen
gefihrt. Der Schulleiter der Grundschule ist zugleich
Leiter der Forderklasse. Fir die Einrichtung gilt 8 30
entsprechend.

(3) Fiir den Besuch der Grundschulférderklasse
kann eine Gebihr erhoben werden. Das Kultus-
ministerium regelt durch Rechtsverordnung im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium die Hohe
der Gebuhr einschlieBlich GebuhrenermaBigungen
und das Verfahren des Einzugs. § 24 des Landes-
geblhrengesetzes gilt entsprechend.

(4) Die Grundschulférderklassen werden zum
1. August 2026 aufgehoben.

§ 5b Juniorklasse

(1) Juniorklassen férdern Kinder, bei denen auf-
grund ihres sprachlichen Entwicklungsstandes
oder des Entwicklungsstandes anderer Vorlaufer-
fertigkeiten nicht erwartet werden kann, dass sie
zum Zeitpunkt des Beginns der Schulpflicht nach
§ 73 Absatz 1 mit Erfolg am Bildungsgang der
Grundschule ab der ersten Klassenstufe teilneh-
men. Die Dauer der Forderung in der Juniorklasse
umfasst ein Schuljahr. Ausgenommen von einer
Férderung in den Juniorklassen sind Kinder, bei
denen aufgrund ihres paddagogischen Forderbe-
darfs nach Einschatzung der unteren Schulauf-
sichtsbehorde bei Schuleintritt voraussichtlich
der Anspruch auf ein sonderpadagogisches Bil-
dungsangebot besteht, der im Falle einer inklusi-
ven Beschulung in Klasse 1 der Grundschule die
Beschulung mit einem anderen Abschlussziel als
dem der Grundschule zur Folge hatte.

(8) Juniorklassen werden an Grundschulen durch
die untere Schulaufsichtsbehdrde im Benehmen
mit dem Schultréger als Klassen der Grundschule
eingerichtet, die dem Bildungsgang der Grund-
schule vorgelagert sind. Juniorklassen werden ab
dem 1. August 2026 eingerichtet.

(4) Das Kultusministerium wird ermachtigt, das

Nahere zu

1. dem Verfahren und den Voraussetzungen zur
Einrichtung von Juniorklassen,

2. dem Aufnahmeverfahren und den Aufnahme-
voraussetzungen,

3. dem Inhalt und Umfang der FérdermaBnahmen

durch Rechtsverordnung zu regeln.

§ 5¢ Sprachfordergruppen

(1) Sprachférdergruppen férdern im letzten Jahr
vor Beginn der Schulpflicht nach § 73 Absatz 1
Satz 1 Kinder, bei denen ein zusatzlicher intensiver
Sprachférderbedarf nach § 72a Absatz 1 festge-
stellt wurde. Sie kdnnen eingerichtet werden

1. an 6ffentlichen Grundschulen im Benehmen mit
dem Schultrédger oder Grundschulen in privater
Tragerschaft nach Entscheidung der unteren
Schulaufsichtsbehorde,

2. an Kindertageseinrichtungen mit Zustimmung
des Tragers, sofern die untere Schulaufsichtsbe-
horde nach § 72a Absatz 2 festgestellt hat, dass
die Verpflichtung zur Teilnahme an einer Sprach-
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fordergruppe durch das Angebot der
Kindertageseinrichtung erfullt werden kann.

Auf Sprachfoérdergruppen findet § 93 Absatz 1 Satz 1
entsprechende Anwendung.

(2) Die Sprachférderkraft erhebt personenbezogene
Daten zu dem sprachlichen Entwicklungsstand des
Kindes. Die fur die Einschulung des Kindes zustan-
dige Schule ist berechtigt, diese Daten einzusehen
oder sich Ubermitteln zu lassen, soweit dies fir die
Entscheidung lber die Aufnahme in den Bildungs-
gang der Grundschule oder die Empfehlung zum
Besuch einer Juniorklasse erforderlich ist.

(8) Das Kultusministerium wird erméchtigt, das

Nahere zu

1. dem Verfahren und den Voraussetzungen zur
Einrichtung von Sprachférdergruppen,

2. dem Aufnahmeverfahren und den Aufnahme-
voraussetzungen,

3. dem Inhalt und Umfang der FérdermaBnahmen

durch Rechtsverordnung zu regeln.
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8§ 6 Werkrealschule, Hauptschule

(1) Die Werkrealschule vermittelt eine grundlegen-
de Bildung, die sich an lebensnahen Sachverhalten
und Aufgabenstellungen orientiert. Sie fordert

in besonderem Mafe praktische Begabungen,
Neigungen und Leistungen und starkt die Schi-
lerinnen und Schiler in ihrer Persdnlichkeitsent-
wicklung. Sie erméglicht den Schilerinnen und
Schilern entsprechend ihrer Leistungsfahigkeit
und ihren Neigungen eine individuelle Schwer-
punktbildung insbesondere bei der beruflichen
Orientierung. Sie befahigt zur fundierten Berufs-
wahl und schafft die Grundlage fir eine Berufs-
ausbildung oder fur weiterfihrende, insbesondere
berufsbezogene, schulische Bildungsgange.

(2) Die Werkrealschule baut auf der Grundschule
auf und umfasst sechs Schuljahre. Sie schlieBt mit
einem Abschlussverfahren ab und vermittelt nach
funf oder sechs Schuljahren einen Hauptschul-
abschluss. Das Fuihren eines sechsten Schuljahres
setzt voraus, dass eine Mindestschilerzahl erreicht
wird; sie wird vom Kultusministerium durch Verwal-
tungsvorschrift festgelegt. Das sechste Schuljahr
kann auch an zentralen Werkrealschulen angeboten
werden. Soweit Schulen das sechste Schuljahr nicht
anbieten und auch nicht mit einer das sechste
Schuljahr anbietenden Schule nach Satz 1 koope-



rieren, fihren sie die Schulartbezeichnung ,Haupt-
schule'.

§ 7 Realschule

(1) Die Realschule vermittelt vorrangig eine erwei-
terte allgemeine, aber auch eine grundlegende Bil-
dung, die sich an lebensnahen Sachverhalten und
Aufgabenstellungen sowie an den Anforderungen
der Berufswelt orientiert und die Schilerinnen und
Schuler zur fundierten Berufswahl beféhigt. Soweit
sie eine erweiterte allgemeine Bildung vermittelt,
fuhrt dies zu deren theoretischer Durchdringung
und Zusammenschau. Sie schafft die Grundlage
fir eine Berufsausbildung und fir weiterfiihrende
gymnasiale sowie berufsbezogene schulische
Bildungsgénge.

(2) Die Realschule baut in der Normalform auf
der Grundschule auf und umfasst flinf oder sechs
Schuljahre; in der Aufbauform baut sie auf dem
dritten Schuljahr der Sekundarstufe | auf.

(8) Die Klasse 5 dient der Orientierung, welches der
in Absatz 6 genannten Bildungsziele die Schilerin
oder der Schiiler anstreben soll.

(4) Ab der Klasse 6 fiihrt die Realschule entspre-
chend der Leistungsféhigkeit der Schilerin oder
des Schiilers zu den in Absatz 6 genannten Bil-
dungszielen. Der unterschiedlichen Leistungsféhig-
keit entspricht sie durch individuelle Férderung

in binnendifferenzierender Form und in leistungs-
differenzierenden Gruppen oder Klassen. Die
Entscheidung tber die Versetzung erfolgt auf der
Grundlage der dem jeweiligen Bildungsniveau ent-
sprechenden Versetzungsanforderungen.

(5) Ein Wechsel des Bildungsniveaus ist zum Ende
des jeweiligen Schulhalbjahrs méglich; das Kultus-
ministerium wird ermé&chtigt, die fir die erstmalige
Niveauzuordnung sowie fiir den Niveauwechsel
notwendigen Bestimmungen zu erlassen.

(6) Jeweils nach MaBgabe der hierfiir geltenden
Regelungen erwerben die Schiiler am Ende des
sechsten Schuljahrs den Realschulabschluss oder
am Ende des flinften Schuljahrs den Hauptschul-
abschluss.

(7) Fur Realschulen im Verbund nach § 16 mit einer
Hauptschule oder Werkrealschule gelten die

Absatze 1 bis 6 mit der MaBRgabe, dass diese Real-
schulen ausschlieBlich eine erweiterte allgemeine
Bildung vermitteln und auf dieser Grundlage in
sechs Schuljahren zum Realschulabschluss fihren.

(8) Realschulen kénnen derart kooperieren, dass
eine grundlegende allgemeine und zum Haupt-
schulabschluss fihrende Bildung nicht an allen
kooperierenden Realschulen angeboten wird,
sofern die das grundlegende Niveau anbietenden
Realschulen fur die Schilerinnen und Schiler der
beteiligten Realschulen in zumutbarer Erreichbar-
keit liegen. Die Entscheidung Uber die Beteiligung
an einer Kooperation nach Satz 1 treffen die Schul-
tréger mit Zustimmung der Gesamtlehrerkonfe-
renzen und der Schulkonferenzen aller beteiligter
Schulen. Die Wirksamkeit der Kooperation bedarf
der Feststellung durch die obere Schulaufsichts-
behoérde, dass die Voraussetzungen der Satze 1 und
2 vorliegen. Das Kultusministerium wird ermachtigt,
das Nahere zu den flr Voraussetzungen fir die
Einrichtung und Ausgestaltung der Kooperationen
durch Rechtsverordnung zu regeln.

§ 8 Gymnasium

(1) Das Gymnasium vermittelt Schiilerinnen und
Schulern mit entsprechenden Begabungen und
Bildungsabsichten eine breite und vertiefte All-
gemeinbildung, die zur Studierfédhigkeit, zur fun-
dierten Studienfach- und Berufswahl sowie zur
Aufnahme einer beruflichen Ausbildung beféhigt.
Es fordert insbesondere die Fahigkeiten, theoreti-
sche Erkenntnisse nachzuvollziehen, schwierige
Sachverhalte geistig zu durchdringen sowie viel-
schichtige Zusammenhange zu durchschauen, zu
ordnen und verstandlich vortragen und darstellen
zu kénnen.

(2) Das Gymnasium in seinen verschiedenen Typen
baut

1. in der Normalform auf der Grundschule auf und
umfasst neun Schuljahre,
2. in der Aufbauform auf einer auf der Grundschule
aufbauenden Schule auf und umfasst
a) auf der 6. Klasse aufbauend sieben Schul-
jahre,
b) auf der 7. Klasse aufbauend sechs Schuljahre
und
c) auf einem mittleren Bildungsabschluss auf-
bauend drei Schuljahre.
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In die Aufbauform nach Satz 1 Nummer 2 Buch-
staben a und b kdnnen Schilerinnen und Schiler
einer entsprechenden Klasse des Gymnasiums, der
Gemeinschaftsschule oder der Realschule, in die
Aufbauform nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢
auch Schilerinnen und Schiiler nach Versetzung in
die Einfihrungsphase der gymnasialen Oberstufe
oder mit Fachschulreife oder einem gleichwertigen
Bildungsstand zugelassen werden.

(2a) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 Nummer 1
kdénnen an Gymnasien der Normalform im Rahmen
der ihnen zugewiesenen Ressourcen auch Zige
eingerichtet werden, die acht Schuljahre umfassen.
Das Kultusministerium wird ermachtigt, das Nahere
zu den Voraussetzungen und dem Verfahren zur
Einrichtung dieser Zlige durch Rechtsverordnung
zu regeln.

(8) Das Gymnasium kann auch berufsorientierte
Bildungsinhalte vermitteln und zu berufsbezoge-
nen Bildungsgangen fihren; die Typen der beruf-
lichen Gymnasien kénnen zusétzlich zu berufs-
qualifizierenden Abschlissen hinflihren.

(4) Ein nicht ausgebautes Gymnasium fiihrt die
Bezeichnung Progymnasium.
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(5) Fur die Oberstufe des Gymnasiums aller Typen

gelten folgende Regelungen:

1. Die Oberstufe umfasst die Einfilhrungsphase und
die Jahrgangsstufen 1 und 2. Ihr Besuch dauert
in der Regel drei Jahre.

2. In den Jahrgangsstufen wird in halbjdhrigen
Kursen unterrichtet. Diese wahlt der Schiiler
aus dem Pflicht- und Wahlbereich aus. Dabei
sind bestimmte Kurse verbindlich festgelegt; die
Wahlmoglichkeit kann eingeschrénkt werden.

3. Der Pflichtbereich umfasst das sprachlich-
literarisch-kinstlerische Aufgabenfeld, das
gesellschaftswissenschaftliche Aufgabenfeld
und das mathematisch-naturwissenschaft-
lich-technische Aufgabenfeld. Hinzu kommen
Religionslehre, Ethik und Sport. Religionslehre
und Ethik kdnnen einem Aufgabenfeld zuge-
ordnet werden. Der Sachfachunterricht kann
in bestimmten Kursen fremdsprachlich erteilt
werden; dies gilt fur die Leistungsbewertung in
diesen Kursen entsprechend.

4. Die Oberstufe schlieBt mit der Abiturprifung ab.
5. Die Hochschulreife wird durch eine Gesamtquali-
fikation erworben. Sie berechtigt zum Studium

an einer Hochschule.

6. Das Kultusministerium wird ermachtigt, durch
Rechtsverordnung das Nahere zur Ausfihrung
der Nummern 1 bis 5 zu regeln. Dabei kann die
Leistungsbewertung durch ein Punktesystem
umgesetzt werden, das den herkdmmlichen
Noten zugeordnet ist. Die Gesamtqualifikation
kann neben den Leistungen in bestimmten
anrechenbaren Kursen und in der Abiturprifung
auch eine besondere Lernleistung enthalten, die
in die Leistungsbewertung der Abiturprifung ein-
bezogen werden kann; die Kurse kdnnen unter-
schiedlich gewichtet werden. Die Zulassung zur
Abiturprifung kann vom Besuch bestimmter
Kurse und von einem bestimmten Leistungs-
nachweis abhangig gemacht werden. Fir den
gleichzeitigen Erwerb der franzdsischen Hoch-
schulzugangsberechtigung neben der Hoch-
schulreife kdnnen dariber hinaus insbesondere
zusatzliche franzdsischsprachige Leistungs-
messungen erfolgen, die Pflicht zum Besuch
bestimmter Kurse und zur Abiturprifung in
bestimmten Fachern bestehen sowie im Dienste
der franzdsischen Republik stehende Lehrkrafte
am Prifungsverfahren einschlieBlich der Noten-
gebung mitwirken; besondere Auszeichnungen
kénnen verliehen werden.



§ 8a Gemeinschaftsschule

(1) Die Gemeinschaftsschule vermittelt in einem
gemeinsamen Bildungsgang Schulerinnen und
Schulern der Sekundarstufe | je nach ihren indivi-
duellen Leistungsmaoglichkeiten eine dem Gym-
nasium, der Realschule oder der Hauptschule ent-
sprechende Bildung, die sich an der Lebenspraxis
sowie den Anforderungen der Berufswelt orientiert.
Sie befahigt zur fundierten Berufswahl und zur
Aufnahme einer beruflichen Ausbildung und Gber
eine gymnasiale Oberstufe zur fundierten Studien-
fachwahl und zur Studierfahigkeit. Den unter-
schiedlichen Leistungsmaoglichkeiten der Schuler
entspricht sie durch an individuellem und koope-
rativem Lernen orientierten Unterrichtsformen. Die
Gemeinschaftsschule bildet nach paddagogischen
Gesichtspunkten Lerngruppen. Leitend fir die
Bildung von Lerngruppen sind nicht schulartspezi-
fische, sondern padagogische Gesichtspunkte. Die
Gemeinschaftsschule wird als christliche Gemein-
schaftsschule nach den Grundsatzen der Artikel 15
und 16 der Landesverfassung gefihrt.

(2) Die Gemeinschaftsschule ist mindestens zwei-
zlgig. Sie kann auch eine Grundschule nach § 5
fihren und fuhrt auch in diesem Falle die Schulart-
bezeichnung Gemeinschaftsschule. Im Anschluss
an Klasse 10 kann die Gemeinschaftsschule eine
dreijahrige gymnasiale Oberstufe nach § 8 Absatz
5 flhren.

(3) Die Gemeinschaftsschule wird in Sekundar-
stufe | an vier, auf Antrag des Schultrédgers und mit
Zustimmung der Schulkonferenz an drei Tagen in
der Woche als eine flir Schiler und Eltern verbindli-
che (8§ 72 Abs. 3) Ganztagsschule in einem Umfang
von acht Zeitstunden pro Tag gefihrt. Fur die Zeiten
des Ganztagsbetriebs gilt die Schulgeldfreiheit
nach § 93 Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Fir das
Mittagessen kann ein Entgelt erhoben werden.

(4) Jeweils nach MaBgabe der hierfiir geltenden
Regelungen erwerben die Schiler in der Sekun-
darstufe | im finften oder sechsten Schuljahr den
Hauptschulabschluss oder im sechsten Schuljahr
den Realschulabschluss oder einen dem Real-
schulabschluss gleichwertigen Bildungsstand
durch die Versetzung in die Einfihrungsphase
der gymnasialen Oberstufe; dabei miissen dem
Unterricht in dem jeweiligen Abschlussjahr flr die
betroffenen Schiler in allen Fachern und Facher-

verbinden die jeweiligen Anforderungen der in
Absatz 1 genannten Schularten zugrunde liegen.

(5) Die Gemeinschaftsschulen entstehen auf

Antrag der Schultrdger nach Zustimmung des

Kultusministeriums

1. durch die Einrichtung einer neuen Schule oder

2. mit Zustimmung der Schulkonferenz durch eine
Schulartéanderung bestehender auf der Grund-
schule aufbauender Schulen.

§ 30 Abs. 2 findet keine Anwendung.

(6) Das Kultusministerium wird erméchtigt, durch
Rechtsverordnung besondere Bestimmungen

zu erlassen, insbesondere zur Organisation, zur
Binnendifferenzierung im Unterricht und zur Leis-
tungsmessung.

§ 8b Betreuungsangebote in kommunaler oder
freier Tragerschaft

Betreuungsangebote kommunaler oder freier
Trager, in denen Uber den zeitlichen Umfang der
Stundentafel oder des Ganztagsbetriebs hinaus
auch Schulkinder betreut werden, sind Einrichtun-
gen im Sinne des § 45a Satz 1 des Achten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VIII), die auBerhalb der-
Jugendhilfe liegende Aufgaben fur Kinder oder
Jugendliche wahrnehmen. Sie ergénzen als schul-
nahe Angebote, die organisatorisch an die Schule
angebunden sind, den Schulbetrieb sowie die
Angebote der Horte. Die Einrichtung von Betreu-
ungsangeboten nach Satz 1 sowie die Teilnahme
daran ist freiwillig.

§ 9 Kolleg

Das Kolleg hat als Institut zur Erlangung der Hoch-
schulreife die Aufgabe, nach der Fachschulreife,
dem Realschulabschluf3 oder einem gleichwertigen
Bildungsstand und einer abgeschlossenen Berufs-
ausbildung oder einem gleichwertigen beruflichen
Werdegang eine auf der Berufserfahrung aufbau-
ende allgemeine Bildung zu vermitteln. Es umfaf3t
mindestens zweieinhalb Schuljahre und fihrt zur
Hochschulreife. Fir das Kurssystem, den Pflicht-
und Wahlbereich und fir die Abiturprifung gilt

§ 8 Abs. 5, ausgenommen Nummer 3 Satze 2 und 3,
entsprechend.
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§ 10 Berufsschule

(1) Die Berufsschule hat die Aufgabe, im Rahmen
der Berufsausbildung oder Berufsaustbung vor
allem fachtheoretische Kenntnisse zu vermitteln
und die allgemeine Bildung zu vertiefen und zu
erweitern. Sie ist hierbei gleichberechtigter Partner
und fuhrt Uber eine Grundbildung und eine darauf
aufbauende Fachbildung gemeinsam mit Berufs-
ausbildung oder Berufsaustibung zu berufsquali-
fizierenden oder berufsbefdhigenden Abschlissen.
Bei Schilern mit Hochschulreife kann anstelle

der Vermittlung allgemeiner Bildungsinhalte eine
zusatzliche Vermittlung fachtheoretischer Kennt-
nisse treten. Die Berufsschule kann durch Zusatz-
programme den Erwerb weiterer Berechtigungen
ermdglichen.

(2) Die Grundbildung wird in der Grundstufe, die
Fachbildung in den Fachstufen vermittelt. Der
Unterricht wird als Teilzeitunterricht, auch als
Blockunterricht, erteilt. Die Grundstufe kann als
Berufsgrundbildungsjahr, und zwar in der Form des
Vollzeitunterrichts oder in Kooperation mit betrieb-
lichen oder lberbetrieblichen Ausbildungsstatten,
durchgefihrt werden.
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(8) Die Berufsschule wird in den Typen der gewerb-
lichen, kaufméannischen, hauswirtschaftlich-pflege-
risch-sozialpddagogischen oder landwirtschaftli-
chen Berufsschule gefiuhrt. In einheitlich geflihrten
Berufsschulen sind fir die einzelnen Typen Abtei-
lungen einzurichten.

(4) Fachklassen werden in der Regel in der Grund-
stufe fur Berufsfelder und in den Fachstufen fur
Berufsgruppen oder fir einzelne oder eng ver-
wandte Berufe gebildet.

(5) Die Berufsschule soll fiir Jugendliche, die zu
Beginn der Berufsschulpflicht ein Berufsausbil-
dungsverhaltnis nicht nachweisen, als einjéhrige
Vollzeitschule (Berufsvorbereitungsjahr) gefiihrt
werden.

§ 11 Berufsfachschule

Die Berufsfachschule vermittelt je nach Dauer eine
berufliche Grundbildung, eine berufliche Vorbe-
reitung oder einen Berufsabschlu3 und fordert die
allgemeine Bildung; in Verbindung mit einer erwei-
terten allgemeinen Bildung kann sie zur Priifung
der Fachschulreife fiihren. Die Berufsfachschule
kann durch Zusatzprogramme den Erwerb weiterer
Berechtigungen erméglichen. Sie wird in der Regel
als Vollzeitschule gefuhrt und umfaf3t mindestens
ein Schuljahr; sie kann im pflegerischen Bereich

in Kooperation mit betrieblichen Ausbildungsstat-
ten auch in Teilzeitunterricht gefiihrt werden. Ihr
Besuch setzt eine berufliche Vorbildung nicht vor-
aus; im Ubrigen richten sich die Voraussetzungen
flr den Besuch nach Dauer oder Bildungsziel der
Berufsfachschule.

§ 12 Berufskolleg

Das Berufskolleg baut auf der Fachschulreife,
dem Realschulabschluss, einem gleichwertigem
Bildungsstand oder auf der Klasse 9 des Gymna-
siums im achtjahrigen Bildungsgang auf; einzelne
Bildungsgédnge kénnen auf der Hochschulreife
aufbauen. Es vermittelt je nach Bildungsgang eine
berufliche Grundbildung oder eine berufliche Vor-
bereitung, die auch zu einer fundierten Berufswahl
befahigt, und je nach Dauer einen beruflichen
Abschluss und fordert die allgemeine Bildung. Bei
mindestens zweijahriger Dauer kann es integra-
tiv oder durch zusatzlichen Unterricht und eine
Zusatzprifung zur Fachhochschulreife fihren,



die zur Aufnahme eines Studiums beféhigt. Nach
abgeschlossener Berufsausbildung oder einer
entsprechenden beruflichen Qualifikation kann
die Fachhochschulreife auch in einem einjahrigen
Bildungsgang erworben werden. Das Berufskolleg
wird in der Regel als Vollzeitschule, in Kooperation
mit betrieblichen Ausbildungsstatten oder Einrich-
tungen auch in Teilzeitform, gefiihrt und dauert
ein bis drei Jahre. Sofern vollzeitschulische Bil-
dungsgénge in Teilzeitform angeboten werden,
verlangert sich die Dauer des Bildungsgangs ent-
sprechend.

§ 13 Berufsoberschule

Die Berufsoberschule baut auf der Berufsschule
und auf einer praktischen Berufsausbildung oder
Berufsauslbung auf und vermittelt auf der Grund-
lage des erworbenen Fachwissens vor allem eine
weitergehende allgemeine Bildung. Sie gliedert
sich in Mittelstufe (Berufsaufbauschule) und Ober-
stufe.

Die Berufsaufbauschule umfaB3t mindestens ein
Schuljahr und fihrt zur Fachschulreife. Die Ober-
stufe umfaBt mindestens zwei Schuljahre und fuhrt
zur fachgebundenen oder allgemeinen Hochschul-
reife.

§ 14 Fachschule

Die Fachschule hat die Aufgabe, nach abgeschlos-
sener Berufsausbildung und praktischer Bewah-
rung oder nach einer geeigneten beruflichen
Tatigkeit von mindestens finf Jahren eine weiter-
gehende fachliche Ausbildung im Beruf zu ver-
mitteln. Die Ausbildung kann in aufeinander auf-
bauenden Ausbildungsabschnitten durchgefihrt
werden. Der Besuch der Fachschule dauert, wenn
sie als Vollzeitschule gefuihrt wird, in der Regel
ein Jahr, bei Abend- oder Wochenendunterricht
entsprechend langer. Die Fachschule kann auch
den Erwerb weiterer schulischer Berechtigungen
ermoglichen.

§15 Sonderpadagogische Beratungs-, Unter-
stiitzungs- und Bildungsangebote in allgemeinen
Schulen und sonderpéddagogischen Bildungs-
und Beratungszentren

(1) Die Erziehung, Bildung und Ausbildung von
Schilern mit einem Anspruch auf ein sonder-
padagogisches Beratungs-, Unterstltzungs- und
Bildungsangebot ist Aufgabe aller Schulen. Diese
Schiler werden zu den Bildungszielen der all-
gemeinen Schulen gefihrt, soweit der besondere
Anspruch der Schiiler nicht eigene Bildungsziele
erfordert. Sonderpadagogische Beratung, Unter-
stltzung und Bildung zielt auch auf die bestmég-
liche berufliche Integration. Schwerpunkte son-
derpadagogischer Beratung, Unterstitzung und
Bildung (Férderschwerpunkte) sind insbesondere

1. Lernen,

2. Sprache,

3. emotionale und soziale Entwicklung,

4. Sehen,

5. Horen,

6. geistige Entwicklung,

7. kdrperliche und motorische Entwicklung,

8. Schiiler in langerer Krankenhausbehandlung.

(2) Die sonderpédagogische Beratung, Unter-
stlitzung und Bildung findet in den allgemeinen
Schulen statt, soweit Schiler mit Anspruch auf
ein sonderpadagogisches Bildungsangebot kein
sonderpadagogisches Bildungs- und Beratungs-
zentrum besuchen. Die sonderpadagogischen
Bildungs- und Beratungszentren unterstitzen die
allgemeinen Schulen bedarfsgerecht bei der son-
derpadagogischen Beratung, Unterstiitzung und
Bildung. Sie werden in der Regel in Typen gefiihrt,
die den Forderschwerpunkten nach Absatz 1 ent-
sprechen.

(2a) Soweit der Auftrag nach Absatz 2 Satz 2 durch
sonderpéadagogische Bildungs- und Beratungs-
zentren in freier Tragerschaft wahrgenommen

wird, kénnen deren Lehrkrafte eingesetzt werden,
um den Anspruch auf ein sonderpadagogisches
Bildungsangebot der Schiiler einer 6ffentlichen
allgemeinen Schule zu erfillen. Die Einsatzsteue-
rung sowie das Weisungsrecht in Bezug auf die
eingesetzten Lehrkrafte liegen beim Trager der
Privatschule.

(8) Wenn die besondere Aufgabe des sonderpéda-
gogischen Bildungs- und Beratungszentrums eine

31



Internatsunterbringung der Schiiler erfordert, ist
der Schule ein Internat anzugliedern, in dem die
Schiiler Unterkunft, Verpflegung und eine familien-
gemaBe Betreuung erhalten (sonderpadagogi-
sches Bildungs- und Beratungszentrum mit Inter-
nat).

(4) Besuchen Schiiler mit Anspruch auf ein sonder-
padagogisches Bildungsangebot eine allgemeine
Schule, kdnnen die Bildungsziele und Leistungs-
anforderungen von denen der besuchten Schule
abweichen (zieldifferenter Unterricht); fuir die gym-
nasiale Oberstufe und die Bildungsgénge beruf-
licher Schulen in der Sekundarstufe Il gelten die
allgemeinen Regelungen.

(5) Gemeinsamer Unterricht fuir Schiiler mit und
ohne Anspruch auf ein sonderpddagogisches
Bildungsangebot kann auch an sonderpéddagogi-
schen Bildungs- und Beratungszentren stattfinden,
wenn die personellen und sédchlichen Vorausset-
zungen erfullt sind.

(6) Die Schulaufsichtsbehdrde kann im Einver-
nehmen mit den beteiligten Schultrégern koope-
rative Organisationsformen des gemeinsamen
Unterrichts an allgemeinen Schulen und sonder-
padagogischen Bildungs- und Beratungszentren
einrichten.
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§ 16 Verbund von Schularten

Mehrere Schularten kdnnen organisatorisch in
einer Schule verbunden sein. Nach Entscheidung
der beteiligten Schulen sowie mit Genehmigung
der oberen Schulaufsichtsbehdrde kdnnen fir die
Schilerinnen und Schiler schulartiibergreifende
Unterrichtsveranstaltungen durchgefihrt werden.
Schularten nach den §§ 10 bis 14 und Typen der
beruflichen Gymnasien sowie die entsprechenden
sonderpadagogischen Bildungs- und Beratungs-
zentren sollen organisatorisch in einer Schule ver-
bunden sein, soweit dies von der Aufgabenstellung
ihrer Typen und ihrem rdumlichen Zusammenhang
her moglich ist.

§ 17 Bildungszentren

(1) In Bildungszentren arbeiten rdumlich zusam-
mengefaBte selbstandige Schulen pddagogisch
und organisatorisch zusammen.

(2) Die Zusammenarbeit dient im Rahmen der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften insbesondere
der Abstimmung in Lernangebot, Lehrverfahren
sowie Lehr- und Lernmitteln und férdert die Durch-
lassigkeit zwischen den beteiligten Schulen; sie
erleichtert den schularttibergreifenden Lehrerein-
satz, die gemeinsame Erledigung von Verwaltungs-



angelegenheiten und die gemeinsame Nutzung von
schulischen Einrichtungen.

(3) Selbstandige Schulen, an denen Schularten
nach den §§ 10 bis 14 und Typen der beruflichen
Gymnasien gefihrt werden, sollen in geeigneten
Fallen zu Bildungszentren zusammengefal3t werden
(Berufsschulzentren). lhnen kénnen tiberbetrieb-
liche Ausbildungsstatten unter Aufrechterhaltung
der bestehenden Tragerschaft angegliedert wer-
den.

(4) Das Kultusministerium kann, soweit erforder-
lich durch Rechtsverordnung, ndhere Vorschriften
Uber die Voraussetzungen fir die Einrichtung und
die Aufgaben von Bildungszentren sowie die Koor-
dinierung und die Zusammenarbeit der einzelnen
Schulen erlassen.

(5) Fur die Einrichtung, Anderung und Aufhebung
von Bildungszentren gelten die Vorschriften des
§ 30 entsprechend.

§18 Regionaler Verbund

(1) Benachbarte Schulen, die nicht in einem Bil-
dungszentrum zusammengefalt sind, sollen pada-
gogisch zusammenarbeiten. Die Zusammenarbeit
dient vor allem der Koordinierung padagogischer
MaBnahmen, insbesondere des Unterrichtsange-
bots, der Lehr- und Lernmittel sowie der Verteilung
der Schiler bei der Aufnahme in Schulen dessel-
ben Schultyps im Rahmen des § 88 Abs. 4.

(2) Mit Genehmigung der Schulaufsichtsbehérde
kénnen Schiiler mehrerer Schulen in einzelnen
gemeinsamen Unterrichtsveranstaltungen einer
dieser Schulen zusammengefihrt werden.

§ 18a Kooperationen, Oberstufenverbund

(1) Gemeinschaftsschulen, an denen keine gym-
nasiale Oberstufe eingerichtet ist, Realschulen,
Gemeinschaftsschulen mit gymnasialer Oberstufe,
allgemein bildende Gymnasien und berufliche
Gymnasien kdnnen Kooperationen eingehen.

(2) Die kooperierenden Schulen schlieBen eine
Vereinbarung dartber, in welcher Weise sie ihre
padagogischen Konzepte und die Ausrichtung des
padagogischen Angebots aufeinander abstim-
men. Der Abschluss der Vereinbarung bedarf der

Zustimmung der Gesamtlehrerkonferenzen sowie
der Schulkonferenzen der beteiligten Schulen.
Soweit die Ausgestaltung der Kooperation eine
nicht nur unerhebliche Mehrbelastung fir die
Schultrager verursacht, ist deren Einverstandnis
zum Abschluss der Vereinbarung erforderlich. Die
kooperierenden Schulen gelten flir den schulliber-
greifenden Personaleinsatz als eine Dienststelle.

(3) Nach Entscheidung der beteiligten Schulen
sowie mit Genehmigung der oberen Schulauf-
sichtsbehorde kénnen fir die Schilerinnen und
Schiler gemeinsame Unterrichtsveranstaltungen
an einer der kooperierenden Schulen durchgefiihrt
werden. Datenschutzrechtlich verantwortliche
Stelle nach Artikel 4 Nummer 7 der Datenschutz-
Grundverordnung ist die Schule, der die Schiilerin
oder der Schiiler durch die Anmeldung formal
zugeordnet ist.

(4) Gemeinschaftsschulen, an denen keine gymna-
siale Oberstufe eingerichtet ist, und die eine gym-
nasiale Oberstufe fihrenden Schulen kénnen auf
der Grundlage einer Vereinbarung nach Absatz 2
auch in der Weise kooperieren, dass die gymnasiale
Oberstufe der kooperierenden Schule zugleich als
Oberstufe der Gemeinschaftsschule gilt, an der
keine gymnasiale Oberstufe eingerichtet ist (Ober-
stufenverbund). Die Gemeinschaftsschulen kénnen
in diesem Falle als Schulname neben der Schulart-
bezeichnung den Zusatz ,mit gymnasialer Ober-
stufe im Verbund® fihren. Die Einrichtung eines
Oberstufenverbundes bedarf der Zustimmung der
Gesamtlehrerkonferenzen und der Schulkonferen-
zen aller beteiligten Schulen sowie der Genehmi-
gung der oberen Schulaufsichtsbehorde.

(5) Die Realschulen und Gemeinschaftsschulen
kénnen im Falle einer Kooperation nach Absatz 1
den Zusatz ,in Kooperation mit“ einschlieBlich des
oder der Namen der kooperierenden Schulen oder
der Schularten der kooperierenden Schulen fuhren.

(6) Die eine Oberstufe fiihrende Schule, an der
die Schilerinnen und Schiiler in der Oberstufe
beschult werden, ist flir die personenbezogenen
Daten dieser Schiilerinnen und Schuler Verant-
wortliche nach Artikel 4 Nummer 7 der Daten-
schutz-Grundverordnung.
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(7) Das Verfahren zur Einrichtung und Ausgestal-
tung der Kooperation und des Oberstufenver-
bunds, der Einberufung, der Zustandigkeit und

der Beschlisse gemeinsamer Konferenzen der
kooperierenden Schulen sowie der Ubergénge der
Schuilerinnen und Schiiler der Gemeinschaftsschu-
len auf die kooperierenden Oberstufen regelt das
Kultusministerium durch Rechtsverordnung.

(8) § 30b Absatz 1 Nummer 3 bleibt unberiihrt.
§19 Bildungsberatung

(1) Die Bildungsberatung soll in allen Schularten
gewabhrleistet und stufenweise ausgebaut werden.
Zu ihren Aufgaben gehdren insbesondere die Infor-
mation und Beratung der Schiler und Erziehungs-
berechtigten tber die fur die Schiler geeigneten
Bildungsginge (Schullaufbahnberatung) sowie die
Beratung bei Schulschwierigkeiten in Einzelfallen.
Die Einrichtungen der Bildungsberatung unterstit-
zen die Schulen und Schulaufsichtsbehoérden in
psychologisch-pddagogischen Fragen und tragen
dadurch zur Weiterentwicklung des Schulwesens
bei.
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(2) Die Aufgaben der Bildungsberatung werden
unbeschadet des Erziehungs- und Bildungsauf-
trags der einzelnen Lehrer durch die Uberortlich
einzurichtenden schulpsychologischen Beratungs-
stellen und an den Schulen vornehmlich durch
Beratungslehrer erfullt.

(8) Soweit die Bildungsberatung auf Ersuchen von
Schilern oder Erziehungsberechtigten tatig wird,
bedarf es flr die Untersuchung der Einwilligung der
Berechtigten.

(4) Beratungslehrer und schulpsychologische
Beratungsstellen arbeiten untereinander und mit
anderen Beratungsdiensten, insbesondere mit den
fUr die Berufs- und Studienberatung zustandigen
Stellen zusammen.

§ 20 Schulkindergarten

Fir Kinder, die unter § 82 Absatz 1 Satz 1 fallen
und vom Schulbesuch zurlickgestellt werden oder
vor Beginn der Schulpflicht forderungsbediirftig
erscheinen, sollen Schulkindergarten eingerichtet
werden.

§ 21 Hausunterricht

Schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen, die
infolge einer langerfristigen Erkrankung die Schule
nicht besuchen kénnen, soll Hausunterricht in
angemessenem Umfang erteilt werden. Der Einsatz
informationstechnisch gestitzter Systeme und

die fur seine Umsetzung erforderliche auch auto-
matisierte Verarbeitung personenbezogener Daten
sind zuldssig. Das Kultusministerium wird erméch-
tigt, durch Rechtsverordnung mit den beteiligten
Ministerien Umfang und Inhalt des Hausunterrichts
sowie die Voraussetzungen fir seine Erteilung und
fUr die Unterrichtspersonen zu bestimmen. Fur

den Einsatz digitaler Lehr- und Lernformen gilt

§ 115b Absatze 8 bis 12 entsprechend. § 115b Absatz
6 findet mit der MaBgabe Anwendung, dass die
Verarbeitung von Gesundheitsdaten der Schilerin
oder des Schiulers nur nach Zustimmung der Erzie-
hungsberechtigten zul&ssig ist.



§ 23 Rechtsstellung der Schule

(1) Die 6ffentlichen Schulen sind nichtrechtsfahige
offentliche Anstalten. Sie erfillen ihre Aufgaben

im Rahmen eines 6ffentlich-rechtlichen Rechtsver-
haltnisses (Schulverhaltnis).

(2) Die Schule ist im Rahmen der Vorschriften die-
ses Gesetzes berechtigt, die zur Aufrechterhaltung
der Ordnung des Schulbetriebs und zur Erfillung
der ihr Ubertragenen unterrichtlichen und erziehe-
rischen Aufgaben erforderlichen MaBnahmen zu
treffen und 6értliche Schulordnungen, allgemeine
Anordnungen und Einzelanordnungen zu erlassen
und von Schilerinnen und Schiilern schulord-
nungswidrig mitgeflihrte oder verwendete Sachen
einzuziehen. Inhalt und Umfang der Regelungen
ergeben sich aus Zweck und Aufgabe der Schule.

(2a) Das Mitfiihren von Waffen in der Schule und

bei schulischen Veranstaltungen ist untersagt. Als

Waffen gelten dabei

1. alle Waffen im Sinne des Waffengesetzes vom
11. Oktober 2002 (BGBL. | S. 3970, 4592; 2003 |
1957), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 25. Oktober 2024 (BGBL. 2024 | Nr. 332)
gedndert worden ist in der jeweils geltenden
Fassung, unabhangig von waffenrechtlichen
Einzelerlaubnissen oder Regelungen, nach
denen der Umgang erlaubnisfrei gestellt ist,

:11 '

2. Gegenstande, die ihrer Art und den Umstanden
nach als Angriffs- oder Verteidigungsmittel mit-
geflihrt werden.

Uber Ausnahmen entscheidet die Schulleiterin oder

der Schulleiter. In der Schule unzuldssig mitge-

fihrte Waffen im Sinne von Satz 1 werden von der

Schule eingezogen; die Berechtigung nach Absatz

2, schulordnungswidrig mitgeftihrte oder verwen-

dete Sachen einzuziehen, bleibt unberihrt.

(3) Soweit die Schule auf dem Gebiet der inneren
Schulangelegenheiten einen Verwaltungsakt
erlaBt, gilt sie als untere Sonderbehdrde im Sinne
des Landesverwaltungsgesetzes.

§ 33 Untere Schulaufsichtsbehorde

(1) Untere Schulaufsichtsbehérde fiir alle in ihrem
Schulaufsichtsbezirk liegenden Grund-, Haupt-,
Werkreal- und Realschulen, Gemeinschaftsschulen
sowie die entsprechenden sonderpadagogischen-
Bildungs- und Beratungszentren mit Ausnahme der
sonderpadagogischen Bildungs- und Beratungs-
zentren mit Internat ist das Staatliche Schulamt.

(2) Die untere Schulaufsichtsbehdrde fiihrt

1. die Fachaufsicht mit Ausnahme der Fachaufsicht
Uber die gymnasiale Oberstufe der Gemein-
schaftsschulen,

2. die Dienstaufsicht tiber die Schulleiter und Lehrer,
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3. die Aufsicht Uber die Erfullung der dem Schul-
trager obliegenden Angelegenheiten,
soweit nicht Aufgaben der Schulaufsicht einer
anderen Schulaufsichtsbehorde durch Gesetz,
Rechts- oder Verwaltungsvorschrift nach § 35
Abs. 3 zugewiesen sind. Der unteren Schulauf-
sichtsbehorde obliegt auch die Aufsicht tber die
Einrichtungen nach § 32 Absatz 1 Satz 1 Nummer
7, soweit nicht die oberen Schulaufsichtsbehorden
nach § 34 Absatz 3 zusténdig sind.

§ 34 Obere Schulaufsichtsbehérde

(1) Obere Schulaufsichtsbehorde ist das Regie-
rungsprasidium.

(2) Die obere Schulaufsichtsbehérde fiihrt

1. die Fachaufsicht tiber die Schulen,

2. die Dienstaufsicht Gber die Schulleiter und
Lehrer,

3. die Aufsicht tber die Erfullung der dem Schul-
tréger obliegenden Angelegenheiten, soweit
nicht die untere Schulaufsichtsbehorde zustan-
dig ist,

4. die Dienst- und Fachaufsicht lber die unteren
Schulaufsichtsbehorden.

soweit nicht Aufgaben der Schulaufsicht einer

anderen Schulaufsichtsbehorde durch Rechtsvor-

schrift zugewiesen sind.

(3) Die obere Schulaufsichtsbehérde ist zusténdig
fur die MaBnahmen nach § 32 Absatz 4.

§ 35 Oberste Schulaufsichtsbehorde

(1) Oberste Schulaufsichtsbehérde ist das Kultus-
ministerium.

(2) Die oberste Schulaufsichtsbehérde ist fiir alle
Angelegenheiten der Schulaufsicht zustandig, die
nicht durch Gesetz anderen Behdrden zugewiesen
sind. Sie fihrt im Rahmen ihres Geschéaftsbereichs
die Fachaufsicht Uber die oberen Schulaufsichtsbe-
horden sowie die Dienstaufsicht Uber die Bediens-
teten des schulpadagogischen Dienstes.

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehérde regelt ins-
besondere

1. die Aufgaben und Ordnungen jeder Schulart,

2. die Bildungs- und Lehrplane sowie die Stunden-
tafeln,
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. das Aufnahmeverfahren fiir die Schulen,

. die Versetzungs- und Prifungsordnungen,

5. die Anerkennung auf3erhalb des Landes erwor-
bener schulischer Abschliisse und Berechtigun-
gen,

6. die Ausbildung, Prifung und Fortbildung der
Lehrerinnen und Lehrer; fir die Lehramtspri-
fungen im Fach Theologie (Religionspadagogik)
kénnen die jeweiligen Religionsgemeinschaften
eine Beauftragte oder einen Beauftragten als
eine Priferin oder einen Prifer benennen,

7. die Aufgaben der unteren und oberen Schulauf-
sichtsbehorden,

8. die Aufgaben des Zentrums fir Schulqualitat
und Lehrerbildung sowie des Instituts fur Bil-
dungsanalysen Baden-Wurttemberg und

9. die Ferienordnung

und erlasst die hierfir erforderlichen Rechts- und

Verwaltungsvorschriften.

N

(4) Grundlage fur Unterricht und Erziehung bilden
die Bildungs- und Lehrplane sowie die Stunden-
tafeln, in denen Art und Umfang des Unterrichts-
angebots einer Schulart oder einer Niveaustufe
festgelegt sind. Niveaustufen sind das grundle-
gende, das mittlere sowie das erweiterte Niveau.
Das grundlegende Niveau fihrt zum Hauptschul-
abschluss und mit einer Phase der Vertiefung

zum Werkrealschulabschluss, das mittlere Niveau
zum Realschulabschluss, das erweiterte Niveau
zur Hochschulreife. Soweit ein Bildungsplan fur
mehrere Schularten gilt, sind fir den Unterricht
die Niveaustufen maBgeblich, die zu den an der
Schulart angebotenen Abschlissen fihren. Bil-
dungs- und Lehrplane sowie Stundentafeln richten
sich nach dem durch die Verfassung des Landes
Baden-Wiurttemberg, durch § 1 und die jeweilige
Schulart vorgegebenen Erziehungs- und Bildungs-
auftrag; sie haben die erzieherische Aufgabe der
Schule und die entsprechend der Schulart ange-
strebte Vermittlung von Wissen, Féhigkeiten und
Fertigkeiten zu berlcksichtigen. Die Bildungs- und
Lehrplane werden im Amtsblatt des Kultusministe-
riums bekanntgemacht oder 6ffentlich zugénglich
in elektronischer Form unter einer im Amtsblatt
veroffentlichten Internetadresse. In den Féllen

des § 8 Absatz 5 Nummer 6 Satz 5, 8§ 107 b und
107 c treten neben die allgemeinen Bildungs- und
Lehrplaéne im erforderlichen Umfang besondere Bil-
dungs- und Lehrpléane, die der Freigabe durch das
Kultusministerium unterliegen.



(5) Das Kultusministerium wird ermachtigt, durch
Rechtsverordnung Zusténdigkeiten, die durch
dieses Gesetz begriindet sind, auf nachgeordnete
Schulaufsichtsbehdrden zu lbertragen, soweit dies
zur sachgerechten Erledigung geboten erscheint.
Soweit die obere Schulaufsichtsbehdrde betroffen
ist, bedarf die Rechtsverordnung des Einverneh-
mens des Innenministeriums.

§ 40 Mitwirkung der Schulkonferenz und des
Schultrédgers bei der Besetzung der Schulleiter-
stelle

(1) Uber die Besetzung der Schulleiterstelle wird
im Rahmen eines Uberpriifungsverfahrens nach
Eignung, Befahigung und fachlicher Leistung auf
der Basis eines Besetzungsvorschlags einer Aus-
wahlkommission entschieden. Die Einzelheiten des
Uberpriifungsverfahrens werden durch eine Ver-
waltungsvorschrift geregelt. Bei der Besetzung der
Schulleiterstelle an den Schulen wirken mit:

1. Die Schulkonferenz, mit Ausnahme der Schiiler-
vertreter, die das 16. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben, bei Schulen mit mindestens vier
Lehrerstellen. An den Schulen mit Elternbeirat
und Schiulerrat treten an die Stelle der Schiler,
die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, Stellvertreter, die das 16. Lebensjahr voll-
endet haben oder, soweit keine vorhanden sind,
in entsprechender Zahl weitere gemaf § 47 Abs.
10 Satz 1 gewahlte Vertreter der Eltern.

2. der Schultrager.

(2) Die Auswahlkommission besteht aus zwei Ver-
tretern der Schulaufsichtsbehorde und jeweils
einem Vertreter der Schulkonferenz und des Schul-
trégers. Die Schulkonferenz soll nicht durch den
Schulleiter in der Auswahlkommission vertreten
sein. Die Auswahlkommission wird von der fur

die Besetzung der Schulleiterstelle zustédndigen
Schulaufsichtsbehdrde gebildet und erarbeitet
einen Besetzungsvorschlag. Die Vertreter der
Schulkonferenz und des Schultragers kdnnen am
Uberpriifungsverfahren als Beobachter teilneh-
men und haben dann ein Stimmrecht in der Aus-
wahlkommission bei der Entscheidung Gber den
Besetzungsvorschlag. Benennen Schultréger oder
Schulkonferenz oder beide keine Vertreter fur die
Auswahlkommission, so wird diese aus den Ubrigen
Mitgliedern gebildet.

(3) Nach der Beschlussfassung der Auswahlkom-
mission unterrichtet die obere Schulaufsichtsbe-
horde die Schulkonferenz und den Schultrager Gber
alle eingegangenen Bewerbungen und den Beset-
zungsvorschlag der Auswahlkommission. Sie hat
Uber alle Bewerber weitere fir die Frage der Eignung
sachdienliche Informationen zu erteilen. Unterrich-
tung und Erkl&rung kénnen schriftlich erfolgen. Die
obere Schulaufsichtsbehdrde kann damit die untere
Schulaufsichtsbehorde beauftragen.

(4) Die Schulkonferenz und der Schultrager kénnen
zum Besetzungsvorschlag der Auswahlkommission
Stellung nehmen. Bei sonst gleichen Qualifikatio-
nen der Bewerber sind sie gehalten, dem Bewerber
den Vorzug zu geben, der der Schule nicht ange-
hort. Schulkonferenz und Schultrédger geben ihre
Stellungnahme innerhalb von vier Wochen nach
Eingang des Besetzungsvorschlags ab.

(5) Nach der Befassung der Schulkonferenz und
des Schultragers gemaB Absatz 4 entscheidet die
zustandige Schulaufsichtsbehorde Gber die Beset-
zung der Schulleiterstelle. Weicht das Votum der
Schulkonferenz oder des Schultrdgers vom Beset-
zungsvorschlag der Auswahlkommission ab, ent-
scheidet die oberste Schulaufsichtsbehorde lGber
die Besetzung der Schulleiterstelle. Unabhangig
hiervon erfolgt die Besetzung der Schulleiterstelle
nach den dienstrechtlichen Bestimmungen.

(6) Absatz 1 Nr. 1 gilt nicht fir neu einzurichtende
Schulen, solange Gesamtlehrerkonferenz und
Elternbeirat nicht bestehen.

(7) Im Ubrigen gelten die Vorschriften des § 47
Abs. 9 Satz 2, Abs. 11 und 13 entsprechend.

§ 41 Aufgaben des Schulleiters

(1) Der Schulleiter ist Vorsitzender der Gesamtleh-
rerkonferenz. Er leitet und verwaltet die Schule und
ist, unterstiitzt von der Gesamtlehrerkonferenz,
verantwortlich fur die Besorgung aller Angelegen-
heiten der Schule und fir eine geordnete und sach-
gemaBe Schularbeit, soweit nicht aufgrund dieses
Gesetzes etwas anderes bestimmt ist. Insbeson-
dere obliegen ihm
die Aufnahme und die Entlassung der Schiiler, die
Sorge fur die Erfillung der Schulpflicht, die Ver-
teilung der Lehrauftrédge sowie die Aufstellung
der Stunden- und Aufsichtsplane,
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die Anordnung von Vertretungen,

die Vertretung der Schule nach auBBen und die
Pflege ihrer Beziehungen zu Elternhaus, Kirchen,
Berufsausbildungsstatte, Einrichtungen der
Jugendhilfe und Offentlichkeit,

die Aufsicht lber die Schulanlage und das Schul-
gebdude, die Auslibung des Hausrechts und die
Verwaltung und Pflege der der Schule tUberlasse-
nen Gegensténde; dabei sind die Anordnungen
des Schultragers, die nicht in den inneren Schul-
betrieb eingreifen dirfen, fiir den Schulleiter ver-
bindlich.

(1a) Die Schulleitung ist verantwortlich fiir die
Organisation und die Durchfiihrung der Sprach-
fordermaBnahmen, die nach § 5¢c Absatz 1 Satz 2
Nummer 1 an der Grundschule durchgefihrt
werden.

(2) Der Schulleiter ist in Erfiillung seiner Aufgaben
weisungsberechtigt gegenlber den Lehrern seiner
Schule. Er ist verantwortlich fur die Einhaltung der
Bildungs- und Lehrplane und der fir die Notenge-
bung allgemein geltenden Grundséatze sowie
ermachtigt, Unterrichtsbesuche vorzunehmen und
dienstliche Beurteilungen tber die Lehrer der
Schule fir die Schulaufsichtsbehérde abzugeben.
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(8) Fur den Schultrager fuhrt der Schulleiter die
unmittelbare Aufsicht Uber die an der Schule
tatigen, nicht im Dienst des Landes stehenden
Bediensteten; er hat ihnen gegentber die aus der
Verantwortung fir einen geordneten Schulbetrieb
sich ergebende Weisungsbefugnis.

(4) Nahere Vorschriften erlaBt das Kultusministe-
rium durch Dienstordnung fir die Schulleiter.

§ 47 Schulkonferenz

(1) Die Schulkonferenz ist das gemeinsame Organ

der Schule. Sie hat die Aufgabe, das Zusammenwir-
ken von Schulleitung, Lehrern, Eltern, Schiilern und
der fir die Berufserziehung Mitverantwortlichen zu
fordern, bei Meinungsverschiedenheiten zu vermit-
teln sowie Uber Angelegenheiten, die fir die Schule
von wesentlicher Bedeutung sind, zu beraten und

nach MaBgabe der Absatze 2 bis 5 zu beschlieBen.

(2) Die Schulkonferenz kann gegeniiber dem
Schulleiter und anderen Konferenzen Anregungen
und Empfehlungen geben. Eine Empfehlung muf3
auf der ndchsten Sitzung der zustandigen Konfe-
renz beraten werden.

(8) Die Schulkonferenz entscheidet nach MaBgabe

dieses Gesetzes Uber:

1. Die Vereinbarung von Schulpartnerschaften,

2. die Verteilung des Unterrichts auf funf oder
sechs Wochentage, den Unterrichtsbeginn und
den Tag der Einschulung in die Grundschule,

3. allgemeine Angelegenheiten der Schilermit-
verantwortung,

4. die Stellungnahme der Schule gegenliber dem
Schultrager zur
a) Namensgebung der Schule,

b) Anderung des Schulbezirks,

5. Stellungnahmen der Schule zur Durchflihrung
der Schulerbeférderung,

6. Grundsatze Uber die Einrichtung freiwilliger
Arbeitsgemeinschaften, die nicht generell vor-
gesehen sind und die zu keinen Berechtigungen
fuhren,

7. die Anforderung von Haushaltsmitteln gegen-
Uber dem Schultrager.

(4) Die Schulkonferenz ist anzuhéren:
1. Zu Beschlissen der Gesamtlehrerkonferenz
a) zu allgemeinen Fragen der Erziehung und des
Unterrichts an der Schule,



b) tiber die Verwendung der der Schule zur
Verfligung gestellten Haushaltsmittel im
Rahmen ihrer Zweckbestimmung,

2. vor Einrichtung oder Beendigung eines Schulver-
suchs,

3. vor Anderung der Schulart, der Schulform oder
des Schultyps sowie der dauernden Teilung oder
Zusammenlegung und der Erweiterung oder
Aufhebung der Schule,

4. vor Genehmigung von wissenschaftlichen For-
schungsvorhaben an der Schule,

5. bei Entscheidungen tber Erziehungs- und Ord-
nungsmafBnahmen nach MaBgabe von § 90 Abs. 4,

6. zu Stellungnahmen der Schule gegentber dem
Schultrager zur Ausstattung und Einrichtung der
Schule sowie BaumaBnahmen.

(5) Folgende Angelegenheiten werden in der
Schulkonferenz beraten und bedirfen ihres Einver-
standnisses:

1. ErlaB der Schul- und Hausordnung,

2. Beschliusse zu allgemeinen Fragen der Klassen-
arbeiten und Hausaufgaben,

3. Beschliusse zur einheitlichen Durchfiihrung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften an der
Schule,

4. Grundsatze Uber die Durchfiihrung von beson-
deren Schulveranstaltungen, die die gesamte
Schule beriihren,

5. Grundsétze tber die Durchfihrung von auf3er-
unterrichtlichen Veranstaltungen (z. B. Klassen-
fahrten, Schullandheimaufenthalte),

6. Festlegung der schuleigenen Stundentafel im
Rahmen der Kontingentstundentafel und Ent-
wicklung schuleigener Curricula im Rahmen des
Bildungsplanes. Fur das Fach Religionslehre
bleibt die Beteiligung der Beauftragten der Reli-
gionsgemeinschaften unberihrt,

7. die Zustimmung zu einer Anderung der Schulart
in eine Gemeinschaftsschule.

(6) Bei Angelegenheiten, die den Schultréger
beriihren, ist ihm Gelegenheit zu geben, beratend
mitzuwirken.

(7) Die Beschliisse der Schulkonferenz nach Absatz
3 sind fur Schulleiter und Lehrer bindend. Ist der
Schulleiter der Auffassung, daB3 ein Beschlu3 der
Schulkonferenz gegen eine Rechtsvorschrift oder
eine Verwaltungsanordnung verstdi3t oder dal3 er
fur die Ausfiihrung des Beschlusses nicht die Ver-
antwortung tGbernehmen kann, halt aber die Schul-

konferenz in einer zweiten Sitzung den Beschluf3
aufrecht, so hat der Schulleiter die Entscheidung
der Schulaufsichtsbehérde einzuholen. Bis zu
dieser Entscheidung darf der BeschluB nicht aus-
gefuhrt werden.

(8) Verweigert die Schulkonferenz in den in Absatz
5 genannten Angelegenheiten ihr Einverstand-

nis und halt die zustdndige Lehrerkonferenz nach
nochmaliger Beratung an ihrem Beschluf fest, hat
der Schulleiter die Entscheidung der Schulauf-
sichtsbehdérde einzuholen.

(9) Der Schulkonferenz gehdren bei Schulen mit

mindestens 14 Lehrerstellen an
1. der Schulleiter als Vorsitzender,
2. an Schulen, fur die ein Elternbeirat vorgesehen
ist, der Elternbeiratsvorsitzende als stellvertre-
tender Vorsitzender,
3. an Schulen, fir die ein Schulerrat vorgesehen ist,
der Schilersprecher,
4. zusatzlich an Schulen, fir die
a) ein Elternbeirat und ein Schiilerrat vorge-
sehen sind, jeweils drei Vertreter der Lehrer,
der Eltern und der Schiler,

b) kein Schiilerrat vorgesehen ist, jeweils fiinf
Vertreter der Lehrer und der Eltern,

c) kein Elternbeirat vorgesehen ist, jeweils finf
Vertreter der Lehrer und der Schiiler,

5. an Schulen mit Berufsschule, einem sonstigen
Bildungsgang, in dem neben der schulischen
Ausbildung ein Berufsausbildungsvertrag
geschlossen wird, oder entsprechendem sonder-
padagogischen Bildungs- und Beratungszent-
rum vier weitere Vertreter aus dem Kreis der fur
die Berufserziehung der Schiler Mitverantwort-
lichen,

6. ein Verbindungslehrer mit beratender Stimme
bei allgemeinen Angelegenheiten der Schiler-
mitverantwortung.

Die Vertreter der Schiler missen mindestens
der siebten Klasse angehoren. Fir Schulen mit
weniger als 14 Lehrerstellen regelt das Kultusmi-
nisterium durch Rechtsverordnung die Zahl der
Vertreter der einzelnen Gruppen in der Schul-
konferenz, wobei das Verhaltnis der einzelnen
Gruppen zueinander Satz 1 entsprechen muss.

(10) Die Gesamtlehrerkonferenz, der Elternbei-
rat, der Schilerrat und die Vertretung der fiir die
Berufserziehung der Schiiler Mitverantwortlichen
wahlen jeweils ihre Vertreter und Stellvertreter.
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Stellvertreter des Schulleiters ist unbeschadet
der Bestimmungen Uber den Vorsitz sein Vertreter
gemal § 42 Abs. 1; ist dieser gewahltes Mitglied
der Schulkonferenz, tritt an seine Stelle insoweit
ein gewahlter Stellvertreter. Die Mitglieder der
Schulkonferenz sind bei der Austibung ihres
Stimmrechts an Weisungen und Auftrége nicht
gebunden.

(11) Die Beratungen der Schulkonferenz sind nicht
offentlich. Sie sind vertraulich, soweit es sich um
Tatsachen handelt, die ihrer inhaltlichen Bedeu-
tung nach der Vertraulichkeit bedirfen. Tatsachen,
deren Bekanntgeben ein schutzwirdiges Interesse
von Schulern, Eltern, Lehrern oder anderen Perso-
nen verletzen kdnnten, bedlrfen der vertraulichen
Behandlung. Die Schulkonferenz kann dartber
hinaus die Vertraulichkeit einzelner Beratungs-
gegenstande feststellen. Fir die Verletzung der
Verschwiegenheitspflicht der Lehrer gelten die
beamten- und tarifrechtlichen Vorschriften. Ver-
letzt ein sonstiger Vertreter die Vertraulichkeit,

so kann er durch BeschluB der Schulkonferenz

mit zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden
Mitglieder zeitweilig oder ganz von der weiteren
Teilnahme ausgeschlossen werden. An seine Stelle
tritt der Stellvertreter.

(12) Die Schulkonferenz tritt mindestens einmal im
Schulhalbjahr zusammen. Eine Sitzung ist einzu-
berufen, wenn dies mindestens ein Drittel ihrer Mit-
glieder, die Elterngruppe oder die Schilergruppe
unter Angabe der Verhandlungsgegenstande
beantragt.

(13) Das Kultusministerium kann, soweit erforder-
lich, durch Rechtsverordnung

1. bei Schulen mit Internat und sonderpadago-
gischen Bildungs- und Beratungszentren die
Schulkonferenz den besonderen Verhaltnissen
dieser Schulen anpassen,

2. nahere Vorschriften erlassen Uber die Wahl der
Mitglieder der Schulkonferenz und ihrer Stell-
vertreter, die Dauer der Amtszeit der gewahl-
ten Mitglieder und die Geschéftsordnung der
Schulkonferenz sowie die Kostenerstattung fir
die Wahrnehmung der Termine der Auswahl-
kommission bei Schulleiterbesetzungsverfahren
nach § 40 durch Vertreter der Schulkonferenz,
die nicht Bedienstete des Landes sind.
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§ 48 Ortliche Schulverwaltung

(1) Die Gemeinden, die Landkreise und die Schul-
verbande verwalten die ihnen als Schultrager
obliegenden Angelegenheiten als Pflichtaufgaben.

(2) Der Schultréger errichtet und unterhalt die
Schulgebéude und Schulrdume, stellt die sonstigen
fUr die Schule erforderlichen Einrichtungen und
Gegenstande zur Verfligung, beschafft die Lehr-
und Lernmittel und bestellt die Bediensteten, die
nicht im Dienst des Landes stehen. Der Schultrager
soll dem Schulleiter die zur Deckung des laufenden
Lehrmittelbedarfs erforderlichen Mittel zur selb-
standigen Bewirtschaftung Uberlassen.

(8) Das Kultusministerium erldBt im Einvernehmen
mit dem Innenministerium und im Benehmen mit
den kommunalen Landesverbanden Richtlinien
Uber die Ausstattung der Schule mit Lehrmitteln
und Verwaltungskraften.

§ 49 Schulbeirat

Der Schultrager nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 hért in allen
wichtigen Schulangelegenheiten Vertreter der
Schulleiter, der Lehrer, der Eltern, der Schiler und
Vertreter der Religionsgemeinschaften, die an
einer seiner Schulen Religionsunterricht erteilen,
bei beruflichen Schulen auch Vertreter der fiir die
Berufserziehung der Schiiler Mitverantwortlichen.
Der Schultrager kann zur Wahrnehmung dieser
Aufgabe einen Schulbeirat als beschlieBenden
oder beratenden Ausschuf3 bilden.

§ 55 Eltern und Schule

(1) Die Eltern haben das Recht und die Pflicht,

an der schulischen Erziehung mitzuwirken. Die
gemeinsame Verantwortung der Eltern und der
Schule fur die Erziehung und Bildung der Jugend
fordert die vertrauensvolle Zusammenarbeit beider
Erziehungstréger. Schule und Elternhaus unter-
stlitzen sich bei der Erziehung und Bildung der
Jugend und pflegen ihre Erziehungsgemeinschaft.
Die Schule fordert und unterstitzt die Eltern bei
der Wahrnehmung ihrer schulischen Elternrechte;
dies gilt in besonderer Weise auch fir Eltern mit
Migrationshintergrund.



(2) Das Recht und die Aufgabe, die Erziehungsar-
beit der Schule zu férdern und mitzugestalten, neh-
men die Eltern

1. in der Klassenpflegschaft,

2. in den Elternvertretungen und

3. in der Schulkonferenz

wahr.

(8) Unbeschadet der Rechte volljahriger Schiiler
kénnen deren Eltern die Aufgaben nach Absatz 2
wahrnehmen. Die Schule kann ihnen auch perso-
nenbezogene Auskiinfte erteilen oder Mitteilungen
machen, wenn kein gegenteiliger Wille der volljah-
rigen Schiler erkennbar ist oder wenn eine Gefahr
fur wesentlich Gberwiegende Rechtsguter wie
Leben, Leib, Freiheit oder Eigentum zu beflirchten
ist und die Auskunft oder Mitteilung angemessen
ist, die Gefahr abzuwenden oder zu verringern.
Dies gilt auch, wenn der Ausschluss aus der Schule
angedroht wird oder ein Schuler die Schule gegen
seinen Willen verlassen muss. Volljahrige Schiler
sind Uber die Mdglichkeit personenbezogener Aus-
kinfte und Mitteilungen an die Eltern, wenn kein
gegenteiliger Wille der volljahrigen Schiiler erkenn-
bar ist, allgemein oder im Einzelfall zu belehren.

(4) Angelegenheiten einzelner Schiiler kénnen die
Elternvertretungen nur mit Zustimmung von deren

Eltern behandeln.

(5) Die Elternvertreter tiben ein Ehrenamt aus.

§ 56 Klassenpflegschaft

(1) Die Klassenpflegschaft dient der Pflege enger
Verbindungen zwischen Eltern und Schule und hat
die Aufgabe, das Zusammenwirken von Eltern und
Lehrern in der gemeinsamen Verantwortung fir die
Erziehung der Jugend zu férdern. Eltern und Lehrer
sollen sich in der Klassenpflegschaft gegenseitig
beraten sowie Anregungen und Erfahrungen aus-
tauschen. Dem dient insbesondere die Unterrich-
tung und Aussprache Uber

1. Entwicklungsstand der Klasse (z. B. Leistung,
Verhalten, besondere Probleme);

2. Stundentafel und differenziert angebotene
Unterrichtsveranstaltungen (z. B. Facherwahl,
Kurse, Arbeitsgemeinschaften);

3. Kriterien und Verfahren zur Leistungsbeurtei-
lung;

4. Grundsétze fur Klassenarbeiten und Haus-
aufgaben sowie Versetzungsordnung und fir
AbschluBklassen Prifungsordnung;

5. in der Klasse verwendete Lernmittel einschliel3-
lich Arbeitsmittel;

6. Schullandheimaufenthalte, Schulausflige,
Wandertage, Betriebsbesichtigungen u. a. im
Rahmen der beschlossenen Grundsétze der
Gesamtlehrerkonferenz sowie sonstige Veran-
staltungen fir die Klasse;

7. Forderung der Schilermitverantwortung der
Klasse, Durchfiihrung der Schulerbeférderung;

8. grundsatzliche Beschlusse der Gesamtlehrer-
konferenz, der Schulkonferenz, des Elternbeirats
und des Schiulerrats.

AuBerdem sollen die Lehrer im Rahmen des Még-
lichen auf Fragen zu besonderen methodischen
Problemen und Unterrichtsschwerpunkten zur Ver-
figung stehen.

(2) Bei Meinungsverschiedenheiten tber Lernmit-
tel, die nicht dem Zulassungsverfahren des Kultus-
ministeriums unterliegen, kann die Klassenpfleg-
schaft die Schulkonferenz anrufen.

(3) Die Klassenpflegschaft besteht aus den Eltern
der Schiler und den Lehrern der Klasse. Der Vor-
sitzende der Klassenpflegschaft ladt den Klassen-
sprecher und dessen Stellvertreter zu geeigne-
ten Tagesordnungspunkten ein; erweist sich ein
Tagesordnungspunkt als nicht geeignet, setzt die
Klassenpflegschaft die Behandlung des Tagesord-
nungspunktes ohne Schilervertreter fort.
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(4) Vorsitzender der Klassenpflegschaft ist der
Klassenelternvertreter, Stellvertreter der Klassen-
lehrer.

(5) Die Klassenpflegschaft tritt mindestens einmal
im Schulhalbjahr zusammen. Eine Sitzung mufB
stattfinden, wenn ein Viertel der Eltern, der Klas-
senlehrer, der Schulleiter oder der Elternbeiratsvor-
sitzende darum nachsuchen.

(6) Die Elterngruppe in der Klassenpflegschaft
kann in den Angelegenheiten des Absatzes 1 Nr. 1
bis 8 der Klassenkonferenz Vorschlage zur Bera-
tung und BeschluBfassung vorlegen und an deren
Beratung durch ihre gewahlten Vertreter mitwirken;
entsprechendes gilt flir Jahrgangsstufen.

§ 57 Elternbeirat

(1) Der Elternbeirat ist die Vertretung der Eltern der

Schuler einer Schule. Ihm obliegt es, das Interesse

und die Verantwortung der Eltern fiir die Aufgaben

der Erziehung zu wahren und zu pflegen, der Eltern-
schaft Gelegenheit zur Information und Ausspra-
che zu geben, Wiinsche, Anregungen und Vor-
schlage der Eltern zu beraten und der Schule zu
unterbreiten, an der Verbesserung der inneren und
auBeren Schulverhaltnisse mitzuarbeiten und das

Verstandnis der Offentlichkeit fiir die Erziehungs-

und Bildungsarbeit der Schule zu starken. Er wird

von Schule und Schultrédger beraten und unter-
stutzt. Im Rahmen seiner Aufgaben obliegt es dem

Elternbeirat insbesondere

1. die Anteilnahme der Eltern am Leben und an der
Arbeit der Schule zu fordern;

2. Winsche und Anregungen aus Elternkreisen,
die Uber den Einzelfall hinaus von allgemeiner
Bedeutung sind, zu beraten und an die Schule
weiterzuleiten;

3. das Verstandnis der Erziehungsberechtigten fir
Fragen des Schullebens und der Unterrichts-
gestaltung sowie der Erziehungsberatung zu
fordern;

4. fur die Belange der Schule beim Schultréger, bei
der Schulaufsichtsbehérde und in der Offentlich-
keit einzutreten, soweit die Mitverantwortung
der Eltern es verlangt;

5. an der Beseitigung von Stérungen der Schul-
arbeit durch Mangel der duBeren Schulverhalt-
nisse mitzuwirken;

6. bei MaBnahmen auf dem Gebiet des Jugend-
schutzes und der Freizeitgestaltung, soweit sie
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das Leben der Schule berlhren, mitzuwirken;

7. MaBnahmen, die eine Erweiterung oder Ein-
schrankung der Schule oder eine wesentliche
Anderung ihres Lehrbetriebs bewirken, zu bera-
ten; dazu gehért auch die Anderung des Schul-
typs, die Teilung einer Schule oder ihre Zusam-
menlegung mit einer anderen Schule sowie die
Durchfiihrung von Schulversuchen;

8. die Festlegung der schuleigenen Stundentafel
im Rahmen der Kontingentstundentafel und die
Entwicklung schuleigener Curricula im Rahmen
des Bildungsplanes zu beraten.

(2) Der Schulleiter unterrichtet den Elternbeirat
Uber seine Rechte und Pflichten sowie alle Ange-
legenheiten, die fir die Schule von allgemeiner
Bedeutung sind, und erteilt die notwendigen Aus-
klnfte. Der Elternbeirat soll gehdrt werden, bevor
der Schulleiter MaBnahmen trifft, die flir das Schul-
leben von allgemeiner Bedeutung sind.

(3) Die Eltern der Schiiler einer Klasse wahlen aus
ihrer Mitte einen Klassenelternvertreter und dessen
Stellvertreter. Die Klassenelternvertreter und ihre
Stellvertreter bilden den Elternbeirat der Schule.

(4) Der Elternbeirat wahlt aus seiner Mitte den Vor-
sitzenden und dessen Stellvertreter. Er gibt sich
eine Geschéaftsordnung.

§ 58 Gesamtelternbeirat, Arbeitskreise

(1) Die Vorsitzenden und je ein stellvertretender
Vorsitzender der Elternbeirate aller Schulen eines
Schultragers bilden den Gesamtelternbeirat.

An ihrer Stelle und auf ihren Wunsch kann der
Elternbeirat aus seiner Mitte andere Vertreter ent-
senden. Im Falle der Verhinderung der Mitglieder
im Gesamtelternbeirat kann der Elternbeirat einer
Schule Stellvertreter entsenden. Der Gesamteltern-
beirat ist im Rahmen der in § 57 Abs. 1 bezeichne-
ten Aufgaben fiir alle Gber den Bereich einer Schule
hinausgehenden Angelegenheiten zustandig.

(2) Elternvertretungen kénnen sich zu tberért-
lichen Arbeitskreisen zusammenschlieBen, um

im Rahmen ihrer Zielsetzung Erfahrungen und
Meinungen auszutauschen, gemeinsam Veranstal-
tungen durchzufihren und gemeinsame Stellung-
nahmen zu erarbeiten. Die Schulaufsichtsbehorden
beraten und unterstiitzen solche Arbeitskreise.



§ 59 Sonderregelungen

(1) Fur Berufsschulen und sonstige schulische Bil-
dungsgédnge, in denen neben der schulischen Aus-
bildung ein Berufsausbildungsvertrag geschlossen
wird, sowie fiir die entsprechenden sonderpéddago-
gischen Bildungs- und Beratungszentren gelten die
Vorschriften der §8 55 bis 57 mit folgender MaRB-
gabe:

1. Anstelle von Klassenpflegschaften kénnen
Berufsgruppen- und Abteilungspflegschaften
gebildet werden,

2. die fur die Berufserziehung der Schuler Mitver-
antwortlichen gehéren den Pflegschaften an, um
die Erziehungsgemeinschaft zwischen Schule,
Elternhaus und Berufsausbildungsstatte zu for-
dern.

(2) An den Kollegs, an den einjahrigen Berufskol-
legs zum Erwerb der Fachhochschulreife, an den
Berufsoberschulen und an den Fachschulen mit
Ausnahme der Fachschulen fur Sozialpddagogik
nach dem Gesetz zur Ausbildung der Fachkréafte
an Kindergéarten werden Klassenpflegschaften und
Elternvertretungen nicht gebildet.

(8) An den Grundschulférderklassen und den
Schulkindergérten werden Vertretungen der Eltern
gebildet; § 55 Abs. 1 gilt entsprechend.

§ 60 Landeselternbeirat

(1) Der aus gewahlten Vertretern der Eltern
bestehende Landeselternbeirat berat das Kultus-
ministerium in allgemeinen Fragen des Erziehungs-
und Unterrichtswesens, insbesondere bei der
Gestaltung der Bildungs- und Lehrpléane und der
Zulassung der Schulbicher.

(2) Der Landeselternbeirat kann dem Kultus-
ministerium Vorschldge und Anregungen unter-
breiten. Das Kultusministerium unterrichtet den
Landeselternbeirat tGber die wichtigen allgemeinen
Angelegenheiten und erteilt ihm die notwendigen
Auskiinfte. Auch soll das Kultusministerium dem
Landeselternbeirat allgemeine, die Gestaltung und
Ordnung des Schulwesens betreffende Regelun-
gen vor ihnrem Inkrafttreten zuleiten.

(3) Der Landeselternbeirat wahlt aus seiner Mitte
den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter und
gibt sich eine Geschafts- und Wahlordnung.

§ 72 Schulpflicht, Pflichten der Schiiler

(1) Schulpflicht besteht fiir alle Kinder und Jugend-
lichen, die im Land Baden-Wirttemberg ihren
Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt oder ihre
Ausbildungs- oder Arbeitsstétte haben. Die Schul-
aufsichtsbehdrde kann ausléandische Jugendliche,
die mindestens vierzehn Jahre alt sind, auf Antrag in
besonderen Hartefallen von der Pflicht zum Besuch
einer auf der Grundschule aufbauenden Schule und
der Berufsschule zeitweilig oder auf Dauer befreien,
insbesondere wenn wegen der Kiirze der verblei-
benden Schulbesuchszeit eine sinnvolle Forderung
nicht erwartet werden kann. Schulpflichtig im Sinne
des Satzes 1ist auch, wem aufgrund eines Asylan-
trags der Aufenthalt in Baden-Wirttemberg gestat-
tet ist oder wer hier geduldet wird, unabhangig
davon, ob er selbst diese Voraussetzungen erfullt
oder nur ein Elternteil; die Schulpflicht beginnt
sechs Monate nach dem Zuzug aus dem Ausland
und besteht bis zur Erfillung der Ausreisepflicht.

(2) Die Schulpflicht gliedert sich in

1. die Pflicht zum Besuch der Grundschule und
einer auf ihr aufbauenden Schule,

2. die Pflicht zum Besuch der Berufsschule.

Die Schulpflicht wird auch durch den Besuch eines

sonderpadagogischen Bildungs- und Beratungs-

zentrums erfillt.
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(3) Die Schulpflicht erstreckt sich auf den regel-
maRigen Besuch des Unterrichts und der tbrigen
verbindlichen Veranstaltungen der Schule sowie
auf die Einhaltung der Schulordnung. Dasselbe gilt
fur Schdler, die nicht schulpflichtig sind.

(8a) Schulerinnen und Schiilern éffentlicher Schu-
len ist die Verhillung des Gesichts bei schulischen
Veranstaltungen untersagt, es sei denn, dies ist zur
Erfullung einer durch Gesetz oder Rechtsverord-
nung angeordneten Rechtspflicht erforderlich. Die
Schulleiterin oder der Schulleiter kann Ausnahmen
von Satz 11. Halbsatz im Einzelfall aus schulischen
oder gesundheitlichen Grinden zulassen.

(4) Die Schulpflicht ist durch den Besuch einer
deutschen Schule zu erfillen. Uber Ausnahmen
entscheidet die Schulaufsichtsbehorde.

(5) Schulpflichtige im Jugendstrafvollzug haben
die dort eingerichteten Schulen zu besuchen.

(8) Vélkerrechtliche Abkommen und zwischen-
staatliche Vereinbarungen bleiben unberthrt.

§ 72a Pflicht zum Besuch einer Sprachférder-
gruppe

(1) Kinder, fiir die von der Schulleitung der Grund-
schule ihres Schulbezirks festgestellt wurde, dass
sie aufgrund ihres Sprachstandes fir die erfolg-
reiche Teilnahme am Unterricht der Grundschule im
letzten Jahr vor der Einschulung eine zusatzliche
intensive Sprachférderung bendtigen, sind zur Teil-
nahme an der Sprachférderung in der Sprachfor-
dergruppe verpflichtet. Die Feststellung nach Satz
1trifft die Schulleitung im Regelfall auf Grundlage
der schulérztlichen Befunde des Entwicklungs-
feldes Sprache und der Gesamtbewertung dieses
Entwicklungsfeldes im Rahmen der Einschulungs-
untersuchung sowie weiterer Einsch&tzungen des
Entwicklungsfelds Sprache, soweit diese vorliegen.
Hierfur Gbermittelt das Gesundheitsamt an die
Grundschule die Daten, die die schulédrztlichen
Befunde des Entwicklungsfeldes Sprache und

der Gesamtbewertung dieses Entwicklungsfeldes
betreffen. Soweit dies zur Feststellung des Sprach-
standes erforderlich ist, kann die Schulleitung das
Kind auch zur Teilnahme an einer Sprachstands-
diagnose, die von der Schulleitung oder einer

von ihr beauftragten Lehrkraft durchgefihrt wird,
verpflichten; hierflr werden von dem Kind Daten,
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die seinen Sprachstand und Sprachférderbedarf
betreffen, verarbeitet. § 72 Abséatze 1 und 3 gelten
entsprechend fir die Pflicht zum Besuch der
Sprachférdergruppe.

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 kann auch
durch den Besuch einer den Anforderungen des
§ 5¢c Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und den hierzu
nach § 5¢c Absatz 3 erlassenen Rechtsverordnun-
gen entsprechenden Angebots einer Kindertages-
einrichtung erfillt werden, sofern die untere
Schulaufsichtsbehorde festgestellt hat, dass die
Voraussetzungen hierfiir an der Kindertagesein-
richtung vorliegen.

(8) Das Kultusministerium wird erméchtigt, das

Néahere zu

1. der Feststellung des Sprachférderbedarfs sowie
den Kriterien, nach denen die Verpflichtung oder
Empfehlung zum Besuch einer Sprachforder-
gruppe ausgesprochen wird,

2. dem Verfahren zur Feststellung der Teilnahme-

pflicht und zur Aussprache einer Empfehlung,

. der Teilnahmepflicht,

4. der Ubermittlung der Daten der schulérztlichen
Befunde des Entwicklungsfeldes Sprache und
der Gesamtbewertung dieses Entwicklungsfel-
des im Rahmen der Einschulungsuntersuchung
durch die Gesundheitsdmter an die flr die Fest-
stellung der Teilnahmepflicht und Aussprache
einer Empfehlung zustandige Schulleitung,

5. den Berichtspflichten der Trager der Kinder-
tageseinrichtungen, die zur Feststellung der
Erfallung der Verpflichtung nach Absatz 2 erfor-
derlich sind,

durch Rechtsverordnung zu regeln. Die Rechts-

verordnung nach Satz 1 Nummer 1 und Nummer 4

wird im Einvernehmen mit dem Sozialministerium

erlassen.
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(4) Die Verpflichtung nach Absatz 1 gilt nicht fur
Kinder, die vor dem 1. August 2028 schulpflichtig
werden. Liegen bei diesen Kindern die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 vor, spricht die Schulleitung
die Empfehlung aus, eine SprachférdermaBnahme
in einer Sprachférdergruppe zu besuchen, sofern
diese zumutbar erreichbar ist.



§ 73 Beginn der Schulpflicht

(1) Mit dem Beginn des Schuljahres sind alle Kin-
der, die bis 30. Juni des laufenden Kalenderjahres
das sechste Lebensjahr vollendet haben, verpflich-
tet, die Grundschule zu besuchen. Dasselbe gilt
fur die Kinder, die bis zum 30. Juni des folgenden
Kalenderjahres das sechste Lebensjahr vollendet
haben und von den Erziehungsberechtigten in der
Grundschule angemeldet wurden. Satz 2 findet
keine Anwendung auf Kinder, die nach § 72a
Absatz 1 verpflichtet sind, an einer Sprachforde-
rung in einer Sprachférdergruppe teilzunehmen.

(2) Nach AbschluB der Grundschule sind alle Kin-
der verpflichtet, eine auf ihr aufbauende Schule zu
besuchen.

§ 74 Vorzeitige Aufnahme, Zuriickstellung und
Besuch der Juniorklasse

(1) Auf Antrag der Erziehungsberechtigten kénnen
Kinder, die gemaB § 73 Absatz 1 noch nicht schul-
pflichtig sind, zu Beginn des Schuljahres in die
Schule aufgenommen werden, wenn aufgrund ihres
sprachlichen, geistigen und korperlichen Entwick-
lungsstandes zu erwarten ist, daf3 sie mit Erfolg am
Unterricht teilnehmen werden. Die Entscheidung
Uber den Antrag trifft die Schule; bestehen Zweifel
am hinreichenden geistigen und korperlichen Ent-
wicklungsstand des Kindes, zieht die Schule ein
Gutachten des Gesundheitsamtes bei. Wird dem
Antrag stattgegeben, beginnt die Schulpflicht mit
der Aufnahme in die Schule.

(2) Kinder, die vor dem 1. August 2028 schulpflich-
tig werden und von denen bei Beginn der Schul-
pflicht aufgrund ihres sprachlichen, geistigen oder
korperlichen Entwicklungsstandes nicht erwartet
werden kann, dass sie mit Erfolg am Bildungs-
gang der Grundschule teilnehmen, kdnnen um ein
Jahr vom Schulbesuch zurlickgestellt werden; mit
Zustimmung der Erziehungsberechtigten kdnnen
auch Kinder zurtickgestellt werden, bei denen

sich dies wahrend des ersten Schulhalbjahres
zeigt. Die Entscheidung trifft die Schulleitung der
Grundschule des Schulbezirks auf der Grundlage
der Einschatzung der Kooperationslehrkraft nach
§ 5 Absatz 4 Satz 1, der Sprachforderkraft der
Sprachférdergruppe nach § 5¢ Absatz 2 Satz 1 und
weiterer vorliegender Einschatzungen des Ent-
wicklungsstands. Soweit dies flr die Entscheidung

Uber die Zuriickstellung erforderlich ist, kann die
Schulleitung ein Gutachten des Gesundheitsamtes
beiziehen. Die Zeit der Zurtckstellung wird auf die
Dauer der Pflicht zum Besuch der Grundschule
nicht angerechnet.

(8) Fiir Kinder, die nach Absatz 2 zurilickgestellt
wurden, kann die Schule die Empfehlung ausspre-
chen, eine Juniorklasse zu besuchen, sofern sie
ab dem 1. August 2026 schulpflichtig werden und
eine Juniorklasse zumutbar erreichbar ist. Fir die
Empfehlung kann die Schule eine Einschatzung
der Kooperationslehrkraft nach § 5 Absatz 4 Satz
1 sowie der Sprachférderkraft der Sprachférder-
gruppe nach § 5c Absatz 2 Satz 1 beiziehen oder
sich Gbermitteln zu lassen.

(4) Kinder, die ab dem 1. August 2028 schulpflichtig
werden und von denen bei Beginn der Schulpflicht
aufgrund ihres sprachlichen Entwicklungsstandes
oder des Entwicklungsstandes anderer Vorlaufer-
fertigkeiten nicht erwartet werden kann, dass

sie mit Erfolg am Bildungsgang der Grundschule

teilnehmen kdénnen, sind verpflichtet, eine Junior-

klasse nach § 5b zu besuchen. Satz 1 gilt nicht fur

Kinder,

1. mit voraussichtlichem Anspruch auf ein sonder-
padagogisches Bildungsangebot nach § 5b
Absatz 1 Satz 3 SchG,

2. deren Herkunftssprache nicht die deutsche
Sprache ist und deren Forderbedarf Gberwie-
gend darauf beruht, dass die deutsche Sprache
noch nicht im erforderlichen Maf3 erworben
wurde.

Die Entscheidungen nach den S&tzen 1 und 2 trifft
die Schulleitung der Grundschule des Schulbe-
zirks. Hierflr kann die Schule das Kind zur Durch-
fihrung einer pddagogischen Bewertung seines
Entwicklungsstandes laden, zur Teilnahme an einer
Uberpriifung verpflichten sowie die Einsch&tzung
der Kooperationslehrkraft nach § 5 Absatz 4 Satz 1
und der Sprachforderkraft der Sprachférdergruppe
nach § 5¢c Absatz 2 Satz 1 beiziehen oder sich tber-
mitteln lassen. Soweit dies fir die Entscheidung
nach den Satzen 1 und 2 erforderlich ist, kann die
Schulleitung ein Gutachten des Gesundheitsamtes
beiziehen.

(5) Kinder, die bei Beginn der Schulpflicht nicht

nach Absatz 4 verpflichtet sind, eine Juniorklasse
zu besuchen, werden um ein Schuljahr vom Schul-
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besuch zurlickgestellt, wenn die Erziehungsbe-
rechtigten dies beantragen. Dies gilt nicht fir Kin-
der, die nach Absatz 4 Satz 2 von der Pflicht zum
Besuch einer Juniorklasse ausgenommen sind.

(6) Das Kultusministerium wird erméchtigt, das

Nahere zu

1. der Feststellung des sprachlichen Entwicklungs-
standes sowie des Entwicklungsstandes anderer
Vorlauferfertigkeiten,

2. den Kriterien, nach denen die Verpflichtung oder
Empfehlung zum Besuch einer Juniorklasse aus-
gesprochen wird,

3. dem Verfahren zur Teilnahmepflicht und zur
Aussprache einer Empfehlung,

4. der Ausgestaltung der Teilnahmepflicht,

5. der Datentibermittlung durch die Gesundheits-
amter sowie durch die Sprachférderkraft der
Sprachférdergruppe nach § 5¢ an die fiir die
Feststellung der Teilnahmepflicht und Ausspra-
che einer Empfehlung zum Besuch einer Junior-
klasse zustandige Schulleitung

durch Rechtsverordnung zu regeln. Die Rechtsver-

ordnung nach Satz 1 Nummer 5 wird im Einverneh-

men mit dem Sozialministerium erlassen.

(7) Kinder, die vorzeitig eingeschult oder vom
Schulbesuch zurtickgestellt werden sollen, sind
verpflichtet, sich auf Verlangen der Schule bzw. der
Schulaufsichtsbehdrde an einer pddagogisch-psy-
chologischen Priifung (Schuleignungsprifung und
Intelligenztest) zu beteiligen und vom Gesund-
heitsamt untersuchen zu lassen.

§ 76 Erflillung der Schulpflicht

(1) Zum Besuch der in 8 72 Abs. 2 Nr. 1 bezeichne-
ten Schulen sind alle Kinder und Jugendlichen ver-
pflichtet, soweit nicht fur ihre Erziehung und Unter-
richtung in anderer Weise ausreichend gesorgt ist.
Anstelle des Besuchs der Grundschule darf ander-
weitiger Unterricht nur ausnahmsweise in beson-
deren Fallen von der Schulaufsichtsbehorde
gestattet werden.

(2) Der Schulpflichtige hat die Schule zu besuchen,
in deren Schulbezirk er wohnt. Dies gilt nicht fur
Schulpflichtige, die eine Juniorklasse, eine Gemein-
schaftsschule, eine Deutsch-Franzosische Grund-
schule gemaR § 107a oder eine Schule in freier
Tragerschaft besuchen; Satz 1 gilt weiterhin nicht
fUr Schulpflichtige, fur die ein Anspruch auf ein
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sonderpadagogisches Bildungsangebot festge-

stellt wurde und die eine allgemeine Schule besu-

chen. Die Schulaufsichtsbehdrde kann

1. bis zu einer Regelung nach den §§ 28, 30 und
31 aus Grunden einer im offentlichen Interesse
liegenden Verbesserung der Schulverhéltnisse
nach Anhoren der beteiligten Schultrager oder

2. zur Bildung annahernd gleich groBer Klassen,
Gruppen oder Lerngruppen im jeweiligen
Schulaufsichtsbezirk, bei Erschdpfung der Auf-
nahmekapazitat einer Schule, zur Vermeidung
der Bildung einer weiteren Eingangsklasse oder
zusatzlicher Klassen, Gruppen oder Lerngruppen
im jeweiligen Schulaufsichtsbezirk oder

3. in sonstigen Fallen, wenn wichtige Griinde vor-
liegen,

Abweichungen von Satz 1 zulassen oder anordnen.

In den Fallen von Nummer 2 und 3 hort die Schul-

aufsichtsbehdérde vor der Entscheidung die Eltern

der betroffenen Schuler an. Die Schulaufsichts-

behorde kann in den Fallen von Satz 3 Nr. 2 und

3 die Zustandigkeit fir die Anhérung und die Ent-

scheidung auf den geschéftsfiihrenden Schulleiter

Ubertragen.

(8) Soweit nicht ein sonderpédagogisches Bil-
dungs- und Beratungszentrum nach Absatz 2 Satz
1 zusténdig ist, haben die Erziehungsberechtigten
das Recht, unter den fir ihre schulpflichtigen
Kinder geeigneten sonderpadagogischen Bildungs-
und Beratungszentren zu wahlen. Die Schulauf-
sichtsbehorde kann aus wichtigen Griinden in
Abweichung von Satz 1 Schulpflichtige einem
geeigneten sonderpadagogischen Bildungs- und
Beratungszentrum zuweisen.

Besondere Regelungen fiir Schiiler
mit Anspruch auf ein sonder-
padagogisches Bildungsangebot
(8§ 82und 84)

§ 82 Feststellung des Anspruchs

(1) Die Schulaufsichtsbehdérde stellt auf der Grund-
lage der Ergebnisse einer sonderpadagogischen
Diagnostik fest, ob ein Anspruch auf ein sonderpa-
dagogisches Bildungsangebot besteht, und legt
nach MaBgabe von § 15 Absatz 1 Satz 4 den Foér-
derschwerpunkt fest. Sie stellt auch fest, ob der
Anspruch eine Internatsunterbringung nach § 15



Absatz 3 umfasst. Der Anspruch auf ein sonder-
padagogisches Bildungsangebot besteht nicht,
wenn der Schiler mithilfe sonderpadagogischer
Beratung und Unterstiitzung dem Bildungsgang
der allgemeinen Schule folgen kann.

(2) Das Verfahren zur Priifung und Feststellung
des Anspruchs auf ein sonderpadagogisches Bil-
dungsangebot (Feststellungsverfahren) wird auf
Antrag der Erziehungsberechtigten eingeleitet; die
allgemeine Schule wirkt hieran mit. Bei Vorliegen
konkreter Hinweise, insbesondere dass dem indi-
viduellen Anspruch des Kindes beziehungsweise
Jugendlichen ohne sonderpadagogische Bildung
nicht entsprochen werden kann oder die Bildungs-
rechte von Mitschilern beeintrachtigt werden,
kann das Feststellungsverfahren von der Schul-
aufsichtsbehorde auch ohne Antrag eingeleitet
werden. Auf Verlangen der Schulaufsichtsbehérde
haben sich Kinder und Jugendliche an der sonder-
padagogischen Diagnostik (einschlieBlich Schul-
leistungsprifung und Intelligenztest) zu beteiligen
und vom Gesundheitsamt untersuchen zu lassen.

(3) Der Anspruch entfallt, wenn von der Schulauf-
sichtsbehdrde festgestellt wird, dass seine Voraus-
setzungen nach Absatz 1 nicht mehr gegeben sind.

§ 84 Besondere Regelungen zur Schulpflicht
bei Anspruch auf ein sonderpaddagogisches
Bildungsangebot, Begrenzung des Schulbesuchs

(1) Fur Schiiler mit Anspruch auf ein sonderpé-
dagogisches Bildungsangebot mit dem Forder-
schwerpunkt Sehen, Héren oder kdrperliche und
motorische Entwicklung, deren Anspruch an einer
allgemeinen Schule erfullt wird, kann die Pflicht
zum Besuch der Grundschule im Einvernehmen
mit den Erziehungsberechtigten tber die in § 75
Absatz 1 Satz 1 bestimmte Zeit hinaus um ein Jahr
verlangert werden, wenn anzunehmen ist, dass
dadurch das Ziel des Anspruchs besser erreicht
werden kann. Wird der Anspruch an einem sonder-
padagogischen Bildungs- und Beratungszentrum
erfillt, dauert diese Pflicht fiinf Jahre.

(2) Fur Schiler mit Anspruch auf ein sonderpa-
dagogisches Bildungsangebot mit dem Férder-
schwerpunkt Sehen, Horen, geistige Entwicklung
oder kérperliche und motorische Entwicklung kann
die Pflicht zum Besuch einer auf der Grundschule
aufbauenden Schule im Einvernehmen mit den

Erziehungsberechtigten tber die in § 75 Absatz

2 Satz 1 bestimmte Zeit hinaus bis zur Dauer von
insgesamt zwei Jahren verldngert werden, wenn
anzunehmen ist, dass sie dadurch das Ziel des
Anspruchs besser erreichen kénnen. Aus dem glei-
chen Grund kann fir diese Schiler die Pflicht zum
Besuch der Berufsschule Uber die in § 78 Absatz 1
Satz 1 und Absatz 2 Satz 2 bestimmte Zeit um ein
Jahr verlangert werden.

(8) Besuchen Schiiler mit Anspruch auf ein sonder-
padagogisches Bildungsangebot eine allgemeine
Schule, kann die Schulaufsichtsbehérde nach
Anhdérung der Erziehungsberechtigten mit Ablauf
der Schulpflicht nach § 75 Absatz 1 oder § 75
Absatz 2 Satz 1 das Ende des Rechts zum weiteren
Besuch der Grundschule oder einer auf ihr auf-
bauenden Schule anordnen. Satz 1 gilt nach Ablauf
einer Verlangerung der Schulpflicht nach Absatz 1
oder 2 entsprechend.

§ 85 Verantwortlichkeit fiir die Erfiillung der
Schul- und Teilnahmepflicht, Informierung des
Jugendamtes, verpflichtendes Elterngespréch

(1) Die Erziehungsberechtigten und diejenigen,
denen Erziehung oder Pflege eines Kindes anver-
traut ist, haben die Anmeldung zur Schule vorzu-
nehmen und dafir Sorge zu tragen, daf3 der Schiler
am Unterricht und an den Ubrigen verbindlichen
Veranstaltungen der Schule regelmaBig teilnimmt
und sich der Schulordnung fligt. Sie sind verpflich-
tet, den Schiler fur den Schulbesuch in gehdriger
Weise auszustatten, die zur Durchfiihrung der
Schulgesundheitspflege erlassenen Anordnungen
zu befolgen und dafiir zu sorgen, daf3 die in diesem
Gesetz vorgesehenen padagogisch-psychologi-
schen Prifungen und amtsarztlichen Untersuchun-
gen ordnungsgeman durchgefiihrt werden kénnen.
Die Bewerbung um einen Schulplatz und die Anmel-
dung an einer Schule kdnnen auch in einer von der
Schule oder der zusténdigen Schulaufsichtsbehérde
vorgegebenen digitalen Form erfolgen.

(2) Die fur die Berufserziehung der Schiiler Mit-
verantwortlichen (Ausbildende, Dienstherren,
Leiter von Betrieben) oder deren Bevollméchtigte
haben den Berufsschulpflichtigen unverziglich
zur Schule anzumelden, ihm die zur Erfillung der
Pflicht zum Besuch der Berufsschule erforderliche
Zeit zu gewahren und ihn zur Erfillung der Berufs-
schulpflicht anzuhalten.
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(3) Die Schule soll das Jugendamt unterrichten,
wenn gewichtige Anhaltspunkte dafur vorliegen,
dass das Wohl eines Schiilers ernsthaft gefahrdet
oder beeintrachtigt ist; in der Regel werden die
Eltern vorher angehort. Zur Abwendung einer Kin-
deswohlgefahrdung arbeiten Schule und Jugend-
amt zusammen. Diese Bestimmung gilt auch fur
Schulen in freier Tragerschaft.

(4) Nimmt bei einem dringenden Aussprachebedarf
kein Elternteil eine Einladung des Klassenlehrers
oder Schulleiters zum Gesprach wahr und stellt die
Klassenkonferenz unter Vorsitz des Schulleiters
gewichtige Anhaltspunkte fur die Gefahrdung des
Wohls des Schiilers fest, kann die weitere Einla-
dung zum Gesprach mit dem Hinweis verbunden
werden, dass bei Nichtbefolgen das Jugendamt
unterrichtet wird.

§ 86 Zwangsgeld, Schulzwang

(1) Kommen die Erziehungsberechtigten oder die-
jenigen, denen Erziehung und Pflege eines Kindes
anvertraut ist, inrer Pflicht nach § 85 Abs. 1 nicht
nach, kann die obere Schulaufsichtsbehorde nach
MaRgabe des Landesverwaltungsvollstreckungs-
gesetzes ein Zwangsgeld festsetzen.

(2) Schulpflichtige, die ihre Schulpflicht nicht
erfillen, kdnnen der Schule zwangsweise zuge-
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fihrt werden. Die Zufiihrung wird von der flr den
Wohn- oder Aufenthaltsort der Schulpflichtigen
zustandigen Polizeibehdrde angeordnet. Wenn die
Erziehungsberechtigten oder diejenigen, denen
Erziehung und Pflege eines Kindes anvertraut ist,
schulpflichtige Kinder trotz Aufforderung nicht
vorstellen, kann das Amtsgericht auf Antrag der
zustandigen Polizeibehdrde eine Durchsuchung
von deren Wohnung anordnen.

§ 88 Wahl des Bildungswegs

(1) Uber alle weiteren Bildungswege nach der
Grundschule entscheiden die Erziehungsberech-
tigten. Volljahrige Schilerinnen und Schiler ent-
scheiden selbst.

(2) In die Hauptschule und Werkrealschule, die
Realschule, das Gymnasium, das Kolleg, die Berufs-
fachschule, das Berufskolleg, die Berufsoberschule
und die Fachschule kénnen nur Schilerinnen und
Schiler aufgenommen werden, die nach ihrer
Begabung und Leistung fir die gewahlte Schulart
geeignet erscheinen.

(8) Fur die Entscheidung der Erziehungsberechtig-

ten Uber den Bildungsweg nach der Grundschule

wird

1. eine pddagogische Gesamtwirdigung durch die
Klassenkonferenz auf Grundlage der in Klasse 4



erreichten Noten sowie der Uberfachlichen Kom-
petenzen erstellt und

2. eine Kompetenzmessung, die vom Institut far
Bildungsanalysen Baden-Wiurttemberg bereitge-
stellt wird, durchgefuhrt.

Voraussetzung fir die Aufnahme einer Schilerin
oder eines Schilers in das allgemein bildende
Gymnasium ist

(1) die Empfehlung des Besuchs des allgemein
bildenden Gymnasiums als Ergebnis der pddago-
gischen Gesamtwirdigung nach Satz 1 Nummer 1
oder

(2) die erfolgreiche Teilnahme an einer Kompetenz-
messung nach Satz 1 Nummer 2 sowie die Ent-
scheidung der Erziehungsberechtigten fir diese
Schulart. Sind die Voraussetzungen nach Satz 2
nicht erfillt, kann die Aufnahme in das allgemein
bildende Gymnasium auch aufgrund des Ergebnis-
ses eines Potenzialtests erfolgen, der vom Institut
fur Bildungsanalysen Baden-Wirttemberg bereit-
gestellt und an den Gymnasien durchgefihrt wird;
der Potenzialtest misst die Kompetenzen an den
gymnasialen Anforderungen.

(4) Die Erziehungsberechtigten legen als Teil der
Anmeldung die Empfehlung nach Absatz 3 Satz

1 Nummer 1 oder das von der Grundschule aus-
gestellte Dokument Gber das Ergebnis der Kompe-
tenzmessung nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 der
weiterflihrenden Schule, an der das Kind aufge-
nommen werden soll, vor.

(5) Das Verfahren der padagogischen Gesamt-
wirdigung, der zentralen Kompetenzmessung,
des Potenzialtests, der Aufnahme an der Schule,
die Aufnahmevoraussetzungen fiir das allgemein
bildende Gymnasium sowie den Inhalt der Empfeh-
lung der Klassenkonferenz regelt das Kultusminis-
terium durch Rechtsverordnung. Das Kultusminis-
terium wird erméachtigt, durch Rechtsverordnung
das Ubergangsverfahren von den Deutsch-Fran-
z6sischen Grundschulen gemafR § 107a in die wei-
terfihrenden Schulen zu regeln und hierbei auch
Ausnahmeregelungen von Absatz 3 vorzusehen.

(6) Schiilerinnen und Schiiler, welche nach Bega-
bung oder Leistung die Voraussetzungen fiir den
erfolgreichen Besuch einer der in Absatz 2 genann-
ten Schulen nicht erflillen, werden aus der Schule

entlassen; sie haben, falls sie noch schulpflichtig

sind, eine Schule der ihrer Begabung entsprechen-
den Schulart zu besuchen. Satz 1 gilt nicht im Falle
eines zieldifferenten Unterrichts nach § 15 Absatz 4.

(7) Die Aufnahme einer Schiilerin oder eines Schii-
lersin eine der in Absatz 2 genannten Schulen
oder in eine Gemeinschaftsschule darf nicht des-
halb abgelehnt werden, weil die Schiilerin oder der
Schiler nicht am Schulort wohnt. Ein Anspruch auf
Aufnahme in eine bestimmte Schule besteht nicht,
solange der Besuch einer anderen Schule dessel-
ben Schultyps moéglich und der Schilerin oder dem
Schiler zumutbar ist; die Schulaufsichtsbehorde
kann Schilerinnen und Schiler einer anderen
Schule desselben Schultyps zuweisen, wenn
1. dies zur Bildung annahernd gleich groBBer Klas-
sen, Gruppen oder Lerngruppen im jeweiligen
Schulaufsichtsbezirk,
2. bei Erschopfung der Aufnahmekapazitat einer
Schule oder
3. zur Vermeidung der Bildung einer weiteren Ein-
gangsklasse einer Schule oder zusatzlicher Klas-
sen, Gruppen oder Lerngruppen im jeweiligen
Schulaufsichtsbezirk
erforderlich und der Schulerin oder dem Schiler
zumutbar ist. Die Schulaufsichtsbehorde hort vor
der Entscheidung die Eltern der betroffenen Schi-
lerinnen und Schiler an.

§ 90 Erziehungs- und Ordnungsmassnahmen

(1) Erziehungs- und OrdnungsmafBnahmen dienen
der Verwirklichung des Erziehungs- und Bildungs-
auftrags der Schule, der Erfullung der Schulbe-
suchspflicht, der Einhaltung der Schulordnung und
dem Schutz von Personen und Sachen innerhalb
der Schule.

(2) Erziehungs- und OrdnungsmafBnahmen
kommen nur in Betracht, soweit pddagogische
ErziehungsmaBnahmen nicht ausreichen; hierzu
gehdren auch Vereinbarungen tber Verhaltens-
anderungen des Schiilers mit diesem und seinen
Erziehungsberechtigten. Bei allen Erziehungs- und
OrdnungsmafBnahmen ist der Grundsatz der Ver-
haltnismaBigkeit zu beachten. Die Schule kann von
Erziehungs- und OrdnungsmafBnahmen absehen,
wenn der Schiler durch soziale Dienste Wiedergut-
machung leistet.
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(8) Folgende Erziehungs- und OrdnungsmaBnah-
men kdnnen getroffen werden:

1. durch den Klassenlehrer oder durch den unter-
richtenden Lehrer: Nachsitzen bis zu zwei Unter-
richtsstunden;

2. durch den Schulleiter:

a) Nachsitzen bis zu vier Unterrichtsstunden,

b) Uberweisung in eine Parallelklasse desselben
Typs innerhalb der Schule,

¢) Androhung des zeitweiligen Ausschlusses
vom Unterricht,

d) Ausschluss vom Unterricht bis zu fiinf Unte-
richtstagen, bei beruflichen Schulen in
Teilzeitform Ausschluss flr einen Unterrichts-
tag, nach Anhoérung der Klassenkonferenz
oder Jahrgangsstufenkonferenz, soweit deren
Mitglieder den Schiiler selbststandig
unterrichten:

e) einen Uber den Ausschluss vom Unterricht
nach Buchstabe d) hinausgehenden
Ausschluss vom Unterricht bis zu vier
Unterrichtswochen,

f) Androhung des Ausschlusses aus der Schule,

g) Ausschluss aus der Schule.

Im Rahmen von Nachsitzen kénnen auch MaBnah-
men zur Schadenswiedergutmachung und aus dem
Fehlverhalten begriindete Tatigkeiten angeordnet
werden. Nachsitzen gemaR Nummer 2 Buchstabe
a oder die Uberweisung in eine Parallelklasse kann
mit der Androhung des zeitweiligen Ausschlusses
vom Unterricht verbunden werden; der zeitweilige
Ausschluss vom Unterricht kann mit der Andro-
hung des Ausschlusses aus der Schule verbunden
werden. Die aufschiebende Wirkung von Wider-
spruch und Anfechtungsklage entfallt. Die kérper-
liche Zlichtigung ist ausgeschlossen.

(4) Vor dem Ausschluss aus der Schule wird auf
Wunsch des Schiilers, bei Minderjahrigkeit auf
Wunsch der Erziehungsberechtigten, die Schul-
konferenz angehort. Nach dem Ausschluss kann
die neu aufnehmende Schule die Aufnahme von
einer Vereinbarung Uber Verhaltensdnderungen
des Schilers abhangig machen und eine Probezeit
von bis zu sechs Monaten festsetzen, tiber deren
Bestehen der Schulleiter entscheidet.
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(5) Die obere Schulaufsichtsbehdrde kann den
Ausschluss aus der Schule auf alle Schulen des
Schulorts, des Landkreises oder inres Bezirks, die
oberste Schulaufsichtsbehérde kann den Aus-
schluss, auBer bei Schiilern mit einem Anspruch
auf ein sonderpadagogisches Bildungsangebot,
auf alle Schulen des Landes ausdehnen. Die Aus-
dehnung des Ausschlusses wird dem Jugendamt
mitgeteilt.

(6) Ein zeitweiliger Ausschluss vom Unterricht,
seine Androhung oder eine Androhung des Aus-
schlusses aus der Schule sind nur zuléssig, wenn
ein Schiler durch schweres oder wiederholtes
Fehlverhalten seine Pflichten verletzt und dadurch
die Erfillung der Aufgabe der Schule oder die
Rechte anderer geféhrdet. Ein Ausschluss aus

der Schule ist zuldssig, wenn es einem Mitschiiler
wegen Art und Schwere der Beeintrachtigungen
und deren Folgen nicht zumutbar ist, mit dem
Schiler weiter dieselbe Schule zu besuchen,

oder einer Lehrkraft, ihn weiter zu unterrichten;
dem Schutz des Opfers gebihrt Vorrang vor dem
Interesse dieses Schiilers am Weiterbesuch einer
bestimmten Schule. Im Ubrigen ist ein Ausschluss
aus der Schule nur zuléssig, wenn neben den
Voraussetzungen des Satzes 1 das Verbleiben des
Schilers in der Schule eine Gefahr fur die Erzie-
hung und Unterrichtung, die sittliche Entwicklung,
Gesundheit oder Sicherheit der Mitschuler befilirch-
ten l&@sst.

(7) Vor der Entscheidung nachzusitzen genligt eine
Anhérung des Schiilers. Im Ubrigen gibt der Schul-
leiter dem Schiler, bei Minderjahrigkeit auch den
Erziehungsberechtigten, Gelegenheit zur Anho-
rung; Schiler und Erziehungsberechtigte kénnen
einen Beistand hinzuziehen.

(8) Ein zeitweiliger Ausschluss vom Unterricht
kann, ein wiederholter zeitweiliger Ausschluss vom
Unterricht soll dem Jugendamt mitgeteilt werden;
ein Ausschluss aus der Schule wird dem Jugend-
amt mitgeteilt. Hierbei soll ein Gespréch zwischen
dem Jugendamt und der Schule stattfinden. Ein
zeitweiliger Ausschluss vom Unterricht, seine
Androhung, ein Ausschluss aus der Schule oder
seine Androhung wird den fir die Berufserziehung
des Schiilers Mitverantwortlichen mitgeteilt.

(9) Der Schulleiter kann in dringenden Fallen einem
Schiler vorlaufig bis zu fiinf Tagen den Schulbe-



such untersagen, wenn ein zeitweiliger Ausschluss
vom Unterricht zu erwarten ist oder er kann den
Schulbesuch vorléufig bis zu zwei Wochen unter-
sagen, wenn ein Ausschluss aus der Schule zu
erwarten ist. Zuvor ist der Klassenlehrer zu héren.
Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend.

§ 91 Schulgesundheitspflege

(1) Die Schiiler sind verpflichtet, sich im Rahmen
der Schulgesundheitspflege durch das Gesund-
heitsamt beraten und untersuchen zu lassen.

(2) Die Pflicht zur Untersuchung besteht nach
Beginn des Schuljahres auch fur Kinder, die bis zum
in § 73 Absatz 1 Satz 1 genannten maf3geblichen
Stichtag des laufenden Kalenderjahres das vierte
Lebensjahr vollendet haben; fiir diese Kinder wird
eine schulérztliche Bewertung des Entwicklungs-
feldes Sprache und in begriindeten Féllen eine
Sprachstandsdiagnose durchgefiihrt. Das Sozial-
ministerium legt die Kriterien fir die schulérztliche
Bewertung des Entwicklungsfeldes Sprache im
Einvernehmen mit dem Kultusministerium fest.

Die Kriterien fur die Sprachstandsdiagnose wer-
den vom Kultusministerium im Einvernehmen mit
dem Sozialministerium festgelegt. Dariiber hinaus
besteht in begriindeten Fallen die Pflicht zur Unter-
suchung fir die zur Schule angemeldeten Kinder.

§ 94 Lernmittelfreiheit

(1) In den &ffentlichen Grundschulen, Hauptschu-
len, Werkrealschulen, Realschulen, Gymnasien,
Gemeinschaftsschulen, Kollegs, Berufsschulen,
Berufsfachschulen, Berufskollegs, Berufsober-
schulen und sonderpadagogischen Bildungs- und
Beratungszentren hat der Schultrager den Schii-
lern alle notwendigen Lernmittel mit Ausnahme
von Gegenstanden geringen Wertes leihweise zu
Uberlassen, sofern die Lernmittel nicht von den
Erziehungsberechtigten oder den Schiilern selbst
beschafft werden; ausnahmsweise werden sie zum
Verbrauch tberlassen, wenn Art oder Zweckbe-
stimmung des Lernmittels eine Leihe ausschlieBen.
Gegenstande, die auch auBerhalb des Unterrichts
gebrauchlich sind, gelten nicht als Lernmittel.

(2) Das Kultusministerium bestimmt durch Rechts-
verordnung, welche Lernmittel notwendig und
welche davon zum Verbrauch zu Uberlassen sind.

(3) Auslandische Schiiler stehen den einheimi-
schen gleich.

§100b Familien- und Geschlechtserziehung

(1) Unbeschadet des natiirlichen Erziehungsrechts
der Eltern gehdrt Familien- und Geschlechtserzie-
hung zum Erziehungs- und Bildungsauftrag der
Schule. Sie wird unter Wahrung der Toleranz fir
unterschiedliche Wertauffassungen facheriber-
greifend durchgefuhrt.

(2) Ziel der Familien- und Geschlechtserziehung ist
es, die Schiler altersgemaf mit den biologischen,
ethischen, kulturellen und sozialen Tatsachen und
Bezlgen der Geschlechtlichkeit des Menschen ver-
traut zu machen. Die Familien- und Geschlechts-
erziehung soll das BewuBtsein fir eine persdnliche
Intimsphéare und fur partnerschaftliches Verhalten
in persodnlichen Beziehungen und insbesondere in
Ehe und Familie entwickeln und férdern.

(3) Die Erziehungsberechtigten sind zuvor iber
Ziel, Inhalt und Form der Geschlechtserziehung
sowie Uber die hierbei verwendeten Lehr- und
Lernmittel zu informieren.

(4) Das Kultusministerium erlaBt Richtlinien tiber

die Familien- und Geschlechtserziehung in den ein-
zelnen Schularten und Klassen.

.y
L 4
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E Elternbeiratsverordnung

Erster Teil - Eltern
§1 Eltern

(1) Eltern im Sinne dieser Verordnung sind alle
Erziehungsberechtigten, denen die Sorge fir die
Person des Schiilers zusteht, oder Personen, denen
diese die Erziehung auBerhalb der Schule anver-
traut haben.

(2) Die Elternrechte bei volljahrigen Schiilern in
Klassenpflegschaft, Elternvertretungen und Schul-
konferenz gemaR § 55 Abs. 3 SchG kdnnen von den
Erziehungsberechtigten, denen die Sorge fur die
Person des Schilers im Zeitpunkt des Eintritts der
Volljahrigkeit zustand, wahrgenommen werden.

§ 2 Elternrechte
Die Rechte und Pflichten der einzelnen Eltern
gegenuber ihren Kindern, gegenliber Schule und

Schulverwaltung werden durch diese Verordnung
nicht berdhrt.
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§ 3 Eltern-Lehrergesprach, Elternsprechtag

(1) Unbeschadet dienstlicher Regelungen stehen
die Lehrer den Eltern in Sprechstunden zur gegen-
seitigen persdnlichen Aussprache und Beratung
zur Verflgung.

(2) Dariiber hinaus kénnen die Schulen Eltern-
sprechtage durchfihren, an denen die Lehrerinnen
und Lehrer in der unterrichtsfreien Zeit wahrend
eines bestimmten Zeitraums in der Schule fur
Gesprache mit den Eltern anwesend sind. Auf
Antrag des Elternbeirates kann die Schule nach
Beschluss der Gesamtlehrerkonferenz den Eltern-
sprechtag einmal im Schuljahr auf einen unter-
richtsfreien Samstag legen.

§ 4 Rechtsstellung der Elternvertreter

Die Elternvertreter sind bei der Auslibung ihrer
Rechte im schulischen Bereich frei von Weisungen
durch Schule, Schulaufsichtsbehdrde und sonstige
Behorden. Andererseits sind auch sie nicht berech-
tigt, diesen Weisungen zu erteilen oder Unter-
suchungen gegen sie wegen ihres dienstlichen
Verhaltens zu flhren; unberlhrt hiervon bleibt das
Informations- und Beschwerderecht der Eltern.

§ 4a Sitzungen in digitaler Form

(1) Die Durchfiihrung von Sitzungen und erforder-
lichen Abstimmungen in digitaler und hybrider
Form ist zuléssig, wenn das Gremium sich mit
dieser Form der Durchfiihrung mehrheitlich einver-
standen erkléart. Die ausschlieBlich digitale Durch-
fihrung von Sitzungen und Abstimmungen ist nur
zulassig, wenn die digitale Teilnahme allen Teilnah-
meberechtigten technisch méglich ist.

(2) Die Vertraulichkeit der Sitzung ist zu gewahr-
leisten. Die Kenntnisnahme von Besprechungs-
inhalten und Abstimmungen durch andere als
teilnahmeberechtigte Personen muss durch tech-
nische oder organisatorische MaBnahmen aus-
geschlossen werden.

(8) Die Elternvertretungen verarbeiten bei der digi-
talen Durchfiihrung der Sitzungen personenbezo-
gene Daten der teilnahmeberechtigten Personen
im erforderlichen Umfang. Dies umfasst insbeson-
dere die Verarbeitung von Bild-, Ton- oder Video-
daten.



(4) Eine Aufzeichnung von Bild, Ton und Video ist
nicht zuléssig. Bei der Ubertragung von Bild, Ton
und Video aus der Wohnung sind geeignete MafR3-
nahmen nach Artikel 24 der Datenschutzgrundver-
ordnung zu treffen.

Zweiter Teil - Pflegschaften
1. Abschnitt Klassenpflegschaft
§ 5 Aufgaben

Aufgaben und Rechte der Klassenpflegschaft erge-
ben sich aus § 56 SchG.

§ 6 Mitglieder und Teilnahmeberechtigte

(1) Mitglieder der Klassenpflegschaft sind die
Eltern der Schiler der Klasse sowie alle Lehrer, die
in der Klasse regelméBig unterrichten.

(2) Der Schulleiter und der Vorsitzende des
Elternbeirates sind berechtigt, an den Sitzungen
der Klassenpflegschaft teilzunehmen; sie sind
hierzu einzuladen.

§ 7 Stimmrecht

Stimmberechtigt ist jedes anwesende Mitglied der
Klassenpflegschaft mit einer Stimme. Das gilt auch
fur Mitglieder, denen die Sorge fiir mehrere Schiiler
der Klasse zusteht; Mutter und Vater haben je eine
Stimme. Die Ubertragung des Stimmrechts und

die Beschlussfassung im Wege der schriftlichen
Umfrage sind nicht zul&ssig.

§ 8 Sitzungen

(1) Der Vorsitzende der Klassenpflegschaft ladt zu
den Sitzungen der Klassenpflegschaft ein, bereitet
sie vor und leitet sie.

Er bestimmt im Benehmen mit dem Klassenlehrer
Zeitpunkt, Tagungsort und Tagesordnung der Sit-
zung sowie die Tagesordnungspunkte, zu denen
gemanR § 56 Abs. 3 Satz 2 SchG der Klassenspre-
cher und sein Stellvertreter einzuladen sind; das
Gleiche gilt fur die Einladung aller Schiiler einer
Klasse und weiterer Personen. Die Einladungsfrist
soll mindestens eine Woche betragen. Fiir die Ein-
ladung zur Sitzung kann sich der Vorsitzende der
Hilfe der Schule bedienen.

(2) Zu einer Sitzung ist einzuladen, wenn es der For-
derung der Erziehungsarbeit in der Klasse dienlich
erscheint, mindestens jedoch einmal im Schulhalb-
jahr. AuBerdem hat der Vorsitzende binnen zwei
Wochen zu einer Sitzung einzuladen, wenn ein Vier-
tel der Eltern, der Klassenlehrer, der Schulleiter oder
der Elternbeiratsvorsitzende darum nachsuchen

(8 56 Abs. 5 Satz 2 SchG).

(3) Die Sitzungen der Klassenpflegschaft sind nicht
offentlich.

(4) Die Klassenlehrer sind zur Teilnahme an den
Sitzungen verpflichtet, die Fachlehrer, soweit ihre
Teilnahme entsprechend der Tagesordnung erfor-
derlich ist.

(5) Das Recht der Eltern einer Klasse, auBerhalb
der Klassenpflegschaft zusammenzukommen,
bleibt unberihrt.

§ 9 Geschaftsordnung

Die Schulkonferenz kann fir die Klassenpfleg-
schaften eine Geschéaftsordnung erlassen, die ins-
besondere das Nahere regelt Uber:

1. Die Form und die Frist fur die Einladungen; dabei
kann bestimmt werden, dass die Einladung der
Eltern Gber die Schiiler erfolgen kann;

2. das Verfahren bei Abstimmungen insbesondere
dartber, ob geheim abzustimmen ist;

3. die Wahl des Schriftfihrers.
2. Abschnitt Sonstige Pflegschaften

§ 10 Pflegschaften an Berufsschulen und Berufs-
kollegs in Teilzeitunterricht

(1) Fur die Klassenpflegschaften an Berufsschulen
und Berufskollegs in Teilzeitunterricht gelten die
8§ 5 bis 9 mit der MaB3gabe, dass der Klassenpfleg-
schaft auch die fir die Berufserziehung der Schuler
Mitverantwortlichen angehoren. Dasselbe gilt fir
Berufsschulen und Berufskollegs in Teilzeitunter-
richt, die organisatorisch mit anderen Schularten
verbunden sind.

(2) Werden geménB § 59 Abs. 1 SchG Berufsgrup-
pen- oder Abteilungspflegschaften gebildet, so
gelten die §8 5 bis 9 entsprechend mit folgender
MaRgabe:
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1. Zustandig fur die Bildung ist die Schulkonferenz;
2. die Pflegschaften kdnnen fur einzelne oder alle
Jahrgangsstufen der Berufsgruppe oder Abtei-
lung gebildet werden;
3. Mitglieder sind
a) die Eltern der Schiiler, die in der Jahrgangs-
stufe zu der jeweiligen Berufsgruppe oder
Abteilung gehéren,
b) die Lehrer, die diese Schiiler unterrichten,
c) die fur die Berufserziehung der Schiiler
Mitverantwortlichen;
4. Vorsitzender der Pflegschaft ist jeweils der
Elternvertreter im Elternbeirat (8 21);
5. stellvertretender Vorsitzender ist jeweils ein von
den Lehrern aus ihrer Mitte gewahlter Vertreter.

(8) Fur die Berufserziehung der Schiiler Mitverant-

wortliche sind

1. die Ausbilder, Dienstherren und Leiter von
Betrieben oder deren Bevollméachtigte, solange
zwischen ihnen und den Schiilern ein Ausbil-
dungs- oder Arbeitsverhaltnis besteht;

2. je ein von der ortlich und sachlich zustandi-
gen Handwerkskammer oder Industrie- und
Handelskammer berufener Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertreter; sind sowohl eine Hand-
werkskammer als auch eine Industrie- und
Handelskammer zustandig, so kdnnen beide
Kammern je einen Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmervertreter berufen. Diese Vertreter sollen
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die Voraussetzungen gemaR Nummer 1 erfillen
und dem Berufsbildungsausschuss einer nach
dem Berufsbildungsgesetz zustandigen Stelle
angehoren. Sie missen mit den besonderen Auf-
gaben der Berufsausbildung vertraut sein.

(4) Die Pflegschaften sind auch dann einzuberufen,
wenn ein Viertel der Vertreter der fur die Berufs-
erziehung der Schiler Mitverantwortlichen darum
nachsucht.

§ 11 Jahrgangsstufenpflegschaft

Fur die Jahrgangsstufen des Gymnasiums wird
jeweils eine Jahrgangsstufenpflegschaft gebildet.
Fur sie gelten die §8 5 bis 9 mit folgender MafB3gabe:

1.

An die Stelle der Eltern der Schiler der Klasse,
der Lehrer der Klasse und des Klassensprechers
treten jeweils die Eltern der Schiiler der Jahr-
gangsstufe, alle Lehrer, die regelmaRBig in der
Jahrgangsstufe unterrichten, die Vertreter der
Schiler der Jahrgangsstufe im Schulerrat sowie
deren Stellvertreter.

. An die Stelle des Vorsitzenden der Klassenpfleg-

schaft tritt der Vorsitzende der Jahrgangsstufen-
pflegschaft. Er wird von den Elternvertretern der
Jahrgangsstufe (§ 22) aus ihrer Mitte gewahlt.
Fur die Wahl und die Amtszeit gelten die §§ 14
bis 20 entsprechend.



3. An die Stelle des Klassenlehrers tritt ein Lehrer
der Jahrgangsstufe. Er wird von der Jahrgangs-
stufenkonferenz aus ihrer Mitte entsprechend
der Konferenzordnung gewahlt.

§ 12 Kurspflegschaft

Die Jahrgangsstufenpflegschaft kann fir die Leis-
tungskurse Kurspflegschaften bilden. Fir diese
gelten die §8 5 bis 9 mit folgender MaBgabe:

1. An die Stelle der Eltern der Schiiler der Klasse,
der Lehrer der Klasse und des Klassensprechers
treten jeweils die Eltern der Schiler des Kurses,
alle Lehrer, die regelmaBig im Kurs unterrichten,
und der Kurssprecher sowie sein Stellvertreter.

2. Die Eltern der Kurspflegschaft wahlen aus ihrer
Mitte den Vorsitzenden der Kurspflegschaft. Fur
die Wahl und die Amtszeit gelten die §§ 14 bis 20
entsprechend. Stellvertreter ist der Kurslehrer;
bei mehreren Kurslehrern wird er vom Schulleiter
bestimmt.

§ 13 Pflegschaften an Heimschulen und Sonder-
schulen

Fur die Pflegschaften an Gymnasien in Aufbauform
mit Heim, Heimsonderschulen und Sonderschulen
gelten die §8 5 bis 12 entsprechend.

Dritter Teil - Elternvertreter
1. Abschnitt Klassenelternvertreter
§ 14 Wahl und Wahlbarkeit

(1) Die Eltern der Schiiler der Klasse wihlen den
Klassenelternvertreter und seinen Stellvertreter
(8 57 Abs. 3 Satz 1 SchG). Die Wahl erfolgt in dem
Schuljahr, das auf den Ablauf der Amtszeit des
bisherigen Elternvertreters folgt, spatestens aber
innerhalb von sechs Wochen nach Beginn des
Unterrichts. Fir die Stimmabgabe gilt § 7 entspre-
chend.

(2) Wahlbar sind die Eltern jedes Schiilers der

Klasse, ausgenommen:

1. Der Schulleiter, der stellvertretende Schulleiter
und die Lehrer der Schule sowie sonstige Perso-
nen, die an der Schule unterrichten;

2. die Ehegatten oder Lebenspartner des Schullei-
ters, des stellvertretenden Schulleiters und der
Lehrer, die die Klasse unterrichten;

3. die in einer Schulaufsichtsbehorde des Landes
tatigen Beamten des hdheren Dienstes;

4. die Ehegatten oder Lebenspartner der fir
die Fach- und Dienstaufsicht Uber die Schule
zustandigen Beamten;

5. die gesetzlichen Vertreter des Schultrégers,
ihre allgemeinen Stellvertreter sowie die beim
Schultrager fir die Schulverwaltung zustédndigen
leitenden Beamten.

(8) Niemand kann an derselben Schule zum Klas-
senelternvertreter oder Stellvertreter mehrerer
Klassen gewahlt werden.

§15 Amtszeit und Fortfliihrung der Geschifte

(1) Die Amtszeit beginnt mit der Annahme der Wahl
und dauert bis zum Ende des laufenden Schuljahres.
Wiederwahl ist zuldssig, solange die Wahlbarkeit
besteht.

(2) Die Amtszeit kann durch Wahlordnung fiir
alle Elternvertreter der Schule verlangert werden,
jedoch héchstens um zwei Schuljahre.

(3) Klassenelternvertreter, deren Amtszeit abge-
laufen ist, versehen ihr Amt geschéaftsfihrend bis
zur Neuwahl der Klassenelternvertreter weiter.
Innerhalb des Zeitraums, in dem spéatestens die
Neuwahl hatte erfolgt sein missen, gilt dies auch
dann, wenn sie nicht mehr wahlbar sind; nach
diesem Zeitraum wird das Amt geschaftsfihrend
durch den stellvertretenden Klassenelternvertreter
versehen, soweit und solange bei diesem die Wahl-
barkeit fir das Amt besteht.

§ 16 Vorzeitige Beendigung

(1) Das Amt des Klassenelternvertreters erlischt vor
Ablauf der Amtszeit mit dem Verlust der Wahlbar-
keit fir dieses Amt.

(2) Klassenelternvertreter und Stellvertreter kén-
nen vor Ablauf der Amtszeit dadurch abberufen
werden, dass die Mehrheit der Wahlberechtigten
einen Nachfolger flir den Rest der laufenden Amts-
zeit wahlt. Die Wahl muss erfolgen, wenn ein Viertel
der Wahlberechtigten schriftlich darum nachsucht.
Fur die Einladung gilt 8§ 17 Abs. 1 Satz 2 mit der
MaBgabe, dass der betroffene Amtsinhaber als ver-
hindert gilt, und § 17 Abs. 3.
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(3) Der Klassenelternvertreter kann vor Ablauf
der Amtszeit sein Amt durch Erklarung gegeniber
den Wahlberechtigten oder dem stellvertretenden
Klassenelternvertreter niederlegen. Fir den Rest
der laufenden Amtszeit wahlt die Mehrheit der
Wahlberechtigten einen Nachfolger; das Amt des
Klassenelternvertreters erlischt in diesem Fall mit
der Annahme der Wahl durch den Nachfolger. Fur
die Wahl des Nachfolgers findet Abs. 2 Satz 3 ent-
sprechende Anwendung.

§ 17 Wahlverfahren

(1) Der geschaftsfiihnrende Amtsinhaber l&dt die
Wahlberechtigten zur Neuwahl ein und bereitet die
Wahl vor. Ist kein geschéaftsfiihrender Amtsinhaber
vorhanden oder ist er verhindert, so sorgt dafur
sein Stellvertreter. Soweit in den Fallen des § 15
Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 bei der stellvertretenden
Person der Verlust der Wahlbarkeit eingetreten ist,
findet Abs. 2 entsprechende Anwendung.

(2) In neu gebildeten Klassen ladt der Vorsitzende
des Elternbeirats oder ein von ihm bestimmter
Klassenelternvertreter zur ersten Wahl ein und
bereitet sie vor; flir geschaftsfiihrende Amtsinhaber
gilt dies entsprechend. Nimmt der Vorsitzende des
Elternbeirats diese Aufgabe nicht wahr, Gbernimmt
sie der Klassenlehrer oder ein vom Schulleiter
bestimmter Lehrer.

(3) Die Einladungsfrist betrégt eine Woche.

(4) Die Wahlordnung kann Abweichungen von den
Absatzen 1 und 2 bestimmen; sie hat fiir den Fall,
dass kein Stellvertreter vorhanden oder dass auch
dieser verhindert ist, Vorsorge zu treffen.

§18 Abstimmungsgrundséatze
(1) Die Wahl findet auf Antrag geheim statt. Wird
ein Antrag nicht gestellt, wird durch Handzeichen

abgestimmt.

(2) Eine Ubertragung des Stimmrechts ist nicht
zulssig.

(3) Gewahlt ist, wer die meisten giiltigen Stimmen

erhalt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los;
die Wahlordnung kann etwas anderes bestimmen.
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§ 19 Wahlanfechtung

(1) Uber Einspriiche gegen die Wahl entscheidet der
Elternbeirat, soweit die Wahlordnung nichts ande-
res bestimmt.

(2) Die Wahl kann nicht deshalb angefochten wer-
den, weil sie spater als sechs Wochen nach Beginn
des Unterrichts (8 14 Abs. 1 Satz 2) durchgefiihrt
wurde.

§ 20 Wahlordnung

Der Elternbeirat kann durch Wahlordnung nahere

Regelungen erlassen Uber:

1. Die Verlangerung der Amtszeit der Klassenel-
ternvertreter und ihrer Stellvertreter;

2. die Form und die Frist fir die Einladung, wobei
bestimmt werden kann, dass die Einladung tber
die Schiler erfolgen kann;

3. eine Neuwahl fiir den Fall, dass der Klassen-
elternvertreter und sein Stellvertreter vor Ablauf
ihrer Amtszeit aus ihren Amtern ausscheiden;

4. das Wahlverfahren, insbesondere dartiiber, ob
geheim abzustimmen und ob Briefwahl zuldssig
ist;

5. das Verfahren fur Einspriiche gegen die Wahl.

2. Abschnitt Sonstige Elternvertreter

§ 21 Elternvertreter an Berufsschulen und Berufs-
kollegs in Teilzeitunterricht

(1) Sind Berufsgruppen- oder Abteilungspfleg-
schaften gebildet (§ 10 Abs. 2), so werden, sofern
der Klassenverband aufgeldst ist, fur jede Jahr-
gangsstufe aller Berufsgruppen oder Abteilungen
je ein Elternvertreter und ein Stellvertreter gewahlt.
Im Ubrigen gelten die §8 14 bis 20 entsprechend.

(2) Ist der Klassenverband nicht aufgeldst, werden
gemanR § 14 Klassenelternvertreter und Stellver-
treter gewahlt.

§ 22 Elternvertreter fiir Jahrgangsstufen

Die Eltern der Jahrgangsstufen des Gymnasiums
wahlen jeweils in den Elternbeirat so viele Vertreter
wie in der vorangegangenen Klasse 11 Klassen-
elternvertreter und Stellvertreter. Fur die Vertreter
der Jahrgangsstufen gelten die §§ 14 bis 20 ent-
sprechend.



§ 23 Elternvertreter an Heimschulen und
Sonderschulen

Fir die Elternvertreter an Gymnasien in Aufbauform
mit Heim, Heimsonderschulen und Sonderschulen
gelten die §§ 14 bis 22 entsprechend mit der MaR3-
gabe, dass an Sonderschulen auf die Wahl des
stellvertretenden Klassenelternvertreters verzich-
tet werden kann.

Vierter Teil - Elternvertretungen
1. Abschnitt Elternbeirat
§ 24 Aufgaben

Aufgaben und Rechte des Elternbeirates ergeben
sich aus § 57 SchG.

§ 25 Mitglieder

Mitglieder des Elternbeirates sind geman § 57 Abs.
3 Satz 2 SchG mit gleichen Rechten und Pflichten
die Klassenelternvertreter und ihre Stellvertreter
sowie die Elternvertreter und ihre Stellvertreter
nach den §§ 21 bis 23.

§ 26 Wahl und Amtszeit des Vorsitzenden

(1) Der Elternbeirat wahlt aus seiner Mitte den Vor-

sitzenden und dessen Stellvertreter (§ 57 Abs. 4

Satz 1 SchG). Dabei sind nicht wahlbar:

1. Schulleiter, stellvertretende Schulleiter und Leh-
rer an 6ffentlichen Schulen des Landes;

2. Ehegatten oder Lebenspartner der Lehrer der
Schule;

3. Ehegatten oder Lebenspartner der in § 14 Abs. 2
Nr. 5 genannten Vertreter des Schultrégers.

(2) Zum Vorsitzenden oder zum stellvertretenden
Vorsitzenden des Elternbeirates kann nicht gewahlt
werden, wer bereits an einer anderen Schule des-
selben Schultragers eines dieser Amter innehat.

(3) Die Wahl des Vorsitzenden des Elternbeirates
und seines Stellvertreters findet nach der Wahl der
Mitglieder des Elternbeirates (§ 25), spatestens
aber innerhalb von neun Wochen nach Beginn des
Unterrichts in dem Schuljahr statt, das auf den
Ablauf der Amtszeit der bisherigen Amtsinhaber
folgt.

(4) Die Wahl ist nach erfolgter Wahl der Mitglieder
des Elternbeirates, spatestens nach Ablauf der
Frist fiir diese Wahl (§ 14 Abs. 1 Satz 2), zulassig.
Das gilt auch dann, wenn zu diesem Zeitpunkt noch
nicht alle Mitglieder gewahlt sind.

(5) Bei Einklassenschulen gilt der Klasseneltern-
vertreter als Vorsitzender und sein Stellvertreter
als stellvertretender Vorsitzender des Elternbei-
rates.

(6) Fur Amtszeit und Wahl des Vorsitzenden und
seines Stellvertreters gelten die §8 15 Abs. 1 und
3,16 Abs. 1,17 Abs. 1 und 3 und § 18, fiir die vor-
zeitige Abberufung und Niederlegung des Amtes
§16 Abs. 2 und 3 und fir die Wahlanfechtung § 19
entsprechend. Sofern die Amtszeit der Mitglieder
verlangert ist (§ 15 Abs. 2), kann auch die Amtszeit
des Vorsitzenden und seines Stellvertreters durch
Geschaftsordnung entsprechend verldngert wer-
den. In den Fallen einer entsprechenden Anwen-
dung des § 15 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 in Verbin-
dung mit § 17 Abs. 1 Satz 3 ladt der Schulleiter oder
eine von diesem bestimmte Lehrkraft zur Neuwahl
ein und bereitet die Wahl vor.

§ 27 Sitzungen

(1) Der Vorsitzende des Elternbeirates ladt zu den
Sitzungen des Elternbeirates ein, bereitet sie vor
und leitet sie.

(2) Wird der Schulleiter zu einer Sitzung des Eltern-
beirates mit gleicher Frist wie die Eltern und unter
Mitteilung der Tagesordnung eingeladen, soll er,

im Verhinderungsfall sein standiger Vertreter, teil-
nehmen.

(3) Der Elternbeirat kann weitere Personen ohne
Stimmrecht zu Sitzungen zuziehen.

§ 28 Geschaftsordnung

Der Elternbeirat gibt sich eine Geschéaftsordnung.

Diese regelt insbesondere das Néhere Uber:

1. Die Amtszeit des Vorsitzenden und seines
Stellvertreters;

2. das Verfahren bei der Wahl des Vorsitzenden,
seines Stellvertreters und der Vertreter der
Eltern und ihrer Stellvertreter in der Schulkonfe-
renz (8 3 Abs. 1 Schulkonferenzordnung);

3. die Form und die Frist fir die Einladung, wobei
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bestimmt werden kann, dass die Einladung tber

die Schiler erfolgen kann;

4. eine Neuwahl fur den Fall, dass der Vorsitzende
und sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit
aus ihren Amtern ausscheiden;

5. das Verfahren bei Abstimmungen, insbesondere
dartber, ob geheim abzustimmen und ob eine
Abstimmung im Wege der schriftlichen Umfrage
zulassig ist;

6. die Voraussetzungen, unter denen der Vorsit-
zende verpflichtet ist, den Elternbeirat einzube-
rufen;

7. die Beschlussfahigkeit des Elternbeirates;

8. das Verfahren Uber Einspriiche gegen die Wahl
des Vorsitzenden und seines Stellvertreters

9. a) die Méglichkeit, zur Deckung notwendiger

Unkosten freiwillige Beitrage zu erheben;

b) die Méglichkeit, eine Elternkasse zu fiihren
und die fur eine geordnete Kassenfihrung
notwendigen Grundsatze zu erlassen;

10. den Verzicht auf die Wahl des stellvertretenden
Klassenelternvertreters an Sonderschulen
geman § 23.

§ 29 Fortgeltung der Wahl- und Geschafts-
ordnung

Wahl- und Geschaftsordnung des Elternbeirates
gelten fort, bis sie aufgehoben oder abgeédndert
werden.

2. Abschnitt Gesamtelternbeirat
§ 30 Aufgaben

Aufgaben und Rechte des Gesamtelternbeirates
ergeben sich aus § 58 Abs. 1 Satz 2 SchG. Insbe-
sondere obliegt es ihm,

1. die Fragen zu beraten, die alle Eltern an 6ffentli-
chen Schulen desselben Schultrégers berihren;

2. zum Verstandnis der Eltern fir die Entwicklung
des ortlichen Schulwesens sowie fiir Fragen der
Erziehung beizutragen;

3. Anregungen und Wiinsche einzelner Vertreter
der Eltern im Schulbeirat, soweit sie von allge-
meiner Bedeutung sind, zu unterstitzen;

4. Vorschlage, Anregungen und Empfehlungen an
den Schultréger und an die Schulaufsichtsbe-
horde zu richten;

5. bei der Festlegung der beweglichen Ferientage
gemanR § 3 Abs. 3 der Ferienverordnung mitzu-
wirken.

58

§ 31 Mitglieder

(1) Mitglieder des Gesamtelternbeirates sind
gemal § 58 Abs. 1 Satz 1 SchG die Vorsitzenden
und die stellvertretenden Vorsitzenden der Eltern-
beirate aller Schulen desselben Schultragers.
Daneben kénnen Vorsitzende und stellvertretende
Vorsitzende der Elternbeirate der staatlich aner-
kannten Ersatzschulen im Gebiet des Schultrédgers
Mitglieder werden, wenn sie in einem Wahlverfah-
ren gewahlt wurden, das den Vorgaben der §§ 14
bis 20, 22, 23, 26 und 29 entspricht, und eine allge-
mein bildende Ersatzschule oder eine Ersatzschule
vertreten, die einer beruflichen Schulart nach § 37
Satz 1 entspricht; wenn dem Gesamtelternbeirat
ausschlieBlich Elternvertreter von allgemein bil-
denden oder von beruflichen Schulen angehéren,
kénnen jeweils nur die Elternvertreter der entspre-
chenden Ersatzschulen Mitglieder werden.

(2) Der Gesamtelternbeirat kann weitere Personen
ohne Stimmrecht zu Sitzungen zuziehen.

§ 32 Wahl und Amtszeit des Vorsitzenden

(1) Zur ersten Sitzung des Gesamtelternbeirats in
der neuen Amtszeit l&dt der Vorsitzende des bis-
herigen Gesamtelternbeirats, im Verhinderungs-
fall sein Stellvertreter, ein; die Geschaftsordnung
hat fur den Fall, dass auch dieser verhindert ist,
Vorsorge zu treffen. Ist kein Gesamtelternbeirat
gebildet, ladt der Vorsitzende des Elternbeirats der
Schule mit der gréoBten Schilerzahl ein.

Die Einladungsfrist betrégt eine Woche.

(2) Die Mitglieder des Gesamtelternbeirats wahlen
aus ihrer Mitte den Vorsitzenden und dessen Stell-
vertreter.

(8) Die Wahl findet spatestens bis zum Ablauf der
zwolften Woche nach Beginn des Unterrichts im
neuen Schuljahr statt. § 26 Abs. 4 gilt entspre-
chend.

(4) Fur Amtszeit und Wahl des Vorsitzenden und
seines Stellvertreters gelten die §§ 15 Abs. 1 und 3,
17 Abs. 1 und 3 und § 18, flr die vorzeitige Abberu-
fung und Niederlegung des Amtes § 16 Abs. 2 und
3 und fur die Wahlanfechtung § 19 entsprechend.
Sofern die Amtszeit der Mitglieder verléngert ist

(8 26 Abs. 6), kann auch die Amtszeit des Vorsit-
zenden und seines Stellvertreters durch Geschéafts-



ordnung entsprechend verlangert werden, jedoch
nicht Uber die Dauer seiner Zugehdorigkeit zum
Gesamtelternbeirat hinaus. In den Fallen einer
entsprechenden Anwendung des § 15 Abs. 3 Satz
2 Halbsatz 2 in Verbindung mit § 17 Abs. 1 Satz 3
ladt der Vorsitzende des Elternbeirats der Schule
mit der groBten Schilerzahl zur Neuwahl ein und
bereitet die Wahl vor.

§ 33 Arbeitskreise

Die Aufgaben Uberdrtlicher Arbeitskreise, die von
Elternvertretungen (Elternbeirate, Gesamteltern-
beirate) gebildet werden, ergeben sich aus § 58
Abs. 2 SchG. § 32 gilt entsprechend, sofern der
Arbeitskreis durch Geschéaftsordnung nichts ande-
res bestimmt.

§ 34 Informationsrecht

(1) Die Schulaufsichtsbehérden beraten und unter-
stltzen Gesamtelternbeirate und Uberortliche
Arbeitskreise bei der Erfullung ihrer Aufgaben; sie
stehen ihnen mindestens einmal im Schuljahr zur
Aussprache zur Verfligung.

(2) Die Schultrager sollen in gleicher Weise
Gesamtelternbeirate und Gberortliche Arbeits-
kreise bei ihrer Arbeit unterstiitzen.

§ 35 Geschéftsordnung

(1) Der Gesamtelternbeirat gibt sich eine Geschafts-

ordnung. Fir sie gelten § 28 Nr. 1, 3 bis 8 und Nr. 9b

sowie § 29 entsprechend mit der MaBgabe, dass

1. die Amtszeit des Vorsitzenden und seines Stell-
vertreters nicht Gber die Dauer ihrer Mitglied-
schaft im Gesamtelternbeirat hinaus verléngert
werden kann;

2. auch die Wahl der Elternvertreter im Schulbeirat
(8 49 letzter Satz SchG) geregelt werden kann.

(2) Fir die Geschaftsordnung tberértlicher Arbeits-
kreise gelten Abs.1 Satz 2 Nr. 1 sowie die §§ 30 und
31 entsprechend.

3. Abschnitt Landeselternbeirat

§ 36 Aufgaben

(1) Aufgaben und Rechte des Landeselternbeirates
ergeben sich aus § 60 Abs. 1 und 2 SchG.

(2) Der Landeselternbeirat kann Ausschiisse bilden.
§ 37 Mitglieder

Der Landeselternbeirat besteht aus 34 gewahlten
Mitgliedern, und zwar aus jeweils einem Vertreter
far

die Grundschule

die Werkrealschule und Hauptschule

die Realschule

das Gymnasium

die Gemeinschaftsschule

die Berufsschule und die Berufsfachschule

das Berufskolleg mit Ausnahme des einjahrigen
Berufskollegs zum Erwerb der Fachhochschul-
reife und das berufliche Gymnasium

die Sonderschule

59



aus jedem Regierungsbezirk. Daneben gehdéren
dem Landeselternbeirat zwei Vertreter der staat-
lich anerkannten Ersatzschulen an, die allgemein-
bildend sind oder die den beruflichen Schularten
nach Satz 1 entsprechen.

§ 38 Amtszeit und Fortfiihrung der Geschéfte

(1) Die Amtszeit des Landeselternbeirates beginnt
am 1. April des Jahres, in dem die Amtszeit des bis-
herigen Landeselternbeirates ablduft, und dauert
drei Jahre. Er fihrt die Geschafte bis zum Zusam-
mentritt des neuen Landeselternbeirat fort.

(2) Die Mitgliedschaft im Landeselternbeirat endet
nicht durch den Verlust der Wahlbarkeit.

3)[..]
§ 41 Wahl und Wahlbarkeit der Mitglieder

(1) Die Mitglieder des Landeselternbeirat fiir die
offentlichen Schulen nach § 37 Satz 1 und ihre
Stellvertreter werden in den einzelnen Regierungs-
bezirken von Wahlausschiissen spatestens bis zum
1. April des Jahres gewahlt, in dem die Amtszeit
des bestehenden Landeselternbeirats ablauft. Das
Mitglied fur die Ersatzschulen nach § 37 Satz 2
wird von einem auf Landesebene gebildeten Wahl-
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ausschuss gewahlt. Die Wahl erfolgt in geheimer
Abstimmung; im Ubrigen gilt § 18 Abs. 2 und 3.

(2) Wahlbar als Mitglied fiir die 6ffentlichen Schu-
len nach § 37 Satz 1 sind die Eltern jedes Schilers,
der zur Zeit der Wahl im jeweiligen Regierungs-
bezirk eine Schule der Schulart oder des Schultyps
besucht, die der Gewahlte im Landeselternbeirat
vertreten soll. Als Mitglied fur die Ersatzschulen
nach § 37 Satz 2 sind wahlbar die Eltern der Schi-
ler, die zur Zeit der Wahl eine Ersatzschule nach

§ 37 Satz 2 besuchen. Ausgenommen von der
Wahlbarkeit sind Schulleiter, stellvertretende
Schulleiter und die in einer Schulaufsichtsbehdrde
des Landes tatigen Beamten des hoheren Dienstes.

(3) Die Wahl eines Vertreters fiir mehrere Schular-
ten/Schultypen ist nur zulassig, soweit diese nach
§ 37 Satz 1 zusammengefasst sind; dabei soll
darauf geachtet werden, dass verschiedene Schul-
arten/Schultypen bei der Wahl berticksichtigt
werden.



E Auszug aus der Schul-
konferenzordnung

§ 2 Mitglieder der Schulkonferenz

(1) Fir Schulen mit 14 und mehr Lehrerstellen gilt
§ 47 Abs. 9 SchG.

(2) An Schulen mit weniger als 14 Lehrerstellen

gehoren der Schulkonferenz an

1. der Schulleiter als Vorsitzender,

2. an Schulen, fur die ein Elternbeirat vorgesehen
ist, der Elternbeiratsvorsitzende als stellvertre-
tender Vorsitzender,

3. an Schulen, fur die ein Schiilerrat vorgesehen ist,
der Schilersprecher, der mindestens der Klasse
7 angehdren muss,

4. bei allgemeinen Angelegenheiten der Schuler-
mitverantwortung tritt ein Verbindungslehrer mit
beratender Stimme hinzu.

Im Ubrigen sind die einzelnen Gruppen nach MaB-

gabe der Abséatze 3 bis 5 vertreten.

(8) An Schulen mit mindestens sieben Lehrerstel-

len gehoéren der Schulkonferenz zuséatzlich an:

1. jeweils zwei Vertreter der Lehrer, der Eltern und
der Schiiler;

2. bei Schulen, fur die
a) kein Schiilerrat vorgesehen ist, jeweils drei

Vertreter der Lehrer und der Eltern,
b) kein Elternbeirat vorgesehen ist, jeweils drei
Vertreter der Lehrer und der Schiiler,

3. an Schulen mit Berufsschulen oder entspre-
chenden Sonderschulen drei Vertreter der fir
die Berufserziehung der Schiler Mitverantwort-
lichen.

(4) An Schulen mit mindestens drei, aber weniger
als sieben Lehrerstellen gehoren der Schulkonfe-
renz zusatzlich an:
1. jeweils ein Vertreter der Lehrer, Eltern und der
Schiler,
2. bei Schulen, fur die
a) kein Schiilerrat vorgesehen ist, jeweils zwei
Vertreter der Lehrer und der Eltern,
b) kein Elternbeirat vorgesehen ist, jeweils zwei
Vertreter der Schuler und der Lehrer.

(5) Bei Schulen mit weniger als drei Lehrerstellen
gehoren der Schulkonferenz zuséatzlich an

1. jeweils ein Vertreter der Lehrer, Eltern und der
Schiiler;
2. bei Schulen, fur die
a) kein Schillerrat vorgesehen ist, jeweils ein
Vertreter der Lehrer und der Eltern,
b) ein Elternbeirat vorgesehen ist, jeweils ein
Vertreter der Schiiler und der Lehrer.

§ 3 Wahl

(1) Fur die Wahl der Vertreter der Lehrer und ihrer
Stellvertreter gilt § 2 Abs. 1 Nr. 15 der Konferenzord-
nung. Fur die Wahl der Vertreter der Eltern und ihrer
Stellvertreter gelten die Vorschriften fir die Wahl
des Vorsitzenden des Elternbeirates entsprechend,;
gleiches gilt fir die Wahl der Vertreter der fiir die
Berufserziehung der Schiler Mitverantwortlichen
und ihrer Stellvertreter mit der MaBgabe, dass
wahlberechtigt nur die Vertreter der fir die Berufs-
erziehung der Schiler Mitverantwortlichen sind.
Fur die Wahl der Vertreter der Schiler und ihrer
Stellvertreter gelten die Vorschriften fir die Wahl
des Schiilersprechers mit der MaBgabe, dass auch
die Stellvertreter der Klassensprecher wahlbar
sind. Gewahlt ist, wer die meisten Stimmen erhalt;
bei Stimmengleichheit erfolgt Stichwahl, bei weite-
rer Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(2) Im Verhinderungsfalle werden die Mitglieder
von ihren Vertretern in der Reihenfolge der erreich-
ten Stimmenzahl vertreten. Beim Ausscheiden
eines Mitglieds aus der Schulkonferenz gilt fur

das Nachriicken Satz 1 entsprechend. Ein Mitglied
scheidet aus, wenn es die Wahlbarkeit fur die
Schulkonferenz verliert.

(8) Sind weniger Lehrerstellen vorhanden als die
Zahl der Vertreter und Stellvertreter betragt, kann
die Gesamtlehrerkonferenz die Reihenfolge der
Vertretung auch anders als durch Wahl bestimmen.
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E Auszug aus der Konferenz-
ordnung

§ 2 Aufgaben

(1) Zu den Angelegenheiten von wesentlicher
Bedeutung flr die Schule, tber die gemaR § 45
Abs. 2 des Schulgesetzes die Gesamtlehrerkonfe-
renz unbeschadet der Zustandigkeit der Schulkon-
ferenz berat und beschlie3t, gehéren insbesondere

1. allgemeine Fragen der Erziehung und des
Unterrichts an der Schule;

1a. die Festlegung der schuleigenen Stundentafel
im Rahmen der Kontingentstundentafel und
die Entwicklung schuleigener Curricula im
Rahmen der jeweiligen Bildungspléne nach
Anhérung des Elternbeirates und nach Zustim-
mung der Schulkonferenz;

2. Fragen der Fortbildung der Lehrer sowie MaR3-
nahmen, die ihre Zusammenarbeit férdern und
der gegenseitigen Unterstlitzung der Lehrer

dienen;

3. Erlass der Schul- und Hausordnung sowie der
Pausenordnung;

4. allgemeine Fragen der Klassenarbeiten und
Hausaufgaben;
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10.

einheitliche, fachubergreifende MaBgaben zu

Notengebung, Leistungsmessung, Leistungs-

rickmeldung und Versetzung;

einheitliche Durchflihrung der Rechts- und

Verwaltungsvorschriften an der Schule;

Verwendung der der Schule zur Verfiigung

gestellten Haushaltsmittel im Rahmen ihrer

Zweckbestimmung;

Stellungnahmen zur

a) Ausstattung und Einrichtung der Schule
sowie zu BaumaBnahmen gegenliber dem
Schultrager,

b) Einrichtung oder Beendigung eines
Schulversuchs,

¢) Anderung der Schulart, der Schulform oder
des Schultyps sowie der dauernden Teilung
oder Zusammenlegung und der Erweiterung
oder Aufhebung der Schule;

allgemeine Empfehlungen fur die Verteilung

der Lehrauftrdge und sonstiger dienstlicher

Aufgaben, fur die Aufstellung der Stunden-

und Aufsichtspldne sowie fir die Anordnung

von Vertretungen, unbeschadet § 41 Abs. 1

Schulgesetz;

Aufstellung der Grundsatze Uber die Durchfih-

rung von besonderen Schulveranstaltungen,

die die gesamte Schule beriihren (z. B. Schul-

feste);



1. Aufstellung der Grundsatze Uber die Durchfiih-
rung von auBerunterrichtlichen Veranstaltun-
gen (z. B. Klassenfahrten, Schullandheimauf-
enthalte);

12. Zusammenarbeit mit den Erziehungsberech-
tigten und den fir die Berufserziehung der
Schiler Mitverantwortlichen im Rahmen der
Schule;

13. Beratung des Schulleiters bei der Zusammen-
arbeit mit dem Schultrager, den Religionsge-
meinschaften, den Berufsausbildungsstatten
sowie sonstigen auBerschulischen Institutio-
nen mit Erziehungsauftrag;

14. Geschéaftsordnungen fir die Lehrerkonferen-
zen der Schulen;

15. Wahl der Vertreter der Lehrer in der Schulkon-
ferenz; dabei sind wahlbar alle in der Gesamt-
lehrerkonferenz stimmberechtigten Lehrer;

16. Vorschlage fur die Festsetzung der beweg-
lichen Ferientage;

17. sonstige Angelegenheiten, die der Gesamt-
lehrerkonferenz auf Grund von Rechts- oder
Verwaltungsvorschriften Gbertragen sind.

(2) Die Gesamtlehrerkonferenz kann Angelegen-
heiten, tber die die Schulkonferenz entscheidet,
beraten und der Schulkonferenz Anregungen und
Empfehlungen geben.

(3) Die Gesamtlehrerkonferenz ist ferner zusténdig
fur Aufgaben der Teilkonferenzen, sofern diese
nicht eingerichtet sind, und fur die Bildung der in

§ 3 Abs. 3 bis 7 genannten Teilkonferenzen, soweit
diese nicht bindend vorgeschrieben sind. Sie kann
mit Zustimmung der Schulaufsichtsbehérde bei
Bedarf andere als die in § 3 Abs. 1 genannten Teil-
konferenzen einsetzen und diesen im Rahmen
ihrer Zustandigkeit Aufgaben Ubertragen sowie die
Zusammensetzung und den Vorsitz regeln.

(4) Die Gesamtlehrerkonferenz kann liber Angele-
genheiten bestehender Teilkonferenzen von sich
aus oder auf deren Antrag entscheiden und auch
deren Beschlisse aufheben, wenn die Belange der
Schule dies erfordern; dies gilt nicht flr Zeugnis-,
Versetzungs- und sonstige Entscheidungen, fur
die durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften
ausdrucklich der Teilkonferenz die Zustandigkeit
zugewiesen ist.

§ 11 Teilnahmerecht

(1) Der Schulleiter sowie die Vertreter der Schul-
aufsichtsbehorden haben das Recht, an allen
Lehrerkonferenzen teilzunehmen. Die in § 10 Abs.
1 Satz 4 genannten Personen sind berechtigt, an
der betreffenden Lehrerkonferenz auch bei den
Verhandlungsgegenstanden teilzunehmen, bei
denen sie dazu nicht verpflichtet sind. Im Ubrigen
steht allen in § 10 Abs. 1 genannten Personen ein
Recht zur Teilnahme an samtlichen Teilkonferen-
zen mit Ausnahme der Klassenkonferenz und der
Jahrgangsstufenkonferenz auch dann zu, wenn sie
nicht zum Kreis der dazu Verpflichteten gehoren.
Das gleiche gilt fir die der Schule zur Ausbildung
fir eine Lehrtatigkeit zugewiesenen Personen, die
dort nicht selbststéndig unterrichten.

(2) Fachkonferenzen sollen bei der Beratung von
Verhandlungsgegenstanden, die zum Aufgaben-
gebiet der Schiilermitverantwortung geman § 7 der
Verordnung Uber die Einrichtung und Aufgaben der
Schulermitverantwortung gehdéren, den danach
zustandigen Schulervertretern Gelegenheit zur
Teilnahme geben.

(3) Die Elterngruppe in der Klassenpflegschaft

kann in den Angelegenheiten des § 56 Abs. 1 Nr.1
bis 8 des Schulgesetzes der Klassenkonferenz Vor-
schlage zur Beratung und Beschlussfassung vorle-
gen, die auf die Tagesordnung der Klassenkonferenz
zu setzen sind. Der Klassenelternvertreter und sein
Stellvertreter haben das Recht, an der Beratung
dieser Vorschlage in der Klassenkonferenz mitzuwir-
ken. Entsprechendes gilt fir Jahrgangsstufen.

(4) Die Elterngruppe in der Schulkonferenz kann in
den Angelegenheiten des § 47 Abs. 5 des Schulge-
setzes der Gesamtlehrerkonferenz Vorschlage zur
Beratung und Beschlussfassung vorlegen, die auf
die Tagesordnung der Gesamtlehrerkonferenz zu
setzen sind. Die Elterngruppe hat das Recht, an der
Beratung dieser Vorschlége in der Gesamtlehrer-
konferenz mitzuwirken.

(5) Im Ubrigen kénnen alle Lehrerkonferenzen

im Einzelfall andere als die in den vorstehenden
Bestimmungen genannten Personen (z. B. Sach-
verstandige, Vertreter der Eltern, Schiuler, Vertreter
der fur die Berufserziehung der Schiler Mitver-
antwortlichen oder des Schultrdgers) zur Beratung
hinzuziehen.
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Weitere Rechts- und
Verwaltungsvorschriften

Die jeweils aktuelle Fassung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften kénnen Sie unter
www.landesrecht-bw.de einsehen.

Schulartiibergreifende Rechts- und Verwaltungs-

Vo
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rschriften:

Verwaltungsvorschrift AuBerunterrichtliche Ver-
anstaltungen

Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums
Uber den Datenschutz an 6ffentlichen Schulen
Ferienverordnung; Ferienverteilung und unter-
richtsfreie Samstage

Kinder und Jugendliche mit besonderem Férder-
bedarf und Behinderungen (Verwaltungsvor-
schrift)

Hausunterrichtsverordnung
Lernmittelverordnung
Notenbildungsverordnung

Richtlinien zur Familien- und Geschlechts-
erziehung in der Schule (Verwaltungsvorschrift)
Schul- und Schiilergottesdienste, Bu3- und Bet-
tag (Verwaltungsvorschrift)
Stundentafel-Offnungsverordnung

Pravention und Gesundheitsférderung in der
Schule

Schulbesuchsverordnung
Unterrichtsorganisation (Organisationserlass)
Berufliche Orientierung an weiterfiihrenden
allgemein bildenden und beruflichen Schulen
(VwV Berufliche Orientierung)

Ethikunterricht (Verwaltungsvorschrift)
Multilaterale Versetzungsordnung

Rechts- und Verwaltungsvorschriftenfiir die
Grundschule:

Verordnung des Kultusministeriums Gber die
Aufnahme an den auf der Grundschule aufbau-
enden Schularten (Aufnahmeverordnung)
Grundschulversetzungsordnung

Kooperation zwischen Kindertageseinrichtungen
und Grundschulen

Schilerbeurteilung in Grundschulen und son-
der-péddagogischen Bildungs- und Beratungs-
zentren (Verordnung)

Stundentafel der Grundschule (Verordnung)
Ganztagsgrundschulverordnung
Verwaltungsvorschrift zur Ganztagsgrundschule
und zum Ganztagsbetrieb an Grundstufen von
Foérderschulen

Offentliche Grundschulférderklassen
(Verwaltungsvorschrift)

Verordnung des Kultusministeriums Uber die Ein-
richtung und den Besuch von Sprachférdergrup-
pen (Sprachférdergruppenverordnung)
Verordnung des Kultusministeriums Uber die
Einrichtung und den Besuch von Juniorklassen
(Juniorklassenverordnung)

Rechts- und Verwaltungsvorschriften fiir die
Haupt-/Werkreal- und Realschule

Werkrealschulverordnung
Werkrealschulabschlussprifungsordnung
Realschulversetzungsordnung
Stundentafel der Realschule (Verordnung)
Beratung der Erziehungsberechtigten der
Realschule (Verwaltungsvorschrift)
Hauptschulabschlussprifungsordnung
Realschulabschlussprufungsordnung


http://www.landesrecht-bw.de

Rechts- und Verwaltungsvorschriftenfiir die
Sonderpadagogischen Bildungs- und Beratungs-
zentren

Offentliche Schulkindergérten
Schulerbeurteilung in Grundschulen und sonder-
padagogischen Bildungs- und Beratungszentren
(Verordnung)

Verordnung Uber sonderpadagogische Bildungs-
angebote

Versetzung an Férderschulen (Verordnung)
Organisatorischer Aufbau der Schule fur Kranke
in langerer Krankenhausbehandlung
Organisatorischer Aufbau der Schule fur Geistig-
behinderte (Sonderschule)

Organisatorischer Aufbau der Forderschule
(Sonderschule)

Rechts- und Verwaltungsvorschriftenfiir das
Gymnasium

Stundentafelverordnung Gymnasien
Abiturverordnung Gymnasien der Normalform
Versetzungsordnung Gymnasien

Rechts- und Verwaltungsvorschriftenfiir die
Gemeinschaftsschule

Gemeinschaftsschulverordnung
Verwaltungsvorschrift zur Schullaufbahnent-
scheidung an der Gemeinschaftsschule in Klasse
8und9

Rechts- und Verwaltungsvorschriftenfiir die
Beruflichen Schulen (Auswahl)

Ausbildungs- und Prifungsordnung Berufliche
Gymnasien (BGVO)

Ausbildung und Prifung an den Berufsschulen
(Berufsschulordnung)

Ausbildung und Prifung an den zweijahrigen zur
Prifung der Fachschulreife flihrenden Berufs-
fachschulen (2BFS-VO)

Blockunterricht an den Berufsschulen

Erwerb eines dem Hauptschulabschluss oder
dem Realschulabschluss gleichwertigen
Bildungsstandes an beruflichen Schulen
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Weitere Angebote und Informationen

Die folgenden Informationen werden von der Gemeinniitzigen Elternstiftung
Baden-Wiirttemberg, dem Landesverband der Schul- und Kitaférdervereine Baden-
Wiirttemberg e.V. sowie dem 20. Landeselternbeirat zur Verfiigung gestellt.

Gemeinniitzige Elternstiftung Baden-Wiirttemberg
ELTERNSTIFTUNG ‘é

BADEN-WURTTEMBERG

Interkulturelle Elternmentor*innen
engagieren sich ehrenamtlich fir eine

partnerschaftliche Zusammenarbeit
zwischen Eltern  und Bildungs-
einrichtungen. Sie werden in
Kooperation  mit  Kommunen und Fir Zugewanderte aus der
Schuldmtern ausgebildet und starken die Ukraine werden mehrsprachige
Teilhabe von Familien am Infomaterialien, Sprechstunden
Bildungssystem. und Infoabende angeboten.

Auch fur geflichtete Roma aus
der Ukraine gibt es spezielle

.'/@- Angebote. Online-
N Sprechstunden +
7 Seminare, Sprachmittlung
mehrsprachige
Erkliirvideos
Die Elternstiftung bietet im & Broschiiren Das Projekt ,frEi -
Rahmen des landesweiten friihe Einbindung neu
Konzepts ,SprachFit - Auf zugezogener Eltern”
den Anfang kommt es an” soll dabei helfen,
Seminare und mehrsprachige Familien, die neu nach

Baden-Wirttemberg
kommen, zeitnah mit
dem  Bildungssystem
vertraut zu machen.

Informationsangebote an.

Telefonsprechstunde
fiir Fragen im Bereich
Elternvertretung

Elternvertretungen und -beirate
an Schulen und Kitas (ben ein
verantwortungsvolles Ehrenamt
aus. Sie sind ein  wichtiges
Bindeglied und Mittler zwischen
Schule und Elternschaft. Unsere
Angebote informieren und starken
sie in ihrem Amt.

Unsere Referentinnen sind
im Wechsel fir Sie da.
Dienstag, 15-17 Uhr

Schulungen fiir
Multiplikatoren)

Webinare

unterstitzt durch

AOK®

Brrien-whisitombory
Tia Gasunanuiteinses

& UKBW

Untalliasse
Badus- Wikttabosg

Im Programm ,Selbstregulation” informiert
die Elternstiftung Eltern dartber, wie Kinder und
Jugendliche die fir den Bildungserfolg wichtige
Fahigkeit zur Selbstregulation erlernen und
starken konnen.

Abbildung: Bereiche der Elternstiftung Baden-Wiirttemberg, weitere Infos: www.elternstiftung.de und www.wegweiser-bw.de
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Landesverband der Schul- und

Kitafordervereine e.V.

Elternengagement wirkt: Schul- und Kitaférder-
vereine fir eine starke Gemeinschaft!

In einer Welt, die sich stédndig wandelt und in der
Bildung eine immer wichtigere Rolle spielt, sind
Schulférdervereine wertvolle Partner unserer Schul-
gemeinschaften. Sie dienen als Briickenbauer
zwischen den Bedurfnissen der Schulerinnen

und Schiiler, der Arbeit der Lehrkrafte und dem
Engagement der Eltern. Schulférdervereine 6ffnen
die Turen fur ein aktives Elternengagement und
ermdglichen es gemeinsam an einem Strang zu
ziehen, um Kinder und Jugendliche bestmdglich
auf ihrem Bildungsweg zu unterstitzen. Durch die
Zusammenarbeit im Férderverein kdnnen Projekte
ins Leben gerufen werden, die ohne das zuséatzliche
Engagement und die finanzielle Unterstitzung
vielleicht nie realisiert wiirden. Die Arbeit eines
Schulférdervereins ist ein Beispiel dafir, wie durch
Gemeinschaftsgeist und Zusammenhalt eine Lern-

LSFV BW

Landesverband der
Schul- und Kita-
Firdervereine

umgebung geschaffen werden kann, in der sich
unsere Kinder entfalten und ihre Potenziale voll
ausschopfen kénnen. Es geht darum, Ressourcen
zu bundeln, kreative Lésungen zu finden und eine
Atmosphare des Miteinanders zu férdern.

Elternengagement in Schulen durch Férdervereine
bedeutet aber mehr als nur finanzielle Unterstut-
zung. Es geht um Mitgestaltung, um Teilhabe am
schulischen Leben und um das Einbringen eige-
ner Ideen und Talente. Dieses Engagement zeigt
unseren Kindern, wie wichtig allen ihre Bildung ist
und dass wir bereit sind, uns aktiv fur ihre Zukunft
einzusetzen. Durch die Mitarbeit im Schulférderver-
ein setzen Sie ein starkes Zeichen: Bildung ist eine
Gemeinschaftsaufgabe! Aber noch wichtiger ist
das Signal an unsere Kinder: Wir sind hier fir euch,
wir unterstitzen euch und glauben an eure Trdume.
Ihr Engagement macht einen echten Unterschied
im Leben unserer Kinder.
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Dabei sind Sie nicht allein gelassen mit den Her-
ausforderungen eines Ehrenamtes — der Landes-
verband der Schul- und Kitaférdervereine hat es
sich zur Aufgabe gemacht, Sie in lhrem Engage-
ment zu unterstiitzen! Als Dachverband vertritt er
die Interessen der Vereine gegentber politischen
Institutionen, Bildungseinrichtungen und der
Offentlichkeit. Ziel des Verbandes ist es, das ehren-
amtliche Engagement in den Schul- und Kitafor-
dervereinen zu fordern und zu professionalisieren.

Rechts- und Steuerauskiinfte: Mitglieder des
Landesverbandes haben Zugang zu rechtlichen
und steuerlichen Ausklinften durch einen kooperie-
renden Rechtsanwalt und Steuerberater sowie die
Moglichkeit, an Telefonsprechstunden mit Exper-
tinnen und Experten teilzunehmen. Dieser Service
ist besonders wertvoll fiir Vereine, die sich mit
Fragen des Vereins- und Steuerrechts auseinander-
setzen missen.

Versicherungsschutz: Der Verband bietet seinen
Mitgliedern die Mdglichkeit, ihren Verein Uber einen
Gruppenversicherungsvertrag kostengunstig zu
versichern. Dies tréagt dazu bei, Risiken im Rahmen
der Vereinstatigkeit abzusichern.

Weiterbildung: Der Verband organisiert zahlreiche
Seminare pro Jahr, in denen Ehrenamtliche zu ver-
schiedenen Aspekten der Vereinsarbeit geschult
werden. Diese Seminare werden von qualifizierten
Referentinnen und Referenten geleitet und bieten
den Teilnehmenden die Mdglichkeit, ihr Wissen zu
vertiefen und praktische Fragen zu kléren.

Softwarelésungen: Mit easyVerein stellt der Ver-
band eine moderne Software zur Verfliigung, die
Mitgliedsvereinen hilft, ihre Verwaltungsaufgaben
effizienter zu gestalten. Die cloudbasierte Software
ermoglicht es den Nutzern, unabhangig von ihrem
Standort oder Betriebssystem auf wichtige Daten
zuzugreifen und ihre Vereinsarbeit flexibel zu orga-
nisieren.

Gemeinschaftsgefiihl: Als Mitglied im Landesver-
band sind Schulférdervereine Teil einer starken
Gemeinschaft, die sich gegenseitig unterstitzt und
voneinander lernt. Der Verband setzt sich aktiv

fUr die Starkung des Ehrenamts im schulischen
Bereich ein und férdert den Austausch von Best
Practices unter seinen Mitgliedern.
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Mit Gber 1.600 angeschlossenen Mitgliedsvereinen
bildet der Landesverband eine beeindruckende
Basis fur kollektives Handeln und Einflussnahme
im Bildungssektor. Er spielt eine wichtige Rolle
dabei, das ehrenamtliche Engagement in Schulen
zu unterstitzen und damit einen wertvollen Beitrag
zur Bildungslandschaft zu leisten.

Wir freuen uns darauf, auch Sie unterstiitzen zu
dirfen!

Landesverband der Schul- und Kitaférder-
vereine Baden-Wiirttemberg
Silberburgstra3e 158

70178 Stuttgart

Tel. 0711 620 110 60

Mail: info@lsfv-bw.de

www.lsfv-bw.de
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http://www.lsfv-bw.de

Landeselternbeirat
Baden-Wirttemberg

Uber den LEB

Der Landeselternbeirat Baden-Wiirttemberg (LEB)
vertritt seit 1965 die Stimme der Eltern in der
baden-wirttembergischen Bildungspolitik.

Er ist neben dem Landesschulbeirat und dem
Landesschulerbeirat ein Anhérungs- und Bera-
tungsgremium in der Schulgesetzgebung des
Landes. Neue Gesetze, Erlésse, Verordnungen oder
deren Anderungen miissen von diesen ,,Anhérungs-
gremien® durch offizielle Stellungnahme kommen-
tiert werden. Diese Stellungnahmen bilden mit den
Gesetzesentwirfen bzw. Antrdgen die Beratungs-
grundlage fur den Landtag. Dabei haben sie zwar
keine bindende Wirkung, sind aber Bestandteil des
offiziellen Prozesses.

Historie und Entwicklung

Ins Leben gerufen wurde der Landeselternbeirat
als Reaktion auf die zunehmende Anerkennung der
Eltern als wesentliche Akteure im Bildungsprozess.
Der LEB ist dabei auch Antwort auf die verfassungs-
immanente Verankerung des ,natirlichen Rechts
der Eltern, die Erziehung und Bildung ihrer Kinder
mitzubestimmen® (Artikel 15 Absatz 3 Landesver-
fassung).

Im Laufe der Zeit hat sich der LEB dabei von einem
rein intern wirkenden Beratungsgremium fir das
Kultusministerium, das er rein rechtlich auch heute
noch darstellt, zu einem Sprachrohr der Eltern in
Bildungsfragen entwickelt.

Aufgaben und Mission

Die Aufgabe des Landeselternbeirats umfasst laut

Schulgesetz die

- Beratung des Kultusministeriums:
Der LEB agiert als beratende Instanz fir das
Kultusministerium in grundlegenden Fragen des
Erziehungs- und Bildungswesens. Er wird ange-
hort bei allen relevanten Anderungen von Geset-
zen und Verwaltungsvorschriften, welche das
Schulwesen beriihren und wirkt u.a. mit bei der
Gestaltung der Bildungs- und Lehrplédne sowie
bei der Zulassung von Schulbiichern.

&
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LANDESELTERNBEIRAT
BADEN-WURTTEMBERG

Der Landeselternbeirat kann darliber hinaus dem
Kultusministerium eigene Vorschlége unterbrei-
ten.

Zudem sieht sich das Gremium selbst folgenden

Aufgaben verpflichtet:

- Forderung der Elternmitwirkung:
Der Landeselternbeirat setzt sich leidenschaft-
lich fir die aktive Beteiligung der Eltern an schu-
lischen Entscheidungsprozessen ein, wodurch
die demokratische Mitbestimmung gestarkt wird
und der Landesverfassung Rechnung getragen
wird.
Vertretung der Elterninteressen:
Der Landeselternbeirat ist ein unermudlicher
Interessenvertreter der Eltern und Schiiler, ver-
tritt ihre Anliegen gegentiber der Offentlichkeit,
der Medien, der Landesregierung und anderen
einflussreichen bildungspolitischen Gremien.
Informationsvermittlung:
Der Landeselternbeirat ist Informationsvermittler
und setzt sich flr Transparenz ein. Er versucht
Informationen rund um Schule zu biindeln und
wirkt als Multiplikator, um Eltern im Land nicht
nur zu informieren, sondern ihnen die richtigen
Ansprechpartner zu vermitteln.

Struktur und Funktionsweise

Der Landeselternbeirat setzt sich aus 34 ehrenamt-
lichen Mitgliedern zusammen, die von den Eltern-
beiratsvorsitzenden im Land gewahlt werden. Fir
die Wahlbarkeit in den LEB ist kein anderes Amt als
Elternvertreter erforderlich, lediglich ein Schulkind
in der Schulart, deren Elterninteressen man dann
vertritt.

Diese paritatische Aufteilung der Mitglieder in die
unterschiedlichen Schularten und Regierungs-
bezirke des Landes bringt eine breite Palette an
Erfahrungen und Perspektiven aus den unter-
schiedlichen Schularten und Regionen Baden-
Wirttembergs ein, was die Arbeit des Gremiums
ungemein bereichert.

Mitglieder aus den Reihen des LEB arbeiten auBBer-
dem in verschiedenen Gremien, Ausschiissen und
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Arbeitsgruppen mit, in die der LEB Sachkundige
entsenden darf. So sind wir vertreten in Landesme-
dien- und Rundfunkréaten, bei Akteuren der Musik,
des Sports und des Personennahverkehrs, in Stif-
tungen wie der Schulstiftung oder der Gemeinniit-
zigen Elternstiftung sowie im Landesschulbeirat.

Die Amtszeit des LEB betragt drei Jahre.

Einfluss

Neben der Mitwirkung an allen Gesetzen, Ver-
waltungsvorschriften und Verordnungen, die das
Schulwesen in den vergangenen fast 60 Jahren
betroffen haben, hat der Landeselternbeirat einiges
bewirkt:

Aus seiner Mitte und auf seine Initiative hin wurde
beispielsweise die Elternstiftung gegriindet, die viele
Jahrzehnte in Personalunion vom LEB-Vorsitzenden
geleitet wurde. Auch nach der Trennung dieser
Amter und der folgenden Professionalisierung der
Elternstiftung ist die Kooperation sehr eng.

Auch die Initiative Eltern fir Elternrechte, die sich
Uber viele Jahre hinweg zivilgesellschaftlich unter
anderem flr kostenlosen Schilertransport ein-
gesetzt hat, war eine von LEB-Mitgliedern initiierte
Idee.
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Medienpolitisch vertritt der LEB landesweit die
Stimme der Eltern, soweit dies in seinen Moéglich-
keiten liegt; auch die Arbeit des Vorstands ist rein
ehrenamtlich.

60 Jahre LEB

Im Schuljahr 2025/2026 feiert der Landeselternbei-
rat sein 60-jahriges Bestehen.

Zum 1. November 1965 startete der Landeseltern-
beirat, damals das zweite Beratungsgremium des
Kultusministeriums unter Kultusminister Wilhelm
Hahn (CDU).

Im Mai 1965 war das neue »Gesetz zur Vereinheit-
lichung und Ordnung des Schulwesens«, Vorlaufer
des heutigen Schulgesetzes, beschlossen und
verdffentlicht worden. Damit war der Weg frei fur
eine institutionalisierte Elterngremienarbeit an den
Schulen (Elternbeirat), im Gebiet der Schultréger
(Gesamtelternbeirat) und auf Landesebende (Lan-
deselternbeirat).

Die zeitgleich vertffentlichte »Verordnung des
Kultusministeriums Uber die Elternbeirate, Gesamt-
elternbeirate, den Landeselternbeirat sowie die
Klassen-, Fachgruppen-, Abteilungs- und Schul-
pflegschaften an 6ffentlichen Schulen« regelte

die erstmalige Wahl zum Landeselternbeirat und
brachte diesen auf den Weg.

Der 20. Landeselternbeirat begeht das Jubildum
mit einem Festakt im November. Klar ist: Gute
Schule kann nur gemeinsam leben. Lehrkrafte,
Eltern und Schulerinnen und Schiler gemeinsam
sind aufgerufen, kooperativ und auf Augenhdhe
zusammen zu wirken. Denn es geht um Bildung
und die Zukunft fir unser Land. Aber vor allem:

Fur unsere Kinder.
- .
JAHRE

LANDESELTERNBEIRAT
BADEN-WURTTEMBERG



Mitgliederiibersicht des 20. LEB

Der 20. Landeselternbeirat
Baden-Wiirttemberg

Vorstand

Vorsitzender
Stv. Vorsitzende
Schriftftihrer
Kassenwart

Stv. Kassenwart

Mitglieder

Sebastian Kolsch

Erika Macan, Dr. Gebhard Mehrle, Manja Reinholdt

Susanne Balzer
Bernd OberhauBer
Friedhelm Biene

Regierungsbezirk
Freiburg

Regierungsbezirk
Karlsruhe

Regierungsbezirk
Stuttgart

Geschiftsstelle

Silberburgstr. 158
70178 Stuttgart
Tel. 0711 741094
www.leb-bw.de

Regierungsbezirk
Tiibingen

Grundschule

Raban Kluger
kluger@leb-bw.de

Anja Albrecht-Hrubesch
albrecht-hrubesch
@leb-bw.de

Aline Sommer-Noack
sommer-noack
@leb-bw.de

Kai Thumm
thumm@leb-bw.de

Gemeinschafts-
schule

Petra Rietzler
rietzler@leb-bw.de

Jeanette Tremmel
tremmel@leb-bw.de

Dr. Gebhard Mehrle
mehrle@leb-bw.de

Susanne
Petermann-Mayer
petermann-mayer

@leb-bw.de
Werkrealschule/ Anne Mone Sahnwaldt Ulrich Becker Bernd OberhauBer Birgit Dimmler
Hauptschule sahnwaldt@leb-bw.de becker@leb-bw.de oberhaeusser dimmler@leb-bw.de
@leb-bw.de
Realschule Sabine Gerber-Schaub Nadine Sabra Manja Reinholdt Ina Schultz
gerber-schaub sabra@leb-bw.de reinholdt@leb-bw.de  schultz@leb-bw.de
@leb-bw.de
Gymnasium Sebastian Kolsch Isa Unver Erika Macan Jorg Vettermann
koelsch@leb-bw.de uenver@leb-bw.de macan@leb-bw.de vettermann@leb-bw.de
Sonderpadago- Sabrina Schumann Lars Pallasch Stephan Sander Alexandra Schnek

gische Bildungs-
und Beratungs-
zentren

schumann@leb-bw.de

pallasch@leb-bw.de

sander@leb-bw.de

schnek@leb-bw.de

Berufsschule

Natalie Rei3
reiss@leb-bw.de

Sabrina Wetzel
wetzel@leb-bw.de

Ralf Hesse
hesse@leb-bw.de

N.N.
nicht besetzt

Berufliches
Gymnasium

Friedhelm Biene
biene@leb-bw.de

Thomas
Schmeckenbecher
schmeckenbecher
@leb-bw.de

Makus Otten
otten@leb-bw.de

Birgit Zauner
zauner@leb-bw.de

Schulen in freier
Tragerschaft

Susanne Balzer, balzer@leb-bw.de
Barbara Lucke, lucke@leb-bw.de

Das Engagement im Landeselternbeirat und seinem Vorstand ist komplett ehrenamtlich. Fiir unsere Kinder.
Quelle: Landeselternbeirat
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Kontakt zum LEB

Telefonhotline

Telefonisch erreichen Sie den LEB unter Telefon:
0711 741094. Garantierte Erreichbarkeit Dienstag
und Donnerstag, 08:30 bis 12:00 Uhr (in den Ferien
nur unregelmanig)

Social Media
Instagram www.instagram.com/leb.bw/

Linkedin linkedin.com/company/leb-bw
Facebook facebook.com/leb.bw/

Newsletter

Abonnieren Sie unseren Newsletter, um regelmaBig
Informationen Uber unsere Arbeit und wichtige Bil-
dungsthemen zu erhalten.
https://leb-bw.de/newsletter

Kontaktformular

Nutzen Sie unser Kontaktformular auf der Webseite
fur Anfragen zu schulischen Problem- und Frage-
stellungen. leb-bw.de/kontakt

Niitzliches aus dem LEB
LEB Toolbox fiir die Elternarbeit

In unserer Toolbox finden Eltern nitzliche Ressour-
cen und Informationen, um die Arbeit in den Eltern-
beiraten effektiv zu gestalten. Besuchen Sie unsere
speziell eingerichtete Rubrik auf der Webseite, um
mehr zu erfahren: leb-bw.de/toolbox

Schule im Blickpunkt - Das Magazin des LEB

Der LEB Baden-Wirttemberg publiziert sechs Mal
im Jahr aktuelle, brennende Themen zur Bildung in
Baden-Wiurttemberg im Magazin ,,Schule im Blick-
punkt” (SIB). Empfanger sind Schulleiter, Elternbei-
ratsvorsitzende aller Schulen in Baden-Wirttem-
berg, das Kultusministerium, das Ministerium fur
Wissenschaft und Kunst, Behoérden und Verbande
vorwiegend in Baden-Wirttemberg sowie Abon-
nenten.

Gedruckt: Die Zeitschrift kann direkt beim Ver-

lag in Einzelexemplaren oder im Abonnement

bestellt werden.

Online: Hier veroffentlichen wir fur Sie aus-

gewahlte Artikel aus den jeweiligen Ausgaben:

Schule im Blickpunkt Artikel. sib-magazin.de

Information des 20. LEB: Wahl zum

21. Landeselternbeirat

Gute Elternarbeit benétigt engagierte Eltern - als Kandidierende und

bei der Wahl

Die Amtszeit des aktuellen Landeselternbeirats
endet am 31. Marz 2026. Danach werden 34 neu
gewahlte Mitglieder die baden-wirttembergische
Elternschaft auf Landesebene vertreten.

Hierflr werden Eltern von Schulkindern aller
Schularten gesucht, die Interesse haben, fir unsere
Kinder drei Jahre lang als Mitglied dieses Bera-
tungsgremiums des Kultusministeriums zu wirken.
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Neues Wahlverfahren

Die Wahl zum 21. Landeselternbeirat wird erstmals
als digitale Wahl stattfinden. Dies beinhaltet auch
eine digitale Erklarung der Kandidatur, sodass
bereits rechtzeitig vor der Wahl ein Kandidieren-
denverzeichnis zugéanglich sein wird und man sich
Uber die zur Wahl stehenden Personen wird infor-
mieren kdnnen.


www.instagram.com/leb.bw/
https://www.linkedin.com/company/leb-bw/posts/?feedView=all
https://www.facebook.com/leb.bw/
https://leb-bw.de/newsletter
https://leb-bw.de/kontakt
https://leb-bw.de/toolbox
https://leb-bw.de/ueber-den-leb/schule-im-blickpunkt

Wieviele Mitglieder werden gewahlt?

Der Landeselternbeirat kennt acht Schularten:
Grundschulen
SBBZ
Haupt-/Werkrealschulen
Realschulen
Gemeinschaftsschulen
Gymnasien
Berufsschulen (mit Berufsfachschulen)
Berufliche Gymnasien (mit Berufskollegs)

In jedem der vier Regierungsbezirke wird fir jede
dieser Schularten ein Mitglied gewahlt.

Zwei weitere Mitglieder werden unter allen staat-
lich anerkannten Ersatzschulen bestimmt. Auch
hier sind die Elternbeiratsvorsitzenden wahlbe-
rechtigt.

Wer kann kandidieren?

Kandidieren kénnen alle, die zum Zeitpunkt der
Wahl als Sorgeberechtigte von Schulkindern als
Eltern nach der Elternbeiratsverordnung gelten (§
1 Absatz 1 EltBeirV). Wichtig: Auch fir volljahrige
Schilerinnen und Schiler hat dieser Personenkreis
Elternrechte, die in Gremien von der Klassenpfleg-
schaft bis zum Landeselternbeirat wahrgenommen
werden kdnnen. Insbesondere an berufsbildenden
Schulen ist dies wichtig — auch hier werden Kandi-
dierende zum Landeselternbeirat gesucht.

Man kann nur fur eine Schulart kandidieren, die
aktuell von einem eigenen Kind besucht wird.

Wer wahlt den Landeselternbeirat?

Wahlberechtigt sind alle Elternbeiratsvorsitzenden
der Schulen im Land. Wer zum Zeitpunkt der Wahl
das Amt innehat, ist wahlberechtigt oder kann es
an die oder den stellvertretenden Elternbeiratsvor-
sitzenden delegieren.

Die Wahlberechtigten dirfen die LEB-Mitglieder fur
Schularten bestimmen, die an der Schule, an der
sie Elternbeiratsvorsitzenden sind, relevant sind.

Beispiel: Wer den Elternbeiratsvorsitz an einer
,Grund- und Werkrealschule® innehat, darf sowohl
das Mitglied fur die Grundschulen, als auch das Mit-
glied fur die Haupt- und Werkrealschulen wahlen.

Wie ist der Zeitplan fiir die Wahl?

Im November und Dezember 2025 ist der Zeit-
raum fur die Erklarung der Kandidatur. Hierzu
werden gesonderte Informationsschreiben tber
die Schulen an alle Eltern gehen. Die Kandidatur
muss online eingereicht werden.

Im Februar 2026 wird eine Woche lang digital
gewahlt. Die Wahlunterlagen mit schulspezifi-
schem Zugangslink gehen den wahlberechtigten
Elternbeiratsvorsitzenden tber die Schulen zu.

Im Vorfeld der Wahl ist das Kandidierendenver-
zeichnis einsehbar und es werden Videokonferen-
zen angeboten, um die Kandidierenden befragen
zu kénnen.

Im Méarz 2026 werden die Wahlergebnisse ver-
offentlicht.

Am 1. April 2026 beginnt die Amtszeit der
gewahlten Mitglieder des 21. Landeselternbei-
rats. Sie endet am 31. Marz 2029.

Wo finde ich Informationen?

Informationen rund um die Wahl gibt es jederzeit
auf leb-bw.de. Wer nichts verpassen mdchte, ist
herzlich eingeladen, den LEB-Newsletter zu abon-
nieren oder dem LEB auf Social Media zu folgen
(siehe Seite 72).

Kultusministerium und Landeselternbeirat werden
auBerdem durch gemeinsame Kommunikation tber
die Schulen die Eltern tUber die Méglichkeiten der
Kandidatur, und die Elternbeiratsvorsitzenden tber
den Wahlvorgang informieren.

Nehmen Sie |hr Recht auf Mitwirkung wahr. Und
informieren Sie alle Eltern Uber diese Moglichkei-
ten. Die Erziehungspartnerschaft Schule-Eltern-
haus funktioniert nur, wenn alle Interessen parita-
tisch Gehor finden.

Far unsere Kinder.
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Wichtige Adressen

Behorden

Ministerium fir Kultus, Jugend und Sport
Baden-Wiirttemberg

Postfach 10 34 42, 70029 Stuttgart
ThouretstraBe 6, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711 279-0, Fax: 0711 279-2810
E-Mail: oeffentlichkeitsarbeit@km.kv.bwl.de

Institut fiir Bildungsanalysen
Baden-Wiirttemberg (IBBW)

Heilbronner StraBe 172, 70191 Stuttgart
Telefon: 0711 6642-0, Fax: 0711 6642-5099
E-Mail: poststelle@ibbw.kv.bwl.de

Zentrum fiir Schulqualitat und Lehrerbildung
(zsL)

Heilbronner StraBBe 314, 70469 Stuttgart
Telefon: 0711 218 59-0, Fax: 0711 218 59-700
E-Mail: poststelle@zsl.kv.bwl.de

Obere Schulaufsichtsbehérden
bei den Regierungsprasidien (RP)

RP Stuttgart, Abteilung 7 — Schule und Bildung,
Ruppmannstr. 21, 70565 Stuttgart

Telefon: 0711 904-0, Fax: 0711 904-11190

E-Mail: abteilung7@rps.bwl.de

RP Karlsruhe, Abteilung 7 — Schule und Bildung,
Hebelstr. 2, 76133 Karlsruhe

Telefon: 0721 926-0, Fax: 0721 926-6211

E-Mail: abteilung7@rpk.bwl.de

RP Freiburg, Abteilung 7 — Schule und Bildung,
Eisenbahnstr. 68, 79098 Freiburg

Telefon: 0761 208-6000, Fax: 0761 208-6099
E-Mail: abteilung7@rpf.bwl.de

RP Tubingen, Abteilung 7 - Schule und Bildung,
Konrad-Adenauer-Str. 20, 72072 Tibingen
Telefon: 07071 757-0, Fax: 07071 757-3190
E-Mail: abteilung7@rpt.bwl.de
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Schulpsychologische Beratungs-
stellen der Land- und Stadtkreise

ZSL Regionalstelle Stuttgart

Schulpsychologische Beratungsstelle Béblingen
fiir den Landkreis Béblingen
Charles-Lindbergh-Str. 11, 71034 Bdblingen
Telefon: 07031 20595-80, Fax: 07031 20595-99
E-Mail: poststelle.spbs-bb@zsl-rs-s.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle
Ludwigsburg fiir den Landkreis Ludwigsburg
Wernerstra3e 33, 71636 Ludwigsburg

Telefon: 07141 15084-00, Fax: 0714115084-20
E-Mail: poststelle.spbs-lb@zsl-rs-s.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Niirtingen
fiir den Landkreis Esslingen

Marktstr. 14, 72622 Nirtingen

Telefon: 07022 252878-0, Fax: 07022 252878-99
E-Mail: poststelle.spbs-nt@zsl-rs-s.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Stuttgart
fiir den Stadtkreis Stuttgart

Bebelstraf3e 48, 70193 Stuttgart

Telefon: 0711 6376-300, Fax: 0711 6376-351
E-Mail: poststelle.spbs-s@zsl-rs-s.kv.bwl.de

ZSL Regionalstelle Karlsruhe

Schulpsychologische Beratungsstelle Karlsruhe
fiir Stadt- und Landkreis Karlsruhe

Ritterstr. 18, 76133 Karlsruhe

Telefon: 0721 605 610-70

E-Mail: poststelle.spbs-ka@zsl-rs-ka.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Pforzheim
fir den Stadtkreis Pforzheim, den Enzkreis und
den Landkreis Calw

MaximilianstrafBe 46, 75172 Pforzheim

Tel.: 07231 6057-311

E-Mail: poststelle.spbs-pf@zsl-rs-ka.kv.bowl.de



mailto:oeffentlichkeitsarbeit%40km.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ibbw.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40zsl.kv.bwl.de?subject=
mailto:abteilung7%40rps.bwl.de?subject=
mailto:abteilung7%40rpk.bwl.de?subject=
mailto:abteilung7%40rpf.bwl.de?subject=
mailto:abteilung7%40rpt.bwl.de?subject=
mailto:poststelle.spbs-bb%40zsl-rs-s.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle.spbs-lb%40zsl-rs-s.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle.spbs-nt%40zsl-rs-s.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle.spbs-s%40zsl-rs-s.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle.spbs-ka%40zsl-rs-ka.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle.spbs-pf%40zsl-rs-ka.kv.bwl.de?subject=

Schulpsychologische Beratungsstelle Rastatt
fur den Stadtkreis Baden-Baden sowie

die Landkreise Rastatt und Freudenstadt
Ludwigring 7, 76437 Rastatt

Tel.: 07222 9169-130

E-Mail: poststelle.spbs-ra@zsl-rs-ka.kv.bwl.de

ZSL Regionalstelle Mannheim

Schulpsychologische Beratungsstelle
Mannheim fiir den Stadtkreis Mannheim
Augustaanlage 67, 68165 Mannheim

Tel.: 0621 292-4190, Fax: 0621 292-4199

E-Mail: poststelle.spbs-ma@zsl-rs-ma.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle
Heidelberg fiir den Stadtkreis Heidelberg und
den Landkreis Rhein-Neckar
Friedrich-Ebert-Anlage 51c, 69117 Heidelberg,
Tel.: 0622197640, , Fax: 06221 292-976425
E-Mail: poststelle.spbs-hd@zsl-rs-ma.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Mosbach
fiir den Neckar-Odenwald-Kreis

Kistnerstr. 3, 74821 Mosbach

Tel.: 06261 64366-0, Fax: 06261 64366-15

E-Mail: poststelle.spbs-mos@zsl-rs-ma.kv.bwl.de

ZSL Regionalstelle Freiburg

Schulpsychologische Beratungsstelle Donau-
eschingen fiir den Schwarzwald-Baar-Kreis und
den Landkreis Rottweil

Irmastr. 7, 78166 Donaueschingen

Tel: 0771 89670-30, Fax: 0771 89670-39

E-Mail: poststelle.spbs-ds@zsl-rs-fr.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle
Freiburg fiir den Stadtkreis Freiburg
OltmannsstraBe 22, 79100 Freiburg

Tel.: 0761 595249-400, Fax: 0761 595249-499
E-Mail: poststelle.spbs-fr@zsl-rs-fr.kv.owl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle
Lorrach fir den Landkreis Lorrach

Am Alten Markt 2, 79539 Lo6rrach

Tel.: 07621 91419-60

E-Mail: poststelle.spbs-loe@zsl-rs-fr.kv.owl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Offenburg
fiir den Ortenaukreis

Gerberstra3e 24, 77652 Offenburg

Tel.: 0781120 311-0, Fax: 0781120 311-99

E-Mail: poststelle.spbs-og@zsl-rs-fr.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Singen
fur die Landkreise Konstanz und Tuttlingen
Julius-Bihrer-Str. 4,78224 Singen

Tel.: 07731 59672-0, Fax: 07731 59672-19
E-Mail: poststelle.spbs-sin@zsl-rs-fr.kv.owl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Waldshut
fiir den Landkreis Waldshut

Viehmarktplatz 1, 79761 Waldshut-Tiengen

Tel.: 07751 918710, Fax: 07551 9187112

E-Mail: poststelle.spbs-wt@zsl-rs-fr.kv.owl.de

ZSL Regionalstelle Tiibingen

Schulpsychologische Beratungsstelle Albstadt
fiir den Landkreis Sigmaringen und den Zollern-
albkreis

Lautlinger Str. 147-149, 72458 Albstadt

Tel.: 07431 9392-123, Fax: 07431 9392-161

E-Mail: poststelle.spbs-als@zsl-rs-tue.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Biberach
fiir den Landkreis Biberach

Erlenweg 2/1, 88400 Biberach

Tel.: 07351 5095-170

E-Mail: poststelle.spbs-bc@zsl-rs-tue.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Ulm

fir den Alb-Donau-Kreis und den Stadtkreis Ulm
Griesbadgasse 30, 89073 Ulm

Tel.: 0731270 115-10, Fax: 0731270 115-25

E-Mail: poststelle.spbs-ul@zsl-rs-tue.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Markdorf
fiir den Bodenseekreis

Am Stadtgraben 25, 88677 Markdorf

Tel.: 07544 5097-180, Fax: 07544 5097-194
E-Mail: poststelle.spbs-mak@zsl-rs-tue.kv.owl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle
Ravensburg fiir den Landkreis Ravensburg
Am Goetheplatz 2, 88214 Ravensburg

Tel.: 0751 366175-0, Fax: 0751 366175-28
E-Mail: poststelle.spbs-rv@zsl-rs-tue.kv.bwl.de
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Schulpsychologische Beratungsstelle Tiibingen
fur die Landkreise Reutlingen und Tiibingen
SchaffhausenstraBBe 113, 72072 Tubingen

Tel.: 07071 99902-500, Fax: 07071 99902-599
E-Mail: poststelle.spbs-tue@zsl-rs-tue.kv.bowl.de

ZSL Regionalstelle Schwabisch-Gmiind

Schulpsychologische Beratungsstelle Aalen
fiir den Landkreis Heidenheim und den Ostalb-
kreis

Galgenbergstr. 8, 73431 Aalen

Tel: 07361 526 56-0, Fax: 07361 526 56-99
E-Mail: poststelle.spbs-aa@zsl-rs-gd.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Backnang
fiir den Rems-Murr-Kreis

Eugen-Adolff-Str. 120, 71522 Backnang

Tel.: 07191 3454-241, Fax: 07191 3454-261

E-Mail: poststelle.spbs-bk@zsl-rs-gd.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Géppingen
fiir den Landkreis Géppingen

BurgstraBe 14-16, 73033 Goppingen

Tel: 07161 63-1585, Fax: 07161 63-1578

E-Mail: poststelle.spbs-gp@zsl-rs-gd.kv.bowl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Heilbronn
fiir den Stadt- und Landkreis Heilbronn
Cacilienstr. 56, 74072 Heilbronn

Tel.: 07131 64-37762, Fax: 07131 64-37760

E-Mail: poststelle.spbs-hn@zsl-rs-gd.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle Kiinzelsau
fiir den Landkreis Schwabisch Hall und den
Hohenlohekreis

Bahnhofstr. 2, 74653 Kiinzelsau

Tel: 07940 9307940, Fax: 07940 93079-77

E-Mail: poststelle.spbs-kuen@zsl-rs-gd.kv.bwl.de

Schulpsychologische Beratungsstelle
Tauberbischofsheim fiir den Main-Tauber-Kreis
Am Wort 1, 97941 Tauberbischofsheim

Tel.: 09341 895440, Fax: 09341 8954419

E-Mail: poststelle.spbs-tbb@zsl-rs-gd.kv.bwl.de
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Staatliche Schulamter

Regierungsprasidium Stuttgart

Staatliches Schulamt Backnang
Spinnerei 48, 71522 Backnang

Tel.: 07191 3454-0, Fax: 07191 3454-160
E-Mail: poststelle@ssa-bk.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Béblingen
Charles-Lindbergh-Str. 11 (Forum 1),

71034 Boblingen

Telefon: 07031 20595-0, Fax: 07031 20595-11
E-Mail: poststelle@ssa-bb.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Géppingen

Burgstr. 14-16, 73033 Gdppingen

Telefon: 07161 63-1500, Fax: 07161 63-1575
E-Mail: poststelle@ssa-gp.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Heilbronn
Rollwagstr. 14, 74072 Heilbronn

Telefon: 07131 6437700, Fax: 071316437720
E-Mail: poststelle@ssa-hn.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Kiinzelsau
Oberamteistr. 21, 74653 Kiinzelsau

Telefon: 07940 930 79-0, Fax: 07940 930 79-66
E-Mail: poststelle@ssa-kuen.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Ludwigsburg
Mdmpelgardstr. 26, 71640 Ludwigsburg
Telefon: 07141 9900-0, Fax: 07141 9900-251
E-Mail: poststelle@ssa-lb.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Nirtingen

Marktstr. 12, 72622 Nirtingen,

Telefon: 07022 26299-0, Fax: 07022 26299-11
E-Mail: poststelle@ssa-nt.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Stuttgart

Bebelstr. 48, 70193 Stuttgart

Telefon: 0711 6376-200, Fax: 0711 6376-251
E-Mail: poststelle@ssa-s.kv.bwl.de

Regierungsprasidium Karlsruhe

Staatliches Schulamt Karlsruhe
RitterstraBe 20, 76133 Karlsruhe

Telefon: 0721 605610-0, Fax: 0721 605610-44
E-Mail: poststelle@ssa-ka.kv.bwl.de
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Staatliches Schulamt Mannheim
Augustaanlage 67, 68165 Mannheim
Telefon: 0621 292-4141, Fax: 0621 292-4144
E-Mail: poststelle@ssa-ma.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Pforzheim
Maximilianstr. 46, 75172 Pforzheim

Telefon: 07231 6057-400, Fax: 07231 6057-440
E-Mail: poststelle@ssa-pf.kv.owl.de

Staatliches Schulamt Rastatt

Ludwigring 7, 76437 Rastatt

Telefon: 07222 9169-0, Fax: 07222 9169-199
E-Mail: poststelle@ssa-ra.kv.bwl.de

Regierungsprasidium Freiburg

Staatliches Schulamt Donaueschingen
Irmastr. 7-9, 78166 Donaueschingen
Telefon: 0771 89670-0, Fax: 0771 89670-19
E-Mail: poststelle@ssa-ds.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Freiburg

Oltmannstr. 22, 79100 Freiburg im Breisgau
Telefon: 0761 595249-552, Fax: 0761 595249-599
E-Mail: poststelle@ssa-fr.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Konstanz

Am Seerhein 6, 78467 Konstanz

Telefon: 07531 80201-0, Fax: 07531 80201-39
E-Mail: poststelle@ssa-kn.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Lérrach

Am Alten Markt 2, 79539 Lérrach
Telefon: 07621 914190, Fax: 07621 914191
E-Mail: poststelle@ssa-loe.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Offenburg
Maria-und-Georg-Dietrich-StraBe 2,

77652 Offenburg

Telefon: 0781120301-00, Fax: 0781120301-49
E-Mail: poststelle@ssa-og.kv.bwl.de

Regierungsprasidium Tibingen

Staatliches Schulamt Albstadt

Lautlinger StraBe 147-149, 72458 Albstadt
Telefon: 07431 9392-0, Fax: 07431 9392-160
E-Mail: poststelle@ssa-als.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Biberach

Erlenweg 2/1, 88400 Biberach an der Ri
Telefon: 07351 5095-0, Fax: 07351 5095-195
E-Mail: poststelle@ssa-bc.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Markdorf

Am Stadtgraben 25, 88677 Markdorf
Telefon: 07544 5097-0, Fax: 07544 5097-192
E-Mail: poststelle@ssa-mak.kv.bwl.de

Staatliches Schulamt Tiibingen

Uhlandstr. 15, 72072 Tibingen

Telefon: 07071 99902-100, Fax: 07071 99902-499
E-Mail: poststelle@ssa-tue.kv.bwl.de

77


mailto:poststelle%40ssa-ma.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ssa-pf.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ssa-ra.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ssa-ds.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ssa-fr.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ssa-kn.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ssa-loe.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ssa-og.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ssa-als.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ssa-bc.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ssa-mak.kv.bwl.de?subject=
mailto:poststelle%40ssa-tue.kv.bwl.de?subject=

4R Baden-Wiirttemberg
SR Ministerium fiir Kultus,
SR Jugend und Sport

O
TH- W

Impressum

Herausgeber: Ministerium fiir Kultus, Jugend und Sport Baden-Wirttemberg, Postfach 10 34 42, 70029 Stuttgart
www.km-bw.de, oeffentlichkeitsarbeit@km.kv.owl.de

Redaktion: Birgit Otte (verantwortlich), Juliane Kérner

Fotos: Lucas Breusch (S. 3); iStockphoto: © VioletaStoimenova (Titel), laflor (S.12), SDI Productions (S. 13, S. 28),
Kupicoo (S.13), Fat Camera (S. 15, S. 38, S. 52), Prostock Studio (S. 22), sanjeri (S. 35), Stefan Nikolic (S. 48), isuzek (S.
54), gzorgz (S. 60), sturti (S. 65), Rawpixel Ltd. (S. 67); stock.adobe.com: © Contrastwerrkstatt (S. 4), © EFstock (S. 6),
qunica.com (S. 8, S. 26, S. 43), Yuri Arcurs (S. 9), Drazen (S. 11, S.17), insta ohotos (S. 30), ihorvsn (S. 32), KOTO (S. 34),
ruslanshug (S. 41), pressmaster (S. 51, S. 62, S. 68), Chris Schmidt (S. 59)

Layout: Ilona Hirth Grafik Design GmbH, Karlsruhe

Lektorat: Ministerium fir Kultus, Jugend und Sport Baden-Wirttemberg

2025


http://www.km-bw.de
mailto:oeffentlichkeitsarbeit%40km.kv.bwl.de?subject=

	Titelseite Elternifo für gewählte Elternvertreterinnen und -vertreter
	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	Elternmitwirkung
	Tipps zur Mitwirkung
	Klassenpflegschaft/Elternabend
	Tipps zur Vorbereitung
	Praktische Ratschläge zur Klassenpflegschaftssitzung/ für den Elternabend
	Mit Konflikten umgehen
	In diesen Gremien können Eltern vertreten sein
	Das Schulleben mitgestalten
	Rechtliche Grundlagen
	Aus Verfassung und Schulgesetz
	Auszug aus dem Grundgesetz
	Auszug aus der Verfassung des Landes Baden-Württemberg
	Auszug aus dem Schulgesetz für Baden-Württemberg
	Elternbeiratsverordnung
	Auszug aus der Schul­konferenzordnung
	Auszug aus der Konferenz­ordnung
	Weitere Rechts- und Verwaltungsvorschriften
	Weitere Angebote und Informationen
	Gemeinnützige Elternstiftung Baden-Württemberg
	Landesverband der Schul- und Kitafördervereine e.V.
	Landeselternbeirat Baden-Württemberg
	Wichtige Adressen
	Behörden
	Obere Schulaufsichtsbehördenbei den Regierungspräsidien (RP)
	Schulpsychologische Beratungsstellen der Land- und Stadtkreise
	Staatliche Schulämter
	Impressum




